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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Durchfithrung der Verordnung (EU)
2019/816 sowie zur Anderung weiterer Vorschriften

A. Problem und Ziel

Der Entwurf dient der Durchfuhrung der Verordnung (EU) 2019/816 des Européaischen
Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 zur Einrichtung eines zentralisierten Sys-
tems fur die Ermittlung der Mitgliedstaaten, in denen Informationen zu Verurteilungen von
Drittstaatsangehdrigen und Staatenlosen (ECRIS-TCN) vorliegen, zur Erganzung des
Europaischen Strafregisterinformationssystems und zur Anderung der Verord-
nung (EU) 2018/1726 (ABI. L 135 vom 22.05.2019, S. 1), die durch die Verordnung (EU)
2019/818 (ABI.L 135 vom 225.2019, S.85) geandert worden ist. Die Verord-
nung (EU) 2019/816 ist in der Bundesrepublik Deutschland unmittelbar anzuwenden. Um
die Verpflichtungen aus dieser Verordnung vollstandig und bundeseinheitlich zu erflllen,
bedarf es zusatzlich einiger Durchfiihrungsbestimmungen.

Die Verordnung (EU) 2019/816 bezweckt die Verbesserung des Europaischen Strafregis-
terinformationssystems ,ECRIS* (,European Criminal Record Information System®) zum
Austausch von Strafregisterinformationen Uber verurteilte Personen, die nicht die Staats-
angehorigkeit eines Mitgliedstaates der Europaischen Union (im Folgenden: Mitgliedstaa-
ten) haben oder die neben einer solchen auch die Staatsangehdrigkeit eines Drittstaates
besitzen, Uber verurteilte Staatenlose sowie Uber verurteilte Personen, deren Staatsange-
horigkeit unbekannt ist (im Folgenden: Drittstaatsangehorige). ECRIS ist ein dezentrales
Informationstechnologiesystem, das die bestehenden Strafregister der Mitgliedstaaten
vernetzt ohne sie inhaltlich zu verandern. Mit Hilfe von ECRIS werden alle in der Europai-
schen Union ergangenen strafgerichtlichen Verurteilungen von Blrgerinnen und Birgern
der Europaischen Union dem jeweiligen Heimatstaat Gbermittelt und dort zentral gespei-
chert. Auf diese Weise ist bei diesem eine schnelle und effiziente Abfrage von Vorstrafen
mdglich. Mangels Verortung einer zustandigen Stelle ist eine solche zentrale Speicherung
und effiziente Abfrage der Vorstrafen von Drittstaatsangehdrigen jedoch bislang nicht
moglich. Gegenwartig werden diese Verurteilungen ausschliel3lich in dem Strafregister
desjenigen Staates gespeichert, in dem das Urteil ergangen ist. Fur die Registerbehérden
der anderen Mitgliedstaaten ist dadurch nicht notwendigerweise ersichtlich, dass dort eine
Verurteilung vorliegt. Um sicherzustellen, dass alle Verurteilungen von Drittstaatsangeho-
rigen Berlcksichtigung finden, mussten die Strafregisterbehérden der Mitgliedstaaten
derzeit eine zeitaufwandige Abfrage an alle Strafregister in den Mitgliedstaaten richten,
um an die gewunschten Informationen zu gelangen. Eine schnelle und zeitnahe Informati-
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on ist fur die Entscheidung Uber weitere justizielle Mallnahmen (zum Beispiel den Erlass
eines Untersuchungshaftbefehls oder fir die Strafzumessung) aber oftmals erforderlich.
Um dies sicherzustellen, regelt die Verordnung (EU) 2019/816 die Einrichtung des zentra-
len Systems ECRIS-TCN (,European Criminal Record Information System for Third
Country Nationals®). In diesem werden personenbezogene alphanumerische und be-
stimmte biometrische Daten, insbesondere Fingerabdriicke, rechtskraftig verurteilter Dritt-
staatsangehoriger gespeichert. Dies ermdglicht eine einfache und schnelle Abfrage, ob
und gegebenenfalls in welchen Mitgliedstaaten Strafregisterinformationen zu einer sol-
chen Person gespeichert sind. Die Verordnung (EU) 2019/816 ist auch eingebunden in
die Interoperabilitat zwischen EU-Informationssystemen im Bereich Justiz und Inneres,
mit der insbesondere die korrekte Identifizierung von Personen erleichtert und Identitats-
betrug bekampft werden soll. Auf diese Weise sollen die zustandigen nationalen Behor-
den in den Bereichen Sicherheit, Grenzmanagement und Migrationssteuerung sowie Vi-
sabearbeitung und Asylgewahrung unterstitzt werden.

B. Losung

Der Entwurf beinhaltet einzelne Neuregelungen unter anderem in der Strafprozessord-
nung (StPO) und im Bundeszentralregistergesetz (BZRG). Die Neuregelungen in der
StPO schaffen die Grundlagen fir die aufgrund der Verordnung (EU) 2019/816 erforderli-
che zusatzliche Aufnahme von Fingerabdricken. Dazu ist zum einen die effiziente Fest-
stellung und Zuordnung vorhandener Fingerabdruckdaten sowie die Ausweitung der Be-
fugnisse fir die Aufnahme und zentrale Speicherung der Fingerabdriicke zu regeln. Der
Entwurf schlagt dazu in § 81b StPO die Schaffung einer Rechtsgrundlage fir die Aufnah-
me der Fingerabdriicke und Ubermittlung an das Bundeskriminalamt (BKA) vor, wenn sie
in dem Strafverfahren oder in einem anderen Strafverfahren noch nicht erhoben worden
sind und die betroffene Person rechtskraftig zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe verur-
teilt worden ist beziehungsweise gegen sie rechtskraftig eine freiheitsentziehende Malire-
gel der Besserung und Sicherung angeordnet worden ist. Wenn auf Grund bestimmter
Tatsachen und bei Wirdigung der Umstande des Einzelfalles die Gefahr besteht, dass
der Beschuldigte sich dieser MaRnahme entziehen werde, durfen die Fingerabdricke
auch nach der Verurteilung aber schon vor Eintritt der Rechtskraft aufgenommen werden.
Damit sollen bei allen im Strafverfahren verurteilten und in den persénlichen Anwen-
dungsbereich der Verordnung (EU) 2019/816 fallenden Personen, die zu Freiheitsentzug
verurteilt worden sind oder gegen die eine freiheitsentziehende Malregel angeordnet
worden ist, die Fingerabdriicke mittels Auslesen festgestellt oder aufgenommen werden
kénnen. Im BZRG sind, soweit sich die Befugnisse nicht schon aus der Verord-
nung (EU) 2019/816 selbst ergeben, Regelungen zu schaffen, die der Registerbehérde
die Datenverarbeitung und den Datenaustausch mit ECRIS-TCN, den Strafverfolgungs-
behdrden und dem BKA in Bezug auf die personenbezogenen Daten, insbesondere die
Fingerabdricke beziehungsweise die entsprechenden Referenznummern, erlauben. Bei
der Gelegenheit werden weitere Vorschriften des BZRG geandert. Diese Anderungen
dienen der durchgehenden geschlechtsneutralen Formulierung des BZRG oder sehen
Klarstellungen zum datenschutzrechtlichen Umfang von Rechtsgrundlagen fir automati-
sierte Ubermittlungsverfahren vor. Zudem wird die Bewahrungshilfe in den Kreis der Stel-
len aufgenommen, die nach dem BZRG eine unbeschrankte Auskunft erhalten kénnen.
Gleiches qilt fur die Aufnahme der Grenzbehdrden in § 41 Absatz 1 Nummer 7 BZRG.
Weitere Anpassungen betreffen das Gewerbezentralregister und machen Anderungen in
der Gewerbeordnung erforderlich.
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C. Alternativen

Bei der Durchfuhrung der unmittelbar geltenden Verordnung (EU) 2019/816 werden den
Mitgliedstaaten in eingeschranktem Umfang Wahlmaglichkeiten gelassen. Dies betrifft vor
allem die Feststellung und Aufnahme der Fingerabdricke nach Artikel5 Ab-
satz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2019/816, insbesondere die Wahl in welchen
Fallen die Fingerabdricke aufzunehmen sind, wenn dies noch nicht im Strafverfahren
erfolgt ist. So sind nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b Zifferii der Verord-
nung (EU) 2019/816 mindestens die Fingerabdriicke aufzunehmen und in den Datensatz
in ECRIS-TCN einzustellen, wenn entweder die betroffene Person zu einer Freiheitsstrafe
von mindestens sechs Monaten verurteilt worden ist oder wenn die Person fir eine Straf-
tat verurteilt worden ist, die nach dem Recht des Mitgliedstaats mit einer Freiheitsstrafe im
Hoéchstmall von mindestens zwolf Monaten bedroht ist. Die Bundesrepublik Deutschland
stellt insoweit — Uber die Vorgabe von Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii Spiegel-
strich eins der Verordnung (EU) 2019/816, wonach Verurteilungen zu einer Freiheitsstrafe
von mindestens sechs Monaten erfasst werden sollen, hinausgehend — auf die grundsatz-
liche Verurteilung zu Freiheits- oder Jugendstrafe beziehungsweise die Anordnung einer
freiheitsentziehenden Maliregel der Besserung und Sicherung ohne ein konkretes Min-
destmald ab. MalRgeblich fir diese Regelung ist der Rechtsgedanke des § 47 Absatz 1
des Strafgesetzbuchs. Danach verhangt das Gericht eine Freiheitsstrafe unter sechs Mo-
naten ohnedies nur ausnahmsweise, wenn besondere Umstande, die in der Tat oder der
Personlichkeit des Taters liegen, die Verhangung einer Freiheitsstrafe zur Einwirkung auf
den Téater beziehungsweise die Taterin oder zur Verteidigung der Rechtsordnung uner-
Iasslich machen. Gerade in den Fallen, in denen die Verhangung einer solchen kurzen
Freiheitsstrafe zur Einwirkung auf den Tater beziehungsweise die Taterin und damit aus
spezialpraventiven Grinden zur Vermeidung von Wiederholungstaten erfolgt, erscheint
deren Erfassung vor dem Hintergrund des Zwecks der Verordnung (EU) 2019/816 sach-
gerecht.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Fur die Anbindung an ECRIS-TCN und dessen Einbindung in das bestehende Bundes-
zentralregister plant das Bundesamt flir Justiz (BfJ) ein Projekt (2020 bis 2022), welches
einmalig Sachkosten in Hoéhe von 2,3 Millionen Euro und Personalkosten in Héhe von
insgesamt rund 2,5 Millionen Euro aufwirft. Die entsprechenden Mittel und Planstellen
sind bereits vollstandig in dem Haushalt 2020 und dartber hinaus in der Finanzplanung
enthalten. Zudem fallen beim BfJ ab 2023 zusatzlich dauerhaft Personalkosten in Hohe
von 750 000 Euro und Sachkosten in Hohe von 450 000 Euro an.

Personalkosten entstehen zudem ab dem Jahr 2023 dauerhaft beim Bundesbeauftragten
fur den Datenschutz und die Informationsfreiheit in Héhe von rund 400 000 Euro.

Beim BKA werden in dem Jahr 2021 einmalig Sachkosten in Hohe von 450 000 Euro so-
wie dauerhafte Sachkosten in Hohe von 135 000 Euro ab dem Jahr 2022 erwartet.

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmaRig im jeweili-
gen Einzelplan ausgeglichen werden.

Auf Landerebene fallen voraussichtlich einmalig Personalkosten von rund 20 000 Euro in
Sachsen und einmalig Sachmittel von rund 152 000 Euro an.

Bei den Gemeinden entstehen keine Haushaltsausgaben.
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E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fur Blirgerinnen und Blrger

Als gesamter zusatzlicher Erflllungsaufwand fallen pro Jahr circa 1 577 Stunden fir be-
schuldigte Personen mit einer Drittstaatsangehorigkeit an.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Keiner.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Als zusatzlicher einmaliger Erfullungsaufwand fallen auf Bundesebene durch die Einfih-
rung und Anbindung von ECRIS-TCN rund 2,3 Millionen Euro Personalkosten und rund
2,8 Millionen Euro Sachkosten und zuséatzlicher dauerhafter Aufwand von rund
1,7 Millionen Euro Personalkosten und 585 000 Euro Sachmittel an. Auf der Ebene der
Lander fallt in Sachsen ein einmaliger Personalaufwand von 20 000 Euro an. Darlber
hinaus wird ein einmaliger Sachaufwand von rund 152 000 Euro prognostiziert. Als dau-
erhafter Erflllungsaufwand werden bei den Landern rund 1,1 Millionen Euro entstehen.

Bei den Gemeinden fallen keine Aufwande an.

F. Weitere Kosten

Seitens der Lander werden ab dem Jahr 2023 voraussichtlich dauerhaft rund 1,1 Millionen
Euro Personalkosten entstehen. Auf kommunaler Ebene entstehen keine Kosten.

Es werden keine Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf
das Verbraucherpreisniveau, erwartet.
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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Durchfilhrung der Verordnung (EU)
2019/816 sowie zur Anderung weiterer Vorschriften

Bundesrepublik Deutschland Berlin, 12. Februar 2021
Die Bundeskanzlerin

An den

Prasidenten des Bundesrates
Herrn Ministerprasidenten
Dr. Reiner Haseloff

Sehr geehrter Herr Président,

hiermit tbersende ich gemaR Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 des Grundgesetzes den
von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Durchfuhrung der Verordnung
(EU) 2019/816 sowie zur Anderung weiterer Vorschriften

mit Begrindung und Vorblatt.

Der Gesetzentwurf ist besonders eilbedirftig, da die Mitgliedstaaten verpflichtet
sind, innerhalb von drei Jahren die im Jahr 2019 in Kraft getretene Verordnung
(EU) 2019/816 umzusetzen. Dazu ist das Gesetzgebungsverfahren noch in dieser
Wahlperiode abzuschlieBen. Die nationale Durchfuhrung der Verordnung (EU)
2019/816 sollte zudem zeitgerecht angegangen werden, weil die Geschéafts-
bereichsbehdrden des Bundesministeriums der Justiz und fir Verbraucherschutz
(Bundesamt fiir Justiz) und des Bundesministeriums des Innern, fir Bau und Hei-
mat (Bundeskriminalamt) sowie die Landesinnen- und Landesjustizverwaltungen
fur erforderliche Anpassungen Planungssicherheit und eine ausreichende Vorlauf-
zeit benotigen.

Fristablauf: 26.03.21
besonders eilbedirftige Vorlage geméaR Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG
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Federfihrend ist das Bundesministerium der Justiz und fir VVerbraucherschutz.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemédl 8§86 Absatz 1
NKRG ist als Anlage beigefugt.

Mit freundlichen GriRRen
Dr. Angela Merkel
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Entwurf eines Gesetzes zur Durchfihrung der Verord-
nung (EU) 2019/816 sowie zur Anderung weiterer Vorschriften

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung der Strafprozessordnung

§ 81b der Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987

(BGBI. 1 S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 49 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020
(BGBI. | S. 3096) geandert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1.

2.

Der Wortlaut wird Absatz 1.
Die folgenden Absatze werden angefligt:

,(2) Uber die Falle des Absatzes 1 hinaus sind die Fingerabdriicke des Beschul-
digten fur die Erstellung eines Datensatzes gemal Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b der
Verordnung (EU) 2019/816 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. April
2019 zur Einrichtung eines zentralisierten Systems fur die Ermittlung der Mitgliedstaa-
ten, in denen Informationen zu Verurteilungen von Drittstaatsangehoérigen und Staa-
tenlosen (ECRIS-TCN) vorliegen, zur Erganzung des Europaischen Strafregisterinfor-
mationssystems und zur Anderung der Verordnung (EU) 2018/1726 (ABI. L 135 vom
22.5.2019, S. 1), die durch die Verordnung (EU) 2019/818 (ABI. L 135 vom 22.5.2019,
S. 85) geandert worden ist, auch gegen dessen Willen aufzunehmen, sofern

1. es sich bei dem Beschuldigten um einen Drittstaatsangehdrigen im Sinne des Ar-
tikels 3 Nummer 7 der Verordnung (EU) 2019/816 handelt,

2. der Beschuldigte rechtskraftig zu einer Freiheitsstrafe oder Jugendstrafe verurteilt
oder gegen ihn rechtskraftig allein eine freiheitsentziehende Malregel der Besse-
rung und Sicherung angeordnet worden ist,

3. keine Fingerabdriicke des Beschuldigten vorhanden sind, die im Rahmen eines
Strafverfahrens aufgenommen worden sind, und

4. die entsprechende Eintragung im Bundeszentralregister noch nicht getilgt ist.

Wenn auf Grund bestimmter Tatsachen und bei Wirdigung der Umstande des Einzel-
falles die Gefahr besteht, dass der Beschuldigte sich dieser MalRnahme entziehen
werde, dann durfen die Fingerabdriicke abweichend von Satz 1 Nummer 2 bereits vor
der Rechtskraft der Entscheidung aufgenommen werden.

(3) Fur die Erstellung eines Datensatzes gemaf Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b
der Verordnung (EU) 2019/816 sind die nach Absatz 1 fiur die Zwecke der Durchfiih-
rung des Strafverfahrens, die nach Absatz 2 oder die nach § 163b Absatz 1 Satz 3 auf-
genommenen Fingerabdriicke an das Bundeskriminalamt zu tGbermitteln.



Drucksache 149/21 -2-

(4) Fur die Erstellung eines Datensatzes gemaf Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b
der Verordnung (EU) 2019/816 darf das Bundeskriminalamt die nach den Absatzen 1
und 2 sowie die nach § 163b Absatz 1 Satz 3 aufgenommenen und ihm Ubermittelten
Fingerabdrucke verarbeiten. Bei den nach Absatz 1 fur die Zwecke der Durchfuhrung
des Strafverfahrens, den nach Absatz 2 Satz 2 und den nach § 163b Absatz 1 Satz 3
aufgenommenen Fingerabdriicken ist eine Uber die Speicherung hinausgehende Ver-
arbeitung nach Satz 1 unzuldssig, solange die Entscheidung noch nicht rechtskraftig
ist. Die Verarbeitung nach Satz 1 ist ferner unzulassig, wenn

1. der Beschuldigte rechtskraftig freigesprochen wurde,
2. das Verfahren nicht nur vorlaufig eingestellt wurde oder

3. die alleinige Anordnung einer freiheitsentziehenden Maliregel der Besserung und
Sicherung gegen den Beschuldigten rechtskraftig unterbleibt.

Satz 3 gilt entsprechend in den Fallen des Absatzes 2 Satz 2, wenn der Beschuldigte
rechtskraftig zu einer anderen Strafe als Freiheitsstrafe oder Jugendstrafe verurteilt
wurde. Ist die Verarbeitung der Fingerabdriicke nach Satz 3 oder 4 unzulassig, so sind
die Fingerabdricke zu I6schen.

(5) Fur die Verarbeitung flr andere Zwecke als die Erstellung eines Datensatzes
gemaly Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2019/816 gelten die
§§ 481 bis 485. Die Verarbeitung der nach Absatz 2 Satz 2 aufgenommenen Finger-
abdricke ist jedoch erst zulassig, wenn die Entscheidung rechtskraftig und die Verar-
beitung fiir die Erstellung eines Datensatzes nicht nach Absatz 4 Satz 3 oder 4 unzu-
Iassig ist. Die Ubrigen Bestimmungen Uber die Verarbeitung der nach Absatz 1 oder 2
oder nach § 163b aufgenommenen Fingerabdriicke bleiben unberthrt.*

Artikel 2

Anderung des Bundeszentralregistergesetzes

Das Bundeszentralregistergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Sep-

tember 1984 (BGBI. | S. 1229; 1985 | S. 195), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom
7. Dezember 2020 (BGBI. | S. 2760), geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

§ 5 Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 6 werden die Wérter ,der Verurteile* durch die Wérter ,die verurteilte
Person® ersetzt.

b) In Nummer 7 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.
c) Folgende Nummer 8 wird angefugt:

,8. bei Drittstaatsangehdrigen im Sinne des Artikels 3 Nummer 7 der Verord-
nung (EU) 2019/816 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
17. April 2019 zur Einrichtung eines zentralisierten Systems fur die Ermittlung
der Mitgliedstaaten, in denen Informationen zu Verurteilungen von Dritt-
staatsangehorigen und Staatenlosen (ECRIS-TCN) vorliegen, zur Ergénzung
des Europaischen Strafregisterinformationssystems und zur Anderung der
Verordnung (EU) 2018/1726 (ABI. L 135 vom 22.5.2019, S. 1), die durch die
Verordnung (EU) 2019/818 (ABI. L 135 vom 22.5.2019, S. 85) geandert wor-
den ist, oder Personen, die neben einer Unionsstaatsangehorigkeit auch die
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Staatsangehdrigkeit eines Drittstaats besitzen, die daktyloskopische Num-
mer, wenn sie fur die Erstellung eines Datensatzes gemal} Artikel 5 Absatz 1
Buchstabe b der Verordnung (EU) 2019/816 erforderlich ist.*

2. Nach § 20a wird folgender § 20b eingefugt:

,§ 20b
Identifizierungsverfahren

Soweit dies zur Durchfihrung der Aufgaben der Registerbehdrde, insbesondere
nach diesem Gesetz erforderlich ist, darf die Registerbehdrde bei Zweifeln an der Iden-
titat einer Person, fir die eine Eintragung im Bundeszentralregister gespeichert ist,
ausschlieB3lich zur Feststellung der Identitat dieser Person, allein oder nebeneinander,
insbesondere Auskinfte von den folgenden o&ffentlichen Stellen einholen:

1. aus dem Melderegister,

2. aus dem Auslanderzentralregister sowie

3. von Auslanderbehdrden und Standesamtern.

Im Rahmen eines solchen Auskunftsersuchens darf die Registerbehérde den ersuch-
ten offentlichen Stellen die hierzu erforderlichen personenbezogenen Daten Ubermit-
teln. Die ersuchten o&ffentlichen Stellen haben die von der Registerbehdrde Ubermittel-
ten personenbezogenen Daten spatestens nach Erteilung der Auskunft unverziglich
zu léschen.”

3. In § 21 Satz 1 werden die Wérter ,Verfahrens, das die Ubermittlung personenbezoge-
ner Daten durch Abruf ermoglicht,” durch die Worter ,Anfrage- und Auskunftsverfah-
rens fur die Ubermittlung personenbezogener Daten® ersetzt.

4. In § 21a Absatz 2 Satz 3 werden nach dem Wort ,Protokolldaten” ein Komma und die
Woérter ,soweit sie sich nicht auf Datenverarbeitungsvorgange nach Artikel 31 der Ver-
ordnung (EU) 2019/816 beziehen,” eingefugt.

5. In § 32 Absatz 2 Nummer 10 werden nach der Angabe ,§ 5 Abs. 1 Nr. 1 die Wérter
,=und die Angabe nach § 5 Absatz 1 Nummer 8* eingeflgt.

6. § 41 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

aa) In Nummer 1 wird nach dem Wort ,Eurojust-Gesetzes* das Wort ,sowie” durch
ein Komma ersetzt und werden nach dem Wort ,Strafgesetzbuchs® die Worter
,sowie der Bewahrungshilfe* eingefugt.

bb) In Nummer 7 werden nach den Wértern ,,den Auslanderbehérden” ein Komma
und die Wérter ,den mit der polizeilichen Kontrolle des grenzuberschreitenden
Verkehrs beauftragten Behorden® eingefugt.

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefugt:

,Die Angabe nach § 5 Absatz 1 Nummer 8 darf nicht nach Absatz 1 mitgeteilt wer-
den.”

7. Dem § 57 wird folgender Absatz 6 angeflgt:
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»(6) Die Registerbehdrde erteilt Eurojust die Zustimmung gemaf Artikel 17 Ab-
satz 3 der Verordnung (EU) 2019/816, wenn ein Ersuchen des anfragenden Drittstaa-
tes oder einer internationalen Organisation nach den Absatzen 1 bis 5 voraussichtlich
beantwortet werden wirde.*

8. In § 57a Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort ,Person das Komma und die Worter
,die die deutsche Staatsangehorigkeit besitzt und im ersuchenden Mitgliedstaat
wohnt,” gestrichen.

9. Nach § 58 wird folgender Achter Abschnitt eingeflgt:

LAchter Abschnitt

Verarbeitung personenbezogener Daten zu den Zwecken der Verord-
nung (EU) 2019/816 und der Verordnung (EU) 2019/818

§ 58a
Ersuchen um Ubermittlung personenbezogener Daten von ECRIS-TCN

Die Registerbehérde darf das zentralisierte System zur Ermittlung der Mitglied-
staaten, in denen Informationen zu Verurteilungen von Drittstaatsangehérigen und
Staatenlosen vorliegen (ECRIS-TCN), um Ubermittlung der erforderlichen personen-
bezogenen Daten ersuchen und die empfangenen personenbezogenen Daten verar-
beiten, soweit dies neben den Zwecken der Verordnung (EU) 2019/816 erforderlich ist

1. far die Erteilung einer Auskunft aus dem Register fur nichtstrafrechtliche Zwecke
oder

2. fir die Erteilung eines Flhrungszeugnisses.

§ 58b

Austausch von personenbezogenen Daten zwischen der Registerbehdrde und dem
Bundeskriminalamt

(1) Die Registerbehdrde darf das Bundeskriminalamt zu Zwecken der Verord-
nung (EU) 2019/816 um Ubermittlung der nach § 81b oder § 163b Absatz 1 Satz 3 der
Strafprozessordnung aufgenommenen Fingerabdriicke ersuchen.

(2) Die Registerbehdrde darf die auf Ersuchen nach Absatz 1 tbermittelten Fin-
gerabdrucke erheben, speichern und verwenden, soweit dies zu Zwecken der Verord-
nung (EU) 2019/816 erforderlich ist. Ist eine Verwendung zu diesen Zwecken nicht
mehr erforderlich, so sind die Fingerabdriicke unverziglich zu |6dschen.

(3) Werden der Registerbehdrde bei Ersuchen nach § 57a Absatz 2 bis 4 infolge
eines Treffers in ECRIS-TCN Fingerabdruicke der betroffenen Person tbermittelt, darf
die Registerbehdérde dem Bundeskriminalamt die erforderlichen personenbezogenen
Daten einschlieRlich der Fingerabdriicke Ubermitteln und um einen Abgleich der Iden-
titdt ersuchen. Dies gilt auch zur Prifung von Mehrfachidentitaten nach Artikel 29 der
Verordnung (EU) 2019/818.

(4) Das Bundeskriminalamt darf
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1. auf Ersuchen nach Absatz 1 zu Zwecken der Verordnung EU (2019/816) die nach
§ 81b oder § 163b Absatz 1 Satz 3 der Strafprozessordnung aufgenommenen Fin-
gerabdriicke an die Registerbehdrde Gbermitteln,

2. auf Ersuchen nach Absatz 3 Amtshilfe bei der Auswertung der in Absatz 3 genann-

ten Daten zur Identitatsfeststellung leisten und das Ergebnis der Auswertung der
Registerbehdrde tbermitteln.

§ 58c
Ablauf der Speicherfrist in ECRIS-TCN

Die Speicherfrist nach Artikel 8 der Verordnung (EU) 2019/816 endet mit dem Ein-
tritt der Tilgungsreife.”

Artikel 3

Anderung der Gewerbeordnung

Die Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999

(BGBI. | S. 202), die zuletzt durch Artikel 9b des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBI. |
S. 3334) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

Die Inhaltstbersicht wird wie folgt geandert:

a) Nach der Angabe zu § 150e wird folgende Angabe eingefigt:

.8 150f Automatisiertes Auskunftsverfahren®.

b) Die Angabe zu § 153b wird durch die folgenden Angaben ersetzt:
,§ 153b Identifizierungsverfahren

§ 153c Verwaltungsvorschriften®.

In § 150 Absatz 2 Satz 2 werden die Worter ,nicht durch einen Bevollmachtigten ver-
treten lassen® durch die Woérter ,durch einen Bevollméachtigten oder eine Bevollmach-
tigte nur vertreten lassen, wenn die Bevollmachtigung im Handels- oder Genossen-
schaftsregister eingetragen ist ersetzt.

Nach § 150e wird folgender § 150f eingeflgt:

»8 150f
Automatisiertes Auskunftsverfahren

Die Einrichtung eines automatisierten Anfrage- und Auskunftsverfahrens fur die
Ubermittlung personenbezogener Daten ist zuléssig, soweit diese Form der Dateniiber-
mittlung unter Berucksichtigung der schutzwirdigen Interessen der betroffenen Perso-
nen wegen der Vielzahl der Ubermittlungen oder wegen ihrer besonderen Eilbediirftig-
keit angemessen ist und wenn gewahrleistet ist, dass die Daten gegen den unbefugten
Zugriff Dritter bei der Ubermittlung wirksam geschiitzt werden. § 493 Absatz 2 und 3
Satz 1 und 2 der Strafprozessordnung gilt entsprechend.”
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4. § 153a Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

,(2) Erhalt die Registerbehdrde eine Mitteilung tber die Anderung des Geburtsna-
mens, des Familiennamens, eines Vornamens oder des Geburtsdatums einer Person,
Uber die das Register eine Eintragung enthalt, so ist die gednderte Angabe bei der
Eintragung zu vermerken.”

5. Nach § 153a wird folgender § 153b eingefligt:

.S 153b
Identifizierungsverfahren

Soweit dies zur Durchfihrung der Aufgaben der Registerbehdrde, insbesondere
nach diesem Gesetz erforderlich ist, darf die Registerbehdrde bei Zweifeln an der Iden-
titdt einer Person, fir die eine Eintragung im Gewerbezentralregister gespeichert ist,
ausschlielllich zur Feststellung der Identitat dieser Person, allein oder nebeneinander,
insbesondere Auskinfte von folgenden o6ffentlichen Stellen einholen:
1. aus dem Melderegister,
2. aus dem Auslanderzentralregister sowie
3. von Auslanderbehérden und Standesamtern.
Im Rahmen eines solchen Auskunftsersuchens darf die Registerbehdrde den ersuch-
ten offentlichen Stellen die hierzu erforderlichen personenbezogenen Daten Ubermit-
teln. Die ersuchten offentlichen Stellen haben die von der Registerbehdrde Ubermittel-
ten personenbezogenen Daten spatestens nach Erteilung der Auskunft unverzuglich
zu léschen.”

6. Der bisherige § 153b wird § 153c.

Artikel 4

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absatze 2 und 3 am Tag nach der Verkindung
in Kraft.

(2) Die Artikel 1 und 2 Nummer 1 Buchstabe b und ¢, Nummer 4, 5, 6 Buchstabe a
Doppelbuchstabe bb und Buchstabe b, Nummer 7 bis 9 treten am 1. Oktober 2022 in Kraft.

(3) Artikel 3 Nummer 2 tritt am ... [einsetzen: Datum des ersten Tages des zweiten
auf die Verkindung folgenden Quartals] in Kraft.
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Begriundung

A. Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Der Entwurf dient der Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2019/816 des Europaischen Par-
laments und des Rates vom 17. April 2019 zur Einrichtung eines zentralisierten Systems
fur die Ermittlung der Mitgliedstaaten, in denen Informationen zu Verurteilungen von Dritt-
staatsangehorigen und Staatenlosen (ECRIS-TCN) vorliegen, zur Ergénzung des Europai-
schen Strafregisterinformationssystems und zur Anderung der Verordnung (EU) 2018/1726
(ABI. L 135 vom 22.05.2019, S. 1), die durch die Verordnung (EU) 2019/818 (ABI. L 135
vom 22.5.2019, S. 85) geandert worden ist.

Die Verordnung (EU) 2019/816 beruht auf dem auf Artikel 82 des Vertrages Uber die Ar-
beitsweise der Europdischen Union gestitzten Vorschlag der Europaischen Kommission
vom 29. Juni 2017; sie ist am 11. Juni 2019 in Kraft getreten. Lediglich Danemark hat sich
an der Annahme der Verordnung nicht beteiligt und ist damit weder durch diese Verordnung
gebunden noch zu ihrer Anwendung verpflichtet. Die Verordnung dient der Verbesserung
des bestehenden Europaischen Strafregisterinformationssystems ,ECRIS® (,European Cri-
minal Record Information System*) zum Austausch von Strafregisterinformationen tber ver-
urteilte Personen, die nicht die Staatsangehorigkeit eines Mitgliedstaates der Européischen
Union (im Folgenden: Mitgliedstaaten) haben oder die neben einer solchen auch eine
Staatsangehoérigkeit eines Drittstaates besitzen, Uber verurteilte Staatenlose sowie Uber
verurteilte Personen, deren Staatsangehdrigkeit unbekannt ist (im Folgenden: Drittstaats-
angehorige).

ECRIS beruht auf dem Rahmenbeschluss 2009/315/J1 des Rates der Europaischen Union
vom 26. Februar 2009 uber die Durchfihrung und den Inhalt des Austauschs von Informa-
tionen aus dem Strafregister zwischen den Mitgliedstaaten (ABI. L 93 vom 7.4.2009, S. 23
— Rahmenbeschluss Strafregisterinformationsaustausch, nachstehend: Rb ECRIS), der
durch die Richtlinie (EU) 2019/884 (ABI. L 151 vom 7.6.2019, S. 143) geandert worden ist,
und dem Beschluss 2009/316/Jl des Rates vom 6. April 2009 zur Errichtung des Europai-
schen Strafregisterinformationssystems (ECRIS) gemaR Artikel 11 des Rahmenbeschlus-
ses 2009/315/JI (ABI. L 93 vom 7.4.2009, S. 33 — nachstehend: Beschluss ECRIS). ECRIS
ist ein dezentrales, vertrauliches Informationstechnologiesystem, das die bestehenden
Strafregister der einzelnen Mitgliedstaaten vernetzt, ohne sie inhaltlich zu verandern. Viel-
mehr beschrankt sich ECRIS allein auf den elektronischen Datenaustausch zwischen den
Zentralbehdrden in Bezug auf Strafnachrichten sowie Auskunfte aus den Strafregistern. Mit
Hilfe von ECRIS werden alle Verurteilungen von Burgerinnen und Blrgern der Europai-
schen Union durch Gerichte der Mitgliedstaaten dem jeweiligen Heimatstaat Gbermittelt und
dort zentral gespeichert. Auf diese Weise ist bei diesem eine schnelle und effiziente Abfrage
von Vorstrafen mdglich.

Mangels Verortung einer zustandigen Stelle ist eine solche zentrale Speicherung und effi-
ziente Abfrage der Vorstrafen von Drittstaatsangehdérigen jedoch bislang nicht moglich. Ge-
genwartig werden diese Verurteilungen nur in dem Strafregister desjenigen Staates gespei-
chert, in dem das Urteil ergangen ist. Da fir die Registerbehérden der anderen Mitglied-
staaten nicht notwendigerweise ersichtlich ist, dass dort eine Verurteilung gespeichert ist,
werden unter Umstanden Uber ECRIS keine Strafregisterinformationen angefragt und vom
Urteilsstaat beauskunftet. Um sicherzustellen, dass alle Verurteilungen einer Person Be-
ricksichtigung finden, mussten die Strafregisterbehérden der Mitgliedstaaten derzeit eine
zeitaufwandige Abfrage an alle Zentralregister in den Mitgliedstaaten richten, um an die
gewlnschten Informationen zu gelangen. Dies l6st erheblichen birokratischen Aufwand
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sowohl in den abfragenden als auch in den angefragten Mitgliedstaaten aus. Eine schnelle
und zeitnahe Information ist fur die Entscheidung Uber weitere justizielle MaRnahmen (zum
Beispiel den Erlass eines Untersuchungshaftbefehls oder die Strafzumessung) aber oft-
mals erforderlich.

Eine Abhilfe konnte weder bilateral zwischen den Mitgliedstaaten noch auf der Ebene der
Mitgliedstaaten erreicht werden. Vielmehr erfordert ein gemeinsamer Mechanismus fir ei-
nen standardisierten, raschen, koordinierten und effizienten Informationsaustausch zwi-
schen den Mitgliedstaaten ein abgestimmtes Vorgehen. Zur Erreichung dieses Ziels regelt
die Verordnung (EU) 2019/816 die Einrichtung des zentralen Systems ECRIS-TCN (,Euro-
pean Criminal Record Information System for Third Country Nationals®). ECRIS-TCN wird
zentral auf der Ebene der Europaischen Union errichtet und mit der Errichtung und Verwal-
tung die Europaische Agentur flir das Betriebsmanagement von IT-GroRsystemen im Be-
reich Freiheit, Sicherheit und Recht (eu-LISA) beauftragt. In ECRIS-TCN werden personen-
bezogene alphanumerische und bestimmte biometrische Daten, insbesondere Fingerab-
driicke, von rechtskraftig verurteilten Drittstaatsangehoérigen gespeichert. Dies ermdglicht
eine einfache und schnelle Abfrage, ob und gegebenenfalls in welchen Mitgliedstaaten
Strafregisterinformationen zu einer solchen Person gespeichert sind.

Das zentrale System baut auf ECRIS auf, geht aber rechtlich tber dieses hinaus. ECRIS-
TCN dient neben dem eigentlichen Zweck der Zuordnung von Strafregisterinformationen
auch der Erleichterung und Unterstitzung bei der korrekten Identifizierung von im ECRIS-
TCN erfassten Personen nach der Verordnung (EU) 2019/816 und zum anderen der kor-
rekten ldentifizierung von Personen nach der Verordnung (EU) 2019/817 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2019 zur Errichtung eines Rahmens fiur die In-
teroperabilitat zwischen EU-Informationssystemen in den Bereichen Grenzen und Visa und
zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 767/2008, (EU) 2016/399, (EU) 2017/2226,
(EU) 2018/1240, (EU) 2018/1726 und (EU) 2018/1861 des Europaischen Parlaments und
des Rates, der Entscheidung 2004/512/EG des Rates und des Beschlusses 2008/633/JI
des Rates (im Folgenden: Verordnung (EU)2019/817) und nach der Verord-
nung (EU) 2019/818 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2019 zur
Errichtung eines Rahmens fiir die Interoperabilitdt zwischen EU-Informationssystemen (po-
lizeiliche und justizielle Zusammenarbeit, Asyl und Migration) und zur Anderung der Ver-
ordnungen (EU) 2018/1726, (EU) 2018/1862 und (EU) 2019/816
(ABI. L 135 vom 22.05.2019, S. 1; im Folgenden: Verordnung (EU) 2019/818). Daher wird
der fur EU-Staatsangehdérige nach dem Rb ECRIS geltende Katalog von zu Gbermittelnden
Daten fir Drittstaatsangehdrige unter anderem um die Fingerabdriicke erweitert, was zu
deren sicheren ldentifizierung dient. Zur Wahrung des Grundsatzes der VerhaltnismaRig-
keit wird die Speicherung von Fingerabdriicken angemessen begrenzt. Verpflichtend ge-
speichert werden Fingerabdricke, wenn diese nach nationalem Recht bereits in einem
Strafverfahren aufgenommen worden sind. Wenn dies nicht der Fall ist, werden Fingerab-
driicke gespeichert, wenn — nach Wahl des jeweiligen Mitgliedstaates — eines der folgenden
Kriterien erfullt ist: entweder erfolgte eine Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von mindes-
tens sechs Monaten oder eine Verurteilung wegen einer Straftat, die mit einer Hochststrafe
von mindestens zwolf Monaten bedroht ist. Die Speicherung von Gesichtsbildern ist fakul-
tativ vorgesehen, sofern gemall dem nationalen Recht des Urteilsmitgliedstaats die Auf-
nahme und Speicherung von Gesichtsbildern verurteilter Personen zulassig sind. Die Ver-
wendung solcher Gesichtsbilder ist hingegen nur eingeschrankt zur Identitatsbestimmung
zulassig. Danach ist es vorerst nur zulassig, die Identitat einer Person mittels Gesichtsbil-
des nachzuweisen, wenn bereits infolge eines Abgleichs von alphanumerischen Daten oder
Fingerabdruckdaten ein Treffer erzielt wurde. Zwar wird der Europaischen Kommission die
Befugnis Ubertragen, delegierte Rechtsakte zu erlassen, um — sobald dies technisch mog-
lich ist — Gesichtsbilder auch fur die Abfrage von ECRIS-TCN verwenden zu kénnen. Bevor
aber diese Funktionalitat in ECRIS-TCN integriert wird, muss die Europaische Kommission
einen Bericht Uber die Verfugbarkeit und Eignung der Technologie sowie die Verhaltnisma-
Rigkeit ihres Einsatzes vorlegen.
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Die Verordnung (EU) 2019/816 sieht auch die Erfassung von Staatsangehérigen eines Mit-
gliedstaates der Europaischen Union in ECRIS-TCN vor, wenn diese zusatzlich Uber eine
Drittstaatsangehdorigkeit verfigen. Wurden diese Personen nicht erfasst, konnte es zu LU-
cken kommen. Wirden die Eintragungen von Verurteilungen dieser Personen nur unter der
EU-Staatsangehdrigkeit im jeweiligen nationalen Strafregister eingetragen, kénnten Perso-
nen diese Eintragungen verschleiern, indem sie sich danach nur noch auf ihre Drittstaats-
angehodrigkeit berufen. Dies hatte zur Folge, dass die (Justiz-)Behorden bei weiteren Ver-
urteilungen dieser Personen nur in Kenntnis der Drittstaatsangehérigkeit und in Unkenntnis
der EU-Staatsangehdérigkeit kein vollstandiges Bild des strafrechtlich relevanten Verhaltens
dieser Personen erhielten, da die Datensatze in ECRIS-TCN nur lickenhaft erfasst waren.
Die Verordnung (EU) 2019/816 ermoglicht den anfrageberechtigten Behdrden zudem eine
Prifung, ob in ECRIS-TCN Informationen zu Unionsbirgerinnen und Unionsbirgern erfasst
sind, die gegebenenfalls aufgrund einer — neben der Staatsangehorigkeit eines Mitglied-
staats bestehenden — weiteren Drittstaatsangehorigkeit gespeichert wurden. Damit soll si-
chergestellt werden, dass die zustandigen Behérden einen vollstandigen Uberblick iber die
Vorstrafen auch dann erhalten, wenn ihnen eine Drittstaatsangehdérigkeit nicht bekannt ist.
Die Speicherung von Fingerabdricken flr diesen Personenkreis erfolgt jedoch nur unter
vergleichbaren Bedingungen, wie sie fir den Austausch von Fingerabdriicken von Blrge-
rinnen und Blrgern der Europaischen Union im Rahmen des Rb ECRIS und des Beschlus-
ses ECRIS zwischen den Mitgliedstaaten gelten. Danach werden sie nur dann in ECRIS-
TCN eingestellt, wenn sie nach nationalem Recht wahrend eines Strafverfahrens erhoben
wurden, wobei die Mitgliedstaaten fir diese Eingabe Fingerabdruckdaten nutzen durfen,
die zu anderen Zwecken als Strafverfahren aufgenommen wurden, wenn diese Nutzung
nach nationalem Recht zulassig ist.

Die Verordnung (EU) 2019/816 ist Uber die registerrechtlichen Zwecke hinaus auch einge-
bunden in die Interoperabilitdt zwischen den EU-Informationssystemen im Bereich Justiz
und Inneres nach MalRgabe der Verordnungen (EU) 2019/817 und (EU) 2019/818, mit de-
nen insbesondere die korrekte Identifizierung von Personen erleichtert und Identitatsbetrug
bekampft werden soll. Auf diese Weise sollen die zustandigen nationalen Behoérden in den
Bereichen Sicherheit, Grenzmanagement und Migrationssteuerung sowie Visabearbeitung
und Asylgewahrung unterstitzt werden. Die Zugangsrechte, wie sie in der fur das jeweilige
europaische Informationssystem geltenden Rechtsgrundlage festgelegt sind, werden je-
doch im Ubrigen nicht geédndert. Die Verordnungen (EU) 2019/817 und (EU) 2019/818 se-
hen insbesondere folgende Interoperabilitdtskomponenten vor:

— ein europaisches Suchportal, das den zustéandigen Behdrden parallele Abfragen in
mehreren EU-Informationssystemen nach MalRgabe der jeweiligen Zugangsrechte er-
moglicht, und zwar sowohl mit alphanumerischen als auch mit biometrischen Daten,

— einen gemeinsamen Dienst flr den Abgleich biometrischer Daten, der die Aufgabe hat,
technisch die systemubergreifende Abfrage mehrerer EU-Informationssysteme anhand
biometrischer Daten (Fingerabdricke und Gesichtsbilder) zu ermdglichen,

— einen gemeinsamen Speicher fur Identitatsdaten (,Common Identity Repository” —
CIR), der bestimmte alphanumerische und biometrische Daten von Drittstaatsangeho-
rigen enthalt, jeweils logisch getrennt nach den EU-Informationssystemen zu denen sie
gehodren,

— einen Detektor fir Mehrfachidentitaten, mit dem sich die Identitatsdaten aus den ange-
schlossenen Informationssystemen miteinander vergleichen lassen, insbesondere um
Mehrfachidentitaten aufzudecken.

Die technische Struktur von ECRIS-TCN setzt sich nach Artikel 4 Absatz 1 der Verord-
nung (EU) 2019/816 wie folgt zusammen:

— ein Zentralsystem,
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— Beteiligung am CIR sowie

— weitere technische Komponenten, die den Zugang der nationalen Behérde sowie die
reibungslose Kommunikation zwischen ECRIS-TCN und dem nationalen Strafregister
ermdglichen sollen.

Im CIR werden die eingestellten Fingerabdriicke sowie die folgenden alphanumerischen
Daten gespeichert:

— Nachname (Familienname),

— Vornamen,

—  Geburtsdatum,

— Geburtsort (Gemeinde und Staat),

— Staatsangehorigkeit(en),

— Geschlecht,

— gegebenenfalls friihere Namen,

— Pseudonyme und/oder Aliasnamen (sofern vorhanden),

— falls verfigbar, Art und Nummer der Reisedokumente der Person sowie Bezeichnung
der ausstellenden Behorde.

Der CIR kann auch die fakultativ gespeicherten biometrischen Gesichtsbilder enthalten, so-
fern gemafk dem nationalen Recht des Urteilsmitgliedstaats die Aufnahme und Speicherung
von Gesichtsbildern verurteilter Personen zuldssig sind. Die ubrigen ECRIS-TCN-Daten
werden im Zentralsystem gespeichert. Die in den CIR eingegebenen Daten werden zur
korrekten ldentifizierung von im ECRIS-TCN erfassten Personen auch fur die Zwecke der
Verordnung (EU) 2019/817 sowie fur die Zwecke der Verordnung (EU) 2019/818 verarbei-
tet. Stellt der Detektor fir Mehrfachidentitaten im CIR eine Mehrfachidentitat fest, sehen die
Artikel 27 ff. der Verordnung (EU) 2019/818 ein dezidiertes Verfahren fur die Prifung auf
Mehrfachidentitaten vor, in das auch die Zentralbehdrden eingebunden sind, die nach der
Verordnung (EU) 2019/816 einen Datensatz in ECRIS-TCN anlegen.

Mit Ausnahme der dazu ordnungsgemal ermachtigten Bediensteten von Eurojust, Europol
und der Européischen Staatsanwaltschaft (EUStA), die Zugang zum ECRIS-TCN fir die
Zwecke der Verordnung (EU) 2019/816 haben, ist der Zugang zum ECRIS-TCN allein den
dazu ordnungsgemafly ermachtigten Bediensteten der Zentralbehérden vorbehalten. Der
Zugang ist auf das fur die Wahrnehmung der Aufgaben erforderliche Mal} beschrankt und
geht nicht Uber das hinaus, was fur die verfolgten Ziele erforderlich und verhaltnismagig ist.
Unbeschadet davon ist der Zugang ebenfalls den dazu ermachtigten Bediensteten der na-
tionalen mitgliedstaatlichen Behodrden und den dazu ermachtigten Bediensteten der Stellen
der Europaischen Union nach Malgabe der Verordnungen (EU)2019/817 und
(EU) 2019/818 vorbehalten.

Die Verordnung (EU) 2019/816 ist in der Bundesrepublik Deutschland unmittelbar anzu-
wenden. Um die Verpflichtungen aus dieser Verordnung vollstédndig und bundeseinheitlich
zu erfullen, bedarf es zusatzlicher Durchfuhrungsbestimmungen. So sind mitunter Rege-
lungen zu schaffen, die entsprechend den Vorgaben der Verordnung die Speicherung be-
stimmter personenbezogener Daten vorsehen, die bislang nicht im Bundeszentralregister
gespeichert werden, sowie die Befugnis fur die beteiligten Behdrden zu schaffen, die die
Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten erlauben.
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Il Entstehungsgeschichte der Verordnung (EU) 2019/816

Am 29. November 2000 hat der Europaische Rat ein Malnahmenprogramm zur Umset-
zung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung gerichtlicher Entscheidungen in
Strafsachen angenommen. Der Rat hat in seiner Erklarung vom 25. und 26. Marz 2004 zum
Kampf gegen Terrorismus die Verbesserung der Qualitat des Informationsaustauschs bei
strafrechtlichen Verurteilungen als vorrangige Aufgabe bezeichnet und dies im Haager Pro-
gramm bekraftigt, das er auf seiner Tagung vom 4. und 5. November 2004 verabschiedet
hat. Darin fordert der Rat den verstarkten Austausch von Informationen aus einzelstaatli-
chen Strafregistern, um Verurteilungen und Rechtsverluste zu erfassen. Diese Ziele sind
auch Ziele des Aktionsprogramms zur Umsetzung des Haager Programms, das der Rat
und die Europaische Kommission gemeinsam am 2. und 3. Juni 2005 angenommen haben.
Diese Regelungen sind Teil der dreistufigen MalRnahmen zur Verbesserung des Aus-
tauschs von Strafregisterinformationen.

Die erste Stufe wurde im Rb ECRIS geregelt. Auf einer damit teilweise inhaltlich verbunde-
nen zweiten Stufe wurden die Regelungen uber den automatisierten Datenaustausch naher
bestimmt (Beschluss ECRIS). Die Regelungen dieses Beschlusses enthielten Vorschriften
zur Errichtung eines automatisierten Ubersetzungssystems. Auf einer dritten Stufe sollten
Regelungen zum Strafregisterinformationsaustausch fur Staatsangehérige eines Staates,
der nicht Mitglied der Europaischen Union ist, sowie flir staatenlose Personen geschaffen
werden. Diese dritte Stufe wird nunmehr mit der Verordnung (EU) 2019/816 und der Errich-
tung von ECRIS-TCN umgesetzt. Damit sind die MalRnahmen zur Verbesserung des Aus-
tauschs von Strafregisterinformationen abgeschlossen.

Die Europaische Kommission hatte dazu zunachst im Januar 2016 einen Entwurf flr eine
Richtlinie vorgelegt, der auf ECRIS aufbauend die Schaffung dezentraler Zusatzdatenban-
ken flr Drittstaatsangehdrige vorsah, in denen die zum Auffinden der vorbestraften Dritt-
staatsangehdrigen erforderlichen personenbezogenen alphanumerischen Daten in pseu-
donymisierter Form sowie deren Fingerabdriicke gespeichert werden sollten. Uber automa-
tisierte Abfragen dieser Index-Filter sollte auf einfache und schnelle Weise ermittelt werden,
in welchen Strafregistern die betreffende Person gespeichert ist, um sodann die konkrete
Abfrage nur bei den betroffenen Registern zu veranlassen. Nachdem Machbarkeitsstudien
einen grofRRen technischen Aufwand und hohe Kosten aufgezeigt hatten, sprachen sich die
Mitgliedstaaten beim Rat fur Justiz und Inneres im Juni 2016 fir die Schaffung eines zent-
ralen Systems aus. Dies machte einen neuen Rechtsetzungsakt erforderlich. Danach soll-
ten nunmehr zwei getrennte Regelwerke geschaffen werden. Die Verordnung sollte nur
Aufbau und Betrieb des zentralen ECRIS-TCN-Systems regeln. Der 2016 veroffentlichte
Entwurf einer Richtlinie sollte, aufbauend auf dem Rb ECRIS und dem Beschluss ECRIS,
den dezentralen Austausch der Daten nach der Feststellung, in welchem Mitgliedstaat Vor-
strafen gespeichert sind, regeln.

Die Europaische Kommission hat dem entsprechend am 29. Juni 2017 einen Verordnungs-
entwurf vorgelegt, der auf ECRIS aufbauend die Schaffung einer zentralen Zusatzdaten-
bank fir Drittstaatsangehorige vorsah, in denen Personendaten sowie Fingerabdriicke ge-
speichert werden. Die Verbesserung des Datenaustauschs nach der Feststellung, in wel-
chem Mitgliedstaat Vorstrafen gespeichert sind, ist Gegenstand der Richtli-
nie (EU) 2019/884 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 zur
Anderung des Rahmenbeschlusses 2009/315/JI des Rates im Hinblick auf den Austausch
von Informationen Uber Drittstaatsangehorige und auf das Europaische Strafregisterinfor-
mationssystem (ECRIS) sowie zur Ersetzung des Beschlusses 2009/316/Jl des Rates
(ABI. L 151 vom 7.6.2019, S. 143) — im Folgenden: Richtlinie (EU) 2019/884. Durch diese
Richtlinie soll der europaische Strafnachrichtenaustausch weiter verbessert werden. Durch
eine Ausweitung des Europaischen Fuhrungszeugnisses auf Drittstaatsangehdrige in § 30b
BZRG sowie eine Erweiterung der Selbstauskunft nach § 42 BZRG wurden die Vorgaben
der Richtlinie (EU) 2019/884 durch das Gesetz zur Durchfilhrung der Verord-
nung (EU) 2017/1939 des Rates vom 12. Oktober 2017 zur Durchfuhrung einer Verstarkten
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Zusammenarbeit zur Errichtung der Europaischen Staatsanwaltschaft und zur Anderung
weiterer Vorschriften bereits umgesetzt.

lil. Wesentlicher Inhalt der Verordnung (EU) 2019/816

Kapitel | (Allgemeine Bestimmungen)

Gemal Artikel 1 soll mit der Verordnung (EU) 2019/816 ein System zur Ermittlung der Mit-
gliedstaaten geschaffen werden, in denen Informationen zu friiheren Verurteilungen von
Drittstaatsangehorigen vorliegen. So soll gewahrleistet werden, dass die Zentralbehdrden
rasch und effizient feststellen kénnen, in welchen anderen Mitgliedstaaten Strafregisterin-
formationen zu Drittstaatsangehorigen vorliegen. Zudem werden durch die Verord-
nung (EU) 2019/816 auch die Bedingungen festgelegt, unter denen die Zentralbehdrden
ECRIS-TCN zu verwenden haben. Hinsichtlich der Interoperabilitét gilt, dass die Daten in
ECRIS-TCN auch zur korrekten Identifizierung von im ECRIS-TCN erfassten Personen flr
die Zwecke der Verordnung (EU)2019/817 sowie fur die Zwecke der Verord-
nung (EU) 2019/818 verarbeitet werden dirfen.

Artikel 2 regelt den Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2019/816. Nach Artikel 2
Satz 1 bezieht sich die Verordnung (EU) 2019/816 auf die Verarbeitung von Identitatsan-
gaben von Drittstaatsangehdrigen zur Ermittlung der Mitgliedstaaten, in denen Verurteilun-
gen gegen diese ergangen sind. Das ECRIS-TCN dient dabei dem Auffinden von Strafre-
gistereintragungen von Drittstaatsangehorigen, gegen die rechtskraftige Entscheidungen
von Strafgerichten in der Europaischen Union erlassen wurden, um tber ECRIS Informati-
onen Uber diese Verurteilungen zu erhalten. Die Verordnung (EU) 2019/816 gilt nach Arti-
kel 2 Satz 2 auch fir Drittstaatsangehdrige, die zugleich die Staatsangehdorigkeit eines Mit-
gliedstaates besitzen. Mit Ausnahme von Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii finden da-
nach die fur Drittstaatsangehorige geltenden Bestimmungen der Verordnung auch auf Uni-
onsburger Anwendung, die auch die Staatsangehorigkeit eines Drittstaats haben und in den
Mitgliedstaaten verurteilt worden sind. Damit wird lediglich die Speicherung der Fingerab-
driicke fur diesen Personenkreis beschrankt. Mit dieser Ausdehnung des Anwendungsbe-
reichs soll moéglicher Missbrauch aufgrund einer doppelten Staatsangehorigkeit verhindert
werden. Sonst kdnnten sich Drittstaatsangehdrige, die zugleich die Staatsangehdrigkeit ei-
nes Mitgliedstaates besitzen, in einem Strafverfahren nur auf die Staatsangehérigkeit des
Mitgliedstaates berufen, um bei einer spateren Verurteilung unter der Staatsangehoérigkeit
des Drittstaates aufzutreten. Unter Umstanden ware damit die Vorverurteilung verschleiert,
so dass sie bei justiziellen Mallnahmen (zum Beispiel bei der Strafzumessung) keine Be-
achtung finden wirde.

Artikel 3 der Verordnung (EU) 2019/816 enthalt Begriffsbestimmungen. Die Definition des
Begriffs ,Drittstaatsangehoriger” stellt klar, dass diese Personengruppe flur die Zwecke die-
ser Verordnung auch Staatenlose und Personen miteinschlief3t, deren Staatsangehorigkeit
dem Urteilsmitgliedstaat nicht bekannt ist.

Artikel 4 beschreibt die technische Architektur von ECRIS-TCN. Dieses setzt sich unter an-
derem aus einem Zentralsystem und dem CIR zusammen. Die Schnittstellensoftware fur
das neue System wird mit Blick auf die Gewahrleistung einer nahtlosen Nutzerfreundlichkeit
in die bestehende ECRIS-Referenzimplementierung integriert, die die Bundesrepublik
Deutschland bereits fir die Anbindung an ECRIS nutzt.

Kapitel Il (Eingabe und Verwendung von Daten durch Zentralbehérden)

Kapitel Il regelt in Artikel 5 bis 7 sowohl die Eingabe der Daten in ECRIS-TCN (Artikel 5)
als auch ihre Nutzung durch die Mitgliedstaaten (Artikel 7). Beide Regelungen bilden damit
den Kern der Verordnung.
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Artikel 5 der Verordnung (EU) 2019/816 (Eingabe von Daten in ECRIS-TCN)

Artikel 5 regelt als zentrale Vorschrift der Verordnung (EU) 2019/816 die Art und Weise des
Erstellens eines Datensatzes in ECRIS-TCN durch die Mitgliedstaaten und legt den mitzu-
teilenden Datenkranz fest.

Zu Artikel 5 Absatz 1 (Einzustellende alphanumerische und biometrische Daten)

Nach Artikel 5 Absatz 1 erstellt die Zentralbehdrde des Urteilsmitgliedstaats fir verurteilte
Drittstaatsangehdrige einen Datensatz in ECRIS-TCN. Der Datensatz bezieht sich dabei
grundsatzlich auf die Person des oder der verurteilten Drittstaatsangehdrigen und nicht in-
haltlich auf die Verurteilung. Das bedeutet, dass Uber die alphanumerischen und biometri-
schen Personendaten sowie die nationale Referenznummer hinaus grundsatzlich keine Da-
ten zu den Verurteilungen selbst gespeichert werden. Zudem ist auch kein mehrfacher Da-
tensatz anzulegen, wenn es zu einer mehrfachen Verurteilung der Person gekommen ist.
Die Speicherung von Urteilsdaten in ECRIS-TCN ist grundsatzlich auch nicht erforderlich,
weil Uber den Datensatz in ECRIS-TCN eine einfache und schnelle Abfrage moglich ist, ob
und gegebenenfalls in welchem Mitgliedstaaten Strafregisterinformationen zu einer Person
gespeichert sind. Bei einem Treffer kann dann Uber den bisher schon etablierten Weg Utber
ECRIS eine Abfrage bei dem Strafregister des mitgeteilten Mitgliedstaates gestartet und
auf diese Weise die mafigeblichen Informationen aus den jeweiligen nationalen Strafregis-
tern gewonnen werden.

Absatz 1 unterscheidet zunachst zwischen den alphanumerischen Daten (Buchstabe a)
und den Fingerabdruckdaten (Buchstabe b).

Einzustellen sind bestimmte alphanumerische Daten. Nach Artikel 3 Nummer 11 der Ver-
ordnung (EU) 2019/816 bestehen ,alphanumerische Daten* aus Buchstaben, Ziffern, Son-
derzeichen, Leerzeichen und Satzzeichen. Sie unterscheiden sich damit wesentlich von
den biometrischen Daten (Fingerabdriicke und Gesichtsbildern). Bei den alphanumeri-
schen Daten unterscheidet die Verordnung zwischen den obligatorischen Informationen,
den fakultativen Informationen sowie den zusatzlichen Informationen.

Daraus ergibt sich im deutschen Recht Anpassungsbedarf bei den einzutragenden Daten
im Bundeszentralregister. Grundsatzlich werden die obligatorischen Informationen im Sinne
des Artikels 5 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i der Verordnung (EU) 2019/816 schon nach gel-
tender Rechtslage im Bundeszentralregister fur eine bestimmte Person eingetragen und
stehen daher auch flr ein Einstellen in ECRIS-TCN zur Verfiigung. Insoweit deckt sich § 5
Absatz 1 Nummer 1 BZRG mit dem vorgenannten Datenkranz nach der Verordnung. Nach
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i Spiegelstrich acht der Verordnung (EU) 2019/816
enthalt der Datensatz in ECRIS-TCN fir eine verurteilte Person, die in den persdnlichen
Anwendungsbereich der Verordnung fallt, die nationale Referenznummer des Urteilsmit-
gliedstaats. Gemalf der von der Europaischen Kommission im Jahr 2018 vorgestellten Kon-
zeption des ECRIS-TCN besteht diese nationale Referenznummer aus einer Buchstaben-
kombination, durch die der Mitgliedstaat bezeichnet wird, der die Eintragung vorgenommen
hat, sowie einer durch diesen Mitgliedstaat frei festlegbaren, bis zu 200 Zeichen langen
alphanumerischen Angabe, die die Zuordnung des Datensatzes in ECRIS-TCN zu dem
Datensatz im nationalen Strafregister ermdglichen soll. Dem wird in der Bundesrepublik
Deutschland Rechnung getragen, indem die nationale Referenznummer aus der Buchsta-
benkombination ,DE“ sowie der im Bundeszentralregister vergebenen Personennummer
bestehen wird. Mit der nationalen Referenznummer kann der Datensatz in ECRIS-TCN dem
Datensatz im Bundeszentralregister zweifelsfrei zugeordnet werden. Darliber hinaus be-
stimmt Artikel 5 Absatz 2 Satz 2 der Verordnung (EU) 2019/816, dass die Referenznummer
der Fingerabdruckdaten der verurteilten Person die nationale Referenznummer des Urteils-
mitgliedstaats enthalten muss. Uber die Referenznummer der Fingerabdruckdaten wird so
eine Beziehung zu den ebenfalls gespeicherten alphanumerischen Daten in ECRIS-TCN
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hergestellt. Daher wird die daktyloskopische Nummer der Fingerabdriicke kiinftig im Bun-
deszentralregister zum Datensatz der Person gespeichert, wenn es sich um Drittstaatsan-
gehorige im Sinne von Artikel 3 Nummer 7 der Verordnung (EU) 2019/816 oder Personen
handelt, die neben einer Unionsstaatsangehdrigkeit auch die Staatsangehdrigkeit eines
Drittstaats besitzen, und wenn sie fir die Erstellung eines Datensatzes gemal Artikel 5 der
Verordnung (EU) 2019/816 erforderlich ist. Die eigentlichen Fingerabdriicke werden hinge-
gen im Bundeszentralregister nicht gespeichert. Diese verbleiben stets in der Fingerab-
druckdatenbank des Bundeskriminalamtes (BKA). Werden somit zu dem Datensatz in
ECRIS-TCN Fingerabdrucke gespeichert, wird neben der nationalen Referenznummer eine
Referenznummer der Fingerabdruckdaten festgelegt, die aus der nationalen Referenznum-
mer und der daktyloskopischen Nummer besteht. Werden hingegen zu dem Datensatz in
ECRIS-TCN keine Fingerabdruckdaten gespeichert, weil es sich entweder um einen Fall
handelt, in dem eine solche Speicherung nicht erforderlich ist, oder es sich um einen Fall
handelt, in dem die Speicherung der Fingerabdruckdaten (noch) nicht méglich ist, wird nur
die nationale Referenznummer festgelegt. Fir eine Speicherung der daktyloskopischen
Nummer im Bundeszentralregister bedarf es einer Anpassung des § 5 BZRG, der den Inhalt
der Eintragung regelt. Durch die Erweiterung des zu speichernden Datenkranzes in § 5
BZRG wird auch die Verpflichtung flir die Strafvollstreckungsbehérden begriindet, der Re-
gisterbehdrde die daktyloskopische Nummer in den erforderlichen Fallen zu Ubermitteln.
Nach § 20 Absatz 1 Satz 1 BZRG teilen namlich Gerichte und Behorden der Registerbe-
horde die in den §§ 4 bis 19 bezeichneten Entscheidungen, Feststellungen und Tatsachen
mit. Dazu gehoren kiinftig in dem erforderlichen Umfang auch die daktyloskopische Num-
mer.

Keiner Anderung bedarf es im deutschen Recht beziiglich der fakultativen und zusétzlichen
Informationen. Diese sind nur bei ECRIS-TCN einzustellen, wenn sie in das Strafregister
eingetragen sind (Namen der Eltern — fakultative Informationen) oder der Zentralbehdrde
vorliegen (ldentitdtsnummer und ldentitdtsdokumente — zusatzliche Informationen). In Be-
zug auf das Bundeszentralregister gilt, dass diese Informationen aus registerrechtlicher
Sicht nicht zur Identifizierung von Personen erforderlich sind und daher weder eingetragen
werden noch der Registerbehdrde vorliegen. Pseudonyme und Aliasnamen, die ebenfalls
zusatzliche Informationen nach der Verordnung sind, werden hingegen nach § 5 Absatz 1
Nummer 1 BZRG eingetragen und kénnen daher, ohne dass es insoweit einer Rechtsan-
derung im deutschen Recht bedarf, auch bei ECRIS-TCN eingestellt werden.

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2019/816 verpflichtet die Mitgliedstaa-
ten in bestimmten Fallen, die Fingerabdricke von Personen mit Drittstaatsangehdrigkeit an
ECRIS-TCN zu Ubermitteln und bei dem alphanumerischen Datensatz dieser Personen zu
speichern. Dies sind nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b Zifferi der Verord-
nung (EU) 2019/816 in erster Linie Fingerabdricke, die gemall dem nationalen Recht im
Rahmen eines Strafverfahrens aufgenommen worden sind. Diese Vorgabe bezieht sich da-
bei auf alle Personen mit Drittstaatsangehdrigkeit, selbst wenn sie zusatzlich auch die
Staatsangehdrigkeit eines Mitgliedstaates haben. In Bezug auf die deutsche Rechtslage
handelt es sich dabei um die Falle, in denen bisher nach § 81b und § 163b Absatz 1 Satz 3
der Strafprozessordnung (StPO) Fingerabdriicke aufgenommen worden sind. Sind die Fin-
gerabdriicke im Strafverfahren nicht aufgenommen worden, sind sie aufzunehmen und in
ECRIS-TCN einzustellen, wenn weitere in der Verordnung (EU) 2019/816 beschriebene
Bedingungen vorliegen. So sind nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii der Verord-
nung (EU) 2019/816 mindestens die Fingerabdriicke aufzunehmen und in den Datensatz
in ECRIS-TCN einzustellen, wenn entweder die betroffene Person zu einer Freiheitsstrafe
von mindestens sechs Monaten verurteilt worden ist oder wenn die Person wegen einer
Straftat verurteilt worden ist, die nach dem Recht des Mitgliedstaats mit einer Freiheitsstrafe
im Héchstmal von mindestens zwdlf Monaten bedroht ist. Dies betrifft aber nach Artikel 2
Satz 2 der Verordnung (EU) 2019/816 nur solche Personen, die ausschlie3lich die Staats-
angehorigkeit eines Drittstaates besitzen. Dabei sollen die Mitgliedstaaten wahlen kénnen,
fir welche Variante sie sich entscheiden (Erwagungsgrund 27 der Verord-
nung (EU) 2019/816). Da nahezu alle deutschen Strafvorschriften eine Freiheitsstrafe im



-15- Drucksache 149/21

Hochstmal® von mindestens zwolf Monaten vorsehen, ware die in der Verord-
nung (EU) 2019/816 angelegte "Filterfunktion" eines solchen Kriteriums gering. Nur vier
Normen des deutschen Strafrechts sehen Uberhaupt eine geringere Hochststrafe vor: Fal-
schung von Wahlunterlagen (§ 107b des Strafgesetzbuchs — StGB), Verleitung zur Falsch-
aussage (§ 160 StGB), Ausubung der verbotenen Prostitution (§ 184f StGB), Beteiligung
am unerlaubten Glicksspiel (§ 285 StGB). Aufgrund der groRen Bandbreite, die sich aus
diesen beiden Mdglichkeiten ergibt, muss es den Mitgliedstaaten auch freistehen, eine an-
dere — dazwischenliegende — Lésung zu wahlen. Die Auswahl der Speicherungsanlassta-
ten muss sich zudem an den sachlichen Gesichtspunkten orientieren, die nach der Verord-
nung (EU) 2019/816 die Speicherung der Fingerabdricke rechtfertigen. Diese biometri-
schen Daten werden zusatzlich zu den ohnehin verpflichtend zu speichernden alphanume-
rischen Personendaten bendétigt, weil sie die zuverlassigste Grundlage fir eine Identifizie-
rung bieten. So sollen die in den nationalen Strafregistern gespeicherten Eintragungen den
richtigen Personen zugeordnet und die bei einer Identifizierung ohne biometrische Daten
moglichen Falschzuordnungen ausgeschlossen werden. Auf diese Weise kann das straf-
rechtliche Vorleben einer Person noch zuverlassiger ermittelt werden. Wegen der beson-
deren Sensibilitat der Fingerabdrucke soll die Aufnahme aus VerhaltnismaRigkeitserwagun-
gen auf Félle erheblicher Kriminalitat begrenzt werden, da gerade in diesen Fallen ausge-
hend vom Zweck der Strafregister eine besonders verlassliche Identifizierung geboten ist.

Die Bundesrepublik Deutschland stellt daher auf die grundsatzliche Verurteilung zu Frei-
heits- oder Jugendstrafe beziehungsweise die Anordnung einer freiheitsentziehenden Mal3-
regel der Besserung und Sicherung ohne ein konkretes Mindestmal} ab. MalRgeblich flr
diese — Uber die Vorgabe von Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii Spiegelstrich eins der
Verordnung (EU) 2019/816, wonach Verurteilungen zu einer Freiheitsstrafe von mindes-
tens sechs Monaten erfasst werden sollen, hinausgehende — Regelung ist der Rechtsge-
danke des § 47 Absatz 1 StGB, wonach Freiheitsstrafen unter sechs Monaten ohnedies nur
in besonders begriindeten Ausnahmefallen verhangt werden. Danach verhangt das Gericht
eine solche Freiheitsstrafe nur, wenn besondere Umstande, die in der Tat oder der Person-
lichkeit des Taters beziehungsweise der Taterin liegen, die Verhangung einer Freiheits-
strafe zur Einwirkung auf den Tater beziehungsweise die Taterin oder zur Verteidigung der
Rechtsordnung unerlasslich machen. Sind — ausnahmsweise — diese Voraussetzungen er-
fullt und wird daher eine Freiheitsstrafe unter sechs Monaten verhangt, erscheint es auch
gerechtfertigt, im Wege einer typisierenden Betrachtung auch flir diese relativ wenigen Falle
ausnahmsweise auch die Aufnahme der Fingerabdruckdaten in ECRIS-TCN vorzusehen.
Gerade in den Fallen, in denen die Verhangung einer solchen kurzen Freiheitsstrafe zur
Einwirkung auf den Tater und damit aus spezialpraventiven Griinden zur Vermeidung von
Wiederholungstaten erfolgt, erscheint deren Erfassung vor dem Hintergrund des Zwecks
der Verordnung (EU) 2019/816 sachgerecht. Erfasst werden somit auch Sachverhalte, bei
denen zwar nur vergleichsweise geringflugigere Delikte begangen wurden, aber aufgrund
der Vielzahl der einschlagigen Voreintragungen oder aufgrund der Vielzahl der begangenen
Taten die Anordnung einer kurzen Freiheitsstrafe unerlasslich erscheint. Dies sind gerade
Falle, in denen der Zweck der Verordnung (EU) 2019/816 neben den Fallen der schweren
Kriminalitdt besonders zum Tragen kommt.

Erforderliche Anpassungen im deutschen Recht

Um den verpflichtenden und unmittelbar geltenden unionsrechtlichen Vorgaben mdglichst
effizient und zugleich datenschutzrechtlich schonend gerecht zu werden, sind verschiedene
Anpassungen in der StPO, hier vor allem bei der Aufnahme der Fingerabdriicke erforder-
lich. In seiner bisherigen Form beinhaltet § 81b StPO die Ermachtigungsgrundlage fiir not-
wendige Malinahmen zur Identifizierung eines Beschuldigten gegen dessen Willen. Die
erste Alternative der Norm bezweckt Tatnachweis und Identifizierung in einem anhangigen
Strafverfahren. Sie dient daher der Strafverfolgung, indem mittels der fiir zulassig erklarten
MaRnahmen der Nachweis von Schuld und Unschuld des Taters beziehungsweise der Ta-
terin gefuhrt werden soll. Die dabei gewonnenen Unterlagen werden demgemalf} auch Be-
standteil der Strafakten. Demgegenuber stellt die erkennungsdienstliche Behandlung nach
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der zweiten Alternative eine MalRnahme der Strafverfolgungsvorsorge dar. Erreicht werden
soll die Anfertigung, Aufbewahrung und systematische Zusammenstellung erkennungs-
dienstlicher Unterlagen in kriminalpolizeilichen Sammlungen. Diese haben nach ihrer ge-
setzlichen Zweckbestimmung ohne unmittelbaren Bezug zu einem konkreten Strafverfah-
ren zum Ziel, die Kriminalpolizei bei der Erforschung und Aufklarung von Straftaten nach
§ 163 StPO durch vorsorgende Bereitstellung von sachlichen Hilfsmitteln fir die sachge-
rechte Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu unterstutzen. Die so erlangten Unterlagen gelan-
gen folglich nicht zu den Verfahrensakten der Staatsanwaltschaft, sondern werden bei der
kriminalpolizeilichen Personalakte der beschuldigten Person verwahrt. Dabei ist zu bertick-
sichtigen, dass der Anwendungsbereich der Norm Uber die Fingerabdriicke hinausgeht und
auch andere ldentifizierungsmaflinahmen umfasst. Damit fehlt es aber an einer ausdrickli-
chen und klaren Ermachtigungsgrundlage, von Beschuldigten dann Fingerabdriicke auf-
nehmen zu dirfen, wenn sie zu Freiheits- oder Jugendstrafe verurteilt worden sind oder
gegen sie eine freiheitsentziehende Maliregel der Besserung und Sicherung angeordnet
worden ist, ohne dass zugleich die Voraussetzungen des § 81b StPO in seiner bisherigen
Form vorgelegen haben.

Die vorgeschlagene Neuregelung in § 81b StPO Iasst zunachst den bisherigen Wortlaut der
Vorschrift unberiihrt und soll an ihr keine sachliche Anderung vornehmen. Es wird lediglich
fir die bessere Ubersichtlichkeit ein eigener Absatz geschaffen. Daher wird der bisherige
Wortlaut von § 81b StPO zum Absatz 1 und die neu hinzutretende Regelung fir das Nach-
erhebungsverfahren als weiterer Absatz 2 angefugt. Der Absatz 2 schafft die Rechtsgrund-
lage die Fingerabdriicke aufzunehmen, wenn sie in dem Strafverfahren oder einem anderen
Strafverfahren noch nicht aufgenommen worden sind, die betroffene Person jedoch zu einer
Freiheitsstrafe oder Jugendstrafe verurteilt worden ist beziehungsweise gegen sie isoliert
eine freiheitsentziehende Malregel der Besserung und Sicherung angeordnet worden ist.
Im Regelfall ist fir die Aufnahme der Fingerabdriicke die Rechtskraft der Entscheidung ab-
zuwarten (Satz 1). In begrindeten Ausnahmefallen dirfen die Fingerabdricke auch schon
vor der Rechtskraft aufgenommen werden (Satz 2). Mit dem Verfahren nach § 81b Absatz 2
StPO-neu sollen effizient vorhandene Fingerabdriicke genutzt werden und nur — wenn nétig
— neu aufgenommen werden. Aufnehmen bedeutet das Neuaufnehmen der Fingerabdri-
cke, um sie zu der Person in dem polizeilichen Informationsverbund beim BKA zu spei-
chern. Wurden zuvor weder in dem konkreten noch einem anderen Strafverfahren Finger-
abdricke aufgenommen, missen diese nach der Verurteilung gezielt zu den Zwecken der
Verordnung (EU) 2019/816 aufgenommen werden. Dies regelt § 81b Absatz 2 StPO-neu.
Die Vorschrift bringt auch klar zum Ausdruck, in wie weit der nationale Gesetzgeber den
Gestaltungsspielraum der Verordnung (EU) 2019/816 genutzt hat.

Zum Verfahrensablauf

Die Umsetzung der Vorschrift bleibt im Einzelnen den Landern Uberlassen. Um das Rege-
lungskonzept des Entwurfs zu erlautern, kommt beispielhaft und in Grundziigen folgendes
Vorgehen in Betracht:

Zunachst muss eine Person, die ausschlie3lich die Staatsangehorigkeit eines Drittstaates
hat, zu Freiheits- oder Jugendstrafe verurteilt beziehungsweise gegen sie eine freiheitsent-
ziehende Malregel angeordnet worden sein. Wenn sich aus der Akte nicht ergibt, ob zu
der Person bereits Fingerabdriicke aufgenommen worden sind (zum Beispiel da dort keine
daktyloskopische Nummer der Fingerabdruckdaten vermerkt ist) und bestimmte Tatsachen
konkret die Gefahr begriinden, die Person werde sich der Malinahme entziehen, kann der
Beamte oder die Beamtin der Staatsanwaltschaft noch im Rahmen der Hauptverhandlung
anordnen, dass die Fingerabdriicke der Person festgestellt und gegebenenfalls aufgenom-
men werden (Absatz 2 Satz 2). In diesen eher seltenen Fallen wird zweckmaligerweise die
Amtshilfe der Polizei in Anspruch genommen werden, so dass es keiner organisatorischen
oder sachlichen Vorkehrungen im Justizbereich bedarf. Dies ist sinnvoll, weil bei der Polizei
etablierte Strukturen und Ablaufe zur Aufnahme von Fingerabdricken bestehen. Bei der
Justiz hingegen wiirde dies einen Fremdkoérper darstellen. Fir die Polizei handelt es sich
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um eine vertraute Materie, so dass auch aufgrund des geschulten Fachpersonals gleich-
bleibend verlassliche und qualitatsvolle Ergebnisse erzielt werden kénnen. Nimmt die Poli-
zei die Fingerabdricke auf, Ubermittelt die Polizei sie nach § 81b Absatz 3 StPO-neu an
das BKA.

Zu diesem Zeitpunkt steht die — fir die spatere Bearbeitung durch das Bundesamt fir Justiz
(BfJ) erforderliche — daktyloskopische Nummer noch nicht zur Verfigung. Diese wird nicht
vor Ort durch die Polizei erstellt, sondern erst bei der Verarbeitung der Fingerabdriicke im
BKA durch das Informationssystem der Polizei (,INPOL®) generiert. Daher muss fur die Er-
fassung der daktyloskopischen Nummer erst der Abschluss dieser Datenverarbeitung im
BKA abgewartet werden. Erst danach kann die generierte daktyloskopische Nummer durch
eine INPOL-Abfrage in Erfahrung gebracht und in der Strafakte vermerkt werden. Derzeit
arbeiten die Lander in Bezug auf ihre Fachverfahren (MESTA und web.sta) an einem Opti-
mierungsvorschlag, durch den der zu erwartende Mehraufwand mdéglichst gering sein soll
und Fehleranfalligkeiten ausgeschlossen werden. So kann je nach genutztem Fachverfah-
ren der Lander dieser Vorgang automatisiert und zeitlich zum Beispiel vor Abgabe des Ver-
fahrens an die Staatsanwaltschaft bei der abschlieRenden Erfassung des Personendaten-
satzes erfolgen. Mit dem Erfassen der daktyloskopischen Nummer der Fingerabdruckdaten
in der Strafakte tragt die Polizei zugleich dem Grundsatz der Aktenvollstandigkeit Rech-
nung. Bei dieser Nummer handelt es sich um das Ergebnis der Aufnahme der Fingerabdri-
cke. Sie ist daher zwingend in der Akte zu vermerken. Die Strafverfolgungsbehdrden kon-
nen die daktyloskopische Nummer, die nach dem Grundsatz der Aktenvollstandigkeit zur
Akte gehort, auf der Grundlage von § 81b Absatz 2 StPO-neu als Minusmaflinahme zum
Verfahren speichern.

Im Regelfall wird jedoch der Eintritt der Rechtskraft abzuwarten sein, das heif3t nach dem
Eintritt der Rechtskraft des Urteils wird die Strafakte der Strafvollstreckungsbehérde, die
nach § 451 StPO grundsatzlich die Staatsanwaltschaft ist, zur Strafvollstreckung tbersandt.
Dort wird, wie heute schon, eine Entscheidungsmitteilung an das Bundeszentralregister er-
stellt, kiinftig unter Beifligung der daktyloskopischen Nummer. Mit dieser Nummer kann die
Registerbehdrde beim BKA die Fingerabdriicke anfordern, um sie bei ECRIS-TCN einzu-
stellen.

Das bedeutet, dass die Strafvollstreckungsbehdrde kunftig vor der Fertigung der Entschei-
dungsmitteilung an die Registerbehdrde prifen muss, ob zu der Person die daktyloskopi-
sche Nummer mitzuteilen ist und ob sie ihr vorliegt. Ist sie mitzuteilen, liegt der Strafvoll-
streckungsbehoérde aber nicht vor, ist Uber die Polizei die Feststellung beziehungsweise
Aufnahme zu veranlassen. Die Strafvollstreckungsbehoérde wird in diesem Fall zunachst
eine Entscheidungsmitteilung an das Bundeszentralregister fertigen, die noch keine dakty-
loskopische Nummer enthalt. Dies gebietet die Aktualitat und die Vollstandigkeit des Bun-
deszentralregisters. Zu diesem Zweck sieht § 3 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur
Durchfihrung des Bundeszentralregistergesetzes eine Mitteilungsfrist bei rechtskraftigen
strafgerichtlichen Verurteilungen (§ 3 Nummer 1 BZRG) von einem Monat nach Ablauf der
nach § 275 Absatz 1 Satz 2 StPO bestimmten Frist vor. An dieser Frist soll sich nichts an-
dern, so dass in Fallen der Nacherhebung unter Umstanden eine getrennte Mitteilung der
eigentlichen Entscheidung nebst den alphanumerischen Personendaten und dann im Wege
einer Folgemitteilung die Ubermittlung der daktyloskopische Nummer zu erfolgen hat. Der
damit einhergehende Aufwand durfte sich aufgrund der vollautomatischen IT-Verfahren in
engen Grenzen halten. Erst nach dem Ruicklauf von der Polizei kann der Datensatz um die
daktyloskopische Nummer vervollstandigt und eine Folgenachricht gefertigt werden. Grund-
satzlich kann diese Prifung und Veranlassung weitgehend vollautomatisch ablaufen, wobei
dies eine Frage der konkreten Fachanwendung in den Landern ist.

Zum Zweck des Feststellens beziehungsweise der Aufnahme wird das Ersuchen der Straf-
vollstreckungsbehdrde der Polizei am Wohnsitz der Person zugeleitet und diese mit der
Feststellung beziehungsweise Aufnahme der Fingerabdrucke beauftragt. Dazu wird die Po-
lizei die betroffene Person telefonisch oder postalisch auffordern, sich bei der Dienststelle
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zur Aufnahme der Fingerabdriicke vorzustellen. Es kann dazu auf das bereits heute bei
§ 81b StPO in der geltenden Fassung bewahrte Verfahren zurtickgegriffen werden. Um die
Duldung der MaRRnahme zu erreichen, kdnnen — wie bereits heute im Rahmen des § 81b
StPO — die Mittel des unmittelbaren Zwangs angewendet werden. Ist die verurteilte Person
der Bewahrungsaufsicht unterstellt, kann auch der Bewahrungshelfer beziehungsweise die
Bewahrungshelferin sie im Zusammenhang mit seinen beziehungsweise ihren Betreuungs-
aufgaben bei der Erledigung der Malinahme unterstiitzen; insbesondere, um den Einsatz
unmittelbaren Zwanges zu vermeiden. Durch die Polizei sind zunachst die Fingerabdriicke
festzustellen, das heil’t es ist mittels der Fast-ID-Technologie zu prifen, ob fir die Person
bereits Fingerabdriicke aus einem Strafverfahren in dem Datenbestand beim BKA hinter-
legt sind. Sind sie dort bereits hinterlegt, wird die daktyloskopische Nummer der Fingerab-
druckdaten in der Strafakte vermerkt und kann dann von der Vollstreckungsbehdrde an die
Registerbehdrde gemeinsam mit der Entscheidungsmitteilung Ubermittelt werden. Sind die
Fingerabdricke nicht im Datenbestand des BKA hinterlegt, nimmt die Polizei die Fingerab-
driicke auf und Ubermittelt die Fingerabdriicke an das BKA. Zur Erfassung der daktylosko-
pischen Nummer wird auf die obenstehenden Ausflihrungen verwiesen. Die Staatsanwalt-
schaft als Strafvollstreckungsbehérde kann die daktyloskopische Nummer der Fingerab-
druckdaten nach Zuleitung der Akte der Registerbehdrde mitteilen.

Sofern die Person keinen festen Wohnsitz oder bestimmbaren Aufenthaltsort im Inland hat,
kommt als geeignete Mallnahme die Fahndungsausschreibung im polizeilichen Auskunfts-
system (INPOL) nach § 131a Absatz 2 StPO in Betracht, wonach Beschuldigte unter Be-
achtung des Verhaltnismaligkeitsgrundsatzes auch zur erkennungsdienstlichen Behand-
lung ausgeschrieben werden kénnen.

Bei der Verurteilung zu einer unbedingten Freiheitsstrafe kann auch die Aufnahme der Fin-
gerabdricke in der Justizvollzugsanstalt in Betracht gezogen werden, wobei dies ebenfalls
der Entscheidung der Lander und den dort bestehenden rechtlichen sowie technischen
Rahmenbedingungen tberlassen bleibt.

Die Praxis hat fiir die Ubermittlung der daktyloskopischen Nummer Sorge zu tragen. Eine
automatisierte Ubermittlung dieser daktyloskopischen Nummer zwischen der Justiz, insbe-
sondere auch der Strafvollstreckungsbehérde, und der Polizei soll im Zuge der Einfihrung
der elektronischen Aktenflihrung in Strafsachen durch die Implementierung eines entspre-
chenden Datenfeldes in die Schnittstellen "XPolizei" beziehungsweise "XJustiz" ermdglicht
werden.

VerhéltnismaRigkeit der Regelung

Erfullung der verpflichtenden Vorgabe der unmittelbar geltenden Verordnung

Die Ausweitung der Aufnahme der Fingerabdricke ist erforderlich, um die unmittelbar gel-
tenden und die Bundesrepublik Deutschland verpflichtenden Vorgaben der Verord-
nung (EU) 2019/816 zur Ubermittlung der Fingerabdriicke an ECRIS-TCN zu erfiillen. Ohne
die vorgeschlagene Regelung ware die nationale Rechtslage lickenhaft und unzureichend.
Die Grundrechte des Grundgesetzes sind bei der Durchfihrung der Verord-
nung (EU) 2019/816 nur insofern uneingeschrankt malfgeblich, als die Verord-
nung (EU) 2019/816 dem deutschen Normgeber (Umsetzungs-)Spielraume belasst (BVer-
fGE 133, 277 [Rn. 88]; 140, 317 [Rn. 39]; BVerfG NJW 2020, 300 - Recht auf Vergessen ).
Das ist hier einerseits in Bezug auf die Begrenzung der Speicherpflicht auf alle Verurteilun-
gen zu einer freiheitsentziehenden Strafe sowie freiheitsentziehenden Maliregeln und an-
dererseits hinsichtlich der verfahrensmafRigen Umsetzung der Aufnahme der Fingerabdri-
cke und der Speicherung der Fall.
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Zur Aufnahme der Fingerabdriicke bei Verurteilungen zu Freiheitsentzug

Das mit der Verordnung (EU) 2019/816 verfolgte Ziel rechtfertigt grundsatzlich einen Ein-
griff in das Recht der Betroffenen auf informationelle Selbstbestimmung. Die biometrischen
Daten werden zusatzlich zu den ohnehin verpflichtend zu speichernden alphanumerischen
Personendaten bendtigt, weil sie die zuverlassigste Grundlage fir die Identifizierung be-
stimmter Personen bieten. So sollen die in den nationalen Strafregistern gespeicherten Ein-
tragungen den richtigen Personen zugeordnet und die bei einer Identifizierung ohne bio-
metrische Daten moglichen Falschzuordnungen ausgeschlossen werden. Auf diese Weise
kann das strafrechtliche Vorleben einer Person noch zuverlassiger ermittelt, aber auch zu-
gunsten der betroffenen Personen eine Falschzuordnung von Eintragungen vermieden
werden. ECRIS-TCN beruht dabei auf der Annahme, dass Drittstaatsangehérige, wie Uni-
onsburgerinnen und -burger auch, in das EU-Ausland verziehen kénnen. Dabei kdnnen sie
womoglich die Absicht verfolgen, auf diese Weise ihr strafrechtliches Vorleben abzulegen.
Die Verordnung (EU) 2019/816 ist zudem Uber die registerrechtlichen Zwecke hinaus auch
eingebunden in die Interoperabilitat zwischen EU-Informationssystemen im Bereich Justiz
und Inneres nach Maligabe der EU-Interoperabilitadtsverordnungen (EU) 2019/817 und
2019/818, mit denen insbesondere die korrekte Identifizierung von Personen erleichtert und
Identitatsbetrug bekampft werden sollen. Auf diese Weise sollen die nationalen Behdrden
in den Bereichen Sicherheit, Grenzmanagement und Migrationssteuerung sowie Visabear-
beitung und Asylgewahrung unterstitzt werden.

Wegen der besonderen Sensibilitdt der Fingerabdriicke wird der Spielraum der Verord-
nung (EU) 2019/816 genutzt und die zwingende Aufnahme von Fingerabdricken aus Ver-
haltnismaRigkeitserwagungen auf Falle begrenzt, die mit einer freiheitsentziehenden Strafe
oder Malregel der Besserung und Sicherung geahndet werden. Denn Personen die zu
einer solchen Strafe oder Maldregel verurteilt worden sind, heben sich mit dem verwirklich-
ten Unrecht aus dem Durchschnitt der verurteilten Personen ab. Das gilt auch schon fur
Personen, die (ausnahmsweise) zu einer kurzen Freiheitsstrafe verurteilt wurden. Insoweit
geht der Entwurf Uber die Vorgabe von Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii Spiegel-
strich eins der Verordnung (EU) 2019/816 hinaus, wonach (nur) Verurteilungen zu einer
Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten erfasst werden sollen. Mal3geblich dafur ist
der Rechtsgedanke des § 47 Absatz 1 StGB, wonach Freiheitsstrafen unter sechs Monaten
ohnedies nur in besonders begrindeten Ausnahmefallen verhangt werden. Wegen der Ein-
zelheiten wird auf die vorstehenden Ausfihrungen vor ,Erforderliche Anpassungen im deut-
schen Recht" verwiesen.

Zur verfahrensmaRigen Ausgestaltung der Regelung

Die konkret verfahrensmaRige Ausgestaltung der Regelung ist auch geeignet, dieses Ziel
zu erreichen, weil sie ermdglicht, von allen im Strafverfahren verurteilten und in den per-
sénlichen Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2019/816 fallenden Personen, die zu
Freiheitsentzug verurteilt worden sind oder gegen die eine freiheitsentziehende Malregel
angeordnet worden ist, die Fingerabdriicke mittels Auslesen festzustellen oder sie aufzu-
nehmen.

Wegen der besonders zu berucksichtigenden Unschuldsvermutung wird grundsatzlich auf
den Eintritt der Rechtskraft der Verurteilung abgestellt. In begriindeten Einzelfallen dirfen
die Fingerabdricke nach § 81b Absatz 2 Satz 2 StPO-neu nach der Entscheidung, aber
schon vor Eintritt der Rechtskraft aufgenommen werden, wenn auf Grund bestimmter Tat-
sachen und bei Wirdigung der Umstande des Einzelfalles die Gefahr besteht, dass die
beschuldigte Person sich dieser Mallnahme entziehen werde. Mit dieser Moéglichkeit der
Eilanordnung vor Rechtskraft soll Fallen begegnet werden, in denen die konkrete Gefahr
besteht, dass sonst die Fingerabdriicke nicht aufgenommen werden kénnen. Dies kann
zum Beispiel der Fall sein bei Personen, die sich nur kurzzeitig in der Bundesrepublik
Deutschland aufhalten und kurz nach der Hauptverhandlung und damit noch vor dem Ein-
tritt der Rechtskraft das Land verlassen werden. Zur Anordnung bedarf es einer konkreten
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Begriindung, die sich nicht nur in der Wiederholung des gesetzlichen Wortlauts erschopft.
Damit sollen diejenigen Falle erfasst werden, in denen mit zumutbarem, von den Strafver-
folgungsbehoérden in vergleichbaren Fallgestaltungen auch sonst zu erbringendem Auf-
wand nach Rechtskraft der Verurteilung keine Fingerabdriicke mehr zu erlangen sind und
der mit ECRIS-TCN verfolgte Zweck daher vereitelt wirde.

Um dem VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz zu gentigen, hat die beschuldigte Person in diesen
Fallen einen gesetzlichen Ldschanspruch, wenn es nicht zu einer Verurteilung kommt, weil
im Rechtsmittelverfahren ein Freispruch folgt, ein Absenken der Freiheitsstrafe auf eine
Geldstrafe erfolgt, die alleinige Anordnung einer freiheitsentziehenden Malregel der Bes-
serung und Sicherung unterbleibt oder das Verfahren nicht nur vorlaufig eingestellt wird.
Hierzu muss die Strafvollstreckungsbehdérde vor der Fertigung der Entscheidungsmitteilung
an die Registerbehdrde eine Léschmitteilung an das BKA richten.

Die Regelung ist auch im Vergleich zu anderen ebenso geeigneten denkbaren Regelungen
angemessen und das Mittel, das am besten die datenschutzrechtlichen Belange der be-
troffenen Personen und die unabweisbaren Belange der Strafverfolgungsbehérden bezie-
hungsweise der Registerbehdrde in Ausgleich bringt. Zwar kdme in Betracht in jedem Fall
im Ermittlungsverfahren die Fingerabdrucke auf Vorrat auszulesen beziehungsweise abzu-
nehmen. Dies ware jedoch eingriffsintensiver als die hier verfolgte Regelung.

Zu Artikel 5 Absatz 1a bis 6

Absatz 1a benennt die unterschiedlichen Speicherorte flir die personenbezogenen Daten:
Im CIR werden bestimmte Identitdtsangaben gespeichert, die auch im Rahmen der In-
teroperabilitdtskomponenten nach den Verordnungen (EU) 2019/817 und (EU) 2019/818
von Bedeutung sind. Die tbrigen Daten (nationale Referenznummer und Name der Eltern)
werden im Zentralsystem gespeichert.

Absatz 2 regelt die technischen Anforderungen an die Fingerabdricke, die im Einzelnen
noch durch einen Durchfihrungsakt bestimmt werden.

Der Datensatz in ECRIS-TCN kann nach Absatz 3 auch Gesichtsbilder der jeweils verur-
teilten Drittstaatsangehorigen enthalten, sofern gemal dem nationalen Recht des Urteils-
mitgliedstaats die Aufnahme und Speicherung von Gesichtsbildern verurteilter Personen
zuldssig sind. Die eingeschrankte Zulassigkeit der Verwendung ergibt sich dem gegenuber
aus Artikel 6.

In Absatz 4 wird festgelegt, dass der Datensatz in ECRIS-TCN durch die nationale Regis-
terbehorde automatisch und unverzuglich nach Erfassung der Verurteilung im Strafregister
anzulegen ist.

Absatz 5 gibt vor, dass auch ruckwirkend Datensatze zu Verurteilungen von Drittstaatsan-
gehdrigen anzulegen sind. Dies gilt also fur solche Verurteilungen, die vor dem Tag des
Beginns der Dateneingabe in ECRIS-TCN bereits im nationalen Strafregister eingetragen
sind. In diesem Zusammenhang sind die Mitgliedstaaten jedoch nicht verpflichtet, Informa-
tionen zu erheben, die vor dem Beginn der Dateneingabe noch nicht in ihrem Strafregister
erfasst waren. Insbesondere betrifft dies die Fingerabdriicke. In diesen Fallen werden Fin-
gerabdruckdaten nur aufgenommen, wenn sie im Rahmen von Strafverfahren gemaf dem
nationalen Recht aufgenommen wurden und wenn sie mit anderen Identitdtsangaben in
Strafregistern eindeutig Ubereinstimmen. Nach Erwagungsgrund 29 muss dazu der betref-
fende Mitgliedstaat der Auffassung sein, dass die anderen Identitdtsangaben in Strafregis-
tern eindeutig den Fingerabdriicken zugeordnet werden kdénnen. Fir die Bundesrepublik
Deutschland bedeutet dies, dass zur Anlage von Datensatzen in ECRIS-TCN nur die im
Bundeszentralregister gespeicherten alphanumerischen Daten zu bestehenden Verurtei-
lungen Ubermittelt werden. Eine Weitergabe von mdglicherweise beim BKA zu diesen Per-
sonen gespeicherten Fingerabdruckdaten kann hingegen nicht erfolgen, da eine Abfrage
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dieser Fingerabdriicke durch die Registerbehérde mangels Kenntnis der Fingerabdruckda-
ten der verurteilten Person und damit eine Zuordnung der alphanumerischen Daten zu et-
waig gespeicherten Fingerabdricken nicht mit der gebotenen Eindeutigkeit moglich ist. Die
Gefahr von Falschzuordnungen ist sonst nicht auszuschlie®en, was gerade im Widerspruch
zu den Zielen der Verordnung (EU) 2019/816 stinde.

Nach Absatz 6 kénnen je nach nationalem Recht auch die Fingerabdriicke verwendet wer-
den, die fur andere Zwecke als fur Strafverfahren aufgenommen worden sind.

Artikel 6 der Verordnung (EU) 2019/816 (Gesichtsbilder)

Die Mdglichkeit der Speicherung biometrischer Lichtbilder ergibt sich schon aus Artikel 5
Absatz 3. Artikel 6 regelt hingegen die eingeschrankte Verwendung biometrischer Lichtbil-
der zur Identitatsbestimmung. Danach ist es vorerst nur zulassig, die Identitat einer Person
mittels Gesichtsbildes nachzuweisen, wenn bereits infolge eines Abgleichs von alphanu-
merischen Daten oder Fingerabdruckdaten ein Treffer erzielt wurde. In Artikel 6 Absatz 2
wird der Europaischen Kommission die Befugnis Gibertragen, delegierte Rechtsakte zu er-
lassen, um — sobald dies technisch moglich ist — Gesichtsbilder auch fur die Abfrage von
ECRIS-TCN verwenden zu kénnen. Bevor diese Funktionalitdt in ECRIS-TCN integriert
wird, muss die Europaische Kommission einen Bericht liber die Verfigbarkeit und Eignung
der Technologie sowie die VerhaltnismaRigkeit inres Einsatzes vorlegen.

Artikel 7 der Verordnung (EU) 2019/816 (Nutzung des ECRIS-TCN fir die Ermittlung
der Mitgliedstaaten, in denen Strafregisterinformationen vorliegen)

Artikel 7 regelt die Nutzung von ECRIS-TCN durch die Mitgliedstaaten. Die Vorschrift regelt
die Anfrage von nationalen Behorden Uber die Zentralbehérden an ECRIS-TCN.

Nach Absatz 1 Satz1 ist ECRIS-TCN durch die nationalen Registerbehdrden zur Feststel-
lung der Mitgliedstaaten zu nutzen, in deren Strafregistern Eintragungen fur die Drittstaats-
angehorigen vorhanden sind. Dies gilt flir Zwecke eines gegen die Person gerichteten Straf-
verfahrens sowie flr die anderen in Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 genannten Zwecke. Verpflich-
tend zu nutzen ist ECRIS-TCN, sofern die Abfrage fiir die Zwecke eines Strafverfahrens
erfolgt. Selbst dann kénnen die zustandigen Behdrden jedoch nach Absatz 1 Satz 2 ent-
scheiden, dass bei einem Auskunftsersuchen an die Registerbehdrde von einer Abfrage
des ECRIS-TCN Abstand genommen werden soll. Dies kann zum Beispiel dann in Betracht
kommen, wenn es sich um eine besonders eilbedurftige Abfrage handelt, in der eine Ab-
frage Uber ECRIS-TCN und danach tber ECRIS schon aus Zeitgriinden nicht in Betracht
kommt. Ferner kann es sich um Falle handeln, die besonders geringfligig sind und daher
nach Einschatzung der auskunftsersuchenden Stelle keine Berlicksichtigung auslandischer
Verurteilungen erforderlich macht. Dabei wird jedoch nach Absatz 1 Satz 1 und 2 in Bezug
auf die weiteren Zwecke dem nationalen Recht der Vorrang eingerdumt. Es steht also den
Mitgliedstaaten frei, die weiteren Zwecke der Nutzung von ECRIS-TCN einzuschréanken
oder Uber den Katalog in Absatz 1 Satz 1 hinauszugehen. Der vorgenannte Katalog unter-
scheidet dabei grundsétzlich zwischen der Uberpriifung der eigenen Strafregistereintragun-
gen einer Person auf deren Antrag hin und der Auskunftserteilung zum Zwecke der Prifung
der Zuverlassigkeit einer Person. Die Uberprifung der eigenen Strafregistereintragungen
einer Person auf deren Antrag hin erfolgt nach dem BZRG im Wege einer Selbstauskunft
nach § 42 BZRG. Bei der Auskunftserteilung zum Zwecke der Prifung der Zuverlassigkeit
einer Person kann es sich, ausgehend vom deutschen System der Auskunftserteilung aus
dem Register, um unbeschrankte Ausklnfte nach § 41 BZRG an die dort enumerativ ge-
nannten Staatsanwaltschaften, Gerichte und Behdrden sowie Flhrungszeugnisse fur pri-
vate Zwecke und Behordenfihrungszeugnisse handeln. Beispielhaft findet die Uberpriifung
bei Personaleinstellung in der Regel durch die Vorlage eines einfachen Flhrungszeugnis-
ses statt. Beantragt ein Drittstaatsangehdriger kunftig ein Fihrungszeugnis, hat nach § 30b
BZRG eine Abfrage Uber ECRIS-TCN zu erfolgen, um Uberprifen zu kénnen, ob in dem
Strafregister eines anderen Mitgliedstaates Eintragungen verzeichnet sind, die sich aus
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dem Bundeszentralregister womaéglich nicht ergeben. Bei der Uberpriifung des strafrechtli-
chen Vorlebens im Rahmen eines auslanderrechtlichen Verfahrens wird hingegen nach
§ 41 Absatz 1 Nummer 7 BZRG eine unbeschrankte Auskunft erteilt, vor deren Erstellung
ebenfalls eine Abfrage Uber ECRIS-TCN erfolgt. Ergeben sich in den vorgenannten Kons-
tellationen in ECRIS-TCN Treffer, richtet die Registerbehoérde Uber ECRIS Auskunftsersu-
chen an die Strafregister anderer Mitgliedstaaten, in denen nach der Mitteilung aus ECRIS-
TCN Vorstrafen gespeichert sind. Anpassungen im deutschen Recht sind Uber daten-
schutzrechtliche Bestimmungen, die die Ubermittlung von Daten und die Verarbeitung emp-
fangener Daten erlauben, hinaus nicht erforderlich.

Artikel 7 Absatz 1 Satz 2 bestimmt, dass ausnahmsweise die ersuchenden Behdrden von
einer Abfrage Uber ECRIS-TCN Abstand nehmen kénnen, wenn dies aus ihrer Sicht nicht
angezeigt ist. Wie ausgefihrt kann dies vor allem in eilbedurftigen Fallen sowie aus Ver-
haltnismaRigkeitsgrinden in Betracht kommen. Handelt es sich aber um eine Selbstaus-
kunft des Betroffenen sowie eine Anfrage, die sich auf die Zwecke des Kinder- und Jugend-
schutzes nach Artikel 10 Absatz 2 der Richtlinie 2011/93/EU des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 13. Dezember 2011 zur Bekdmpfung des sexuellen Missbrauchs und
der sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderpornografie sowie zur Ersetzung
des Rahmenbeschlusses 2004/68/JI des Rates (ABI. L 335 vom 17.12.2011, S. 1,L 18 vom
21.01.2012, S. 7[1]) bezieht, ist die Anfrage stets an ECRIS-TCN zu richten. Auch insoweit
besteht kein Bedarf fur Anpassungen im deutschen Recht, weil die Verordnung die Mog-
lichkeit des Absehens einer ECRIS-TCN-Abfrage bereits unmittelbar und erschépfend re-
gelt.

Nach Absatz 2 missen die Mitgliedstaaten gegeniber der Europaischen Kommission mit-
teilen, wenn sie ECRIS-TCN flr andere als die in Artikel 7 Absatz 1 genannten Zwecke
nutzen moéchten. Um die unterschiedliche Handhabung transparent zu machen, wird die
Europaische Kommission die Mitteilungen im Amtsblatt der Europaischen Union verdffent-
lichen.

Absatz 3 regelt die mit Artikel 14 korrespondierende Abfragebefugnis fur Eurojust, Europol
und die EUStA.

Absatz 4 erlaubt Abfragen auch dazu, ob zu einer Person, die die Staatsblrgerschaft eines
Mitgliedstaates der Europaischen Union besitzt, in einem Mitgliedstaat Strafregisterinfor-
mationen zu dieser Person als Drittstaatsangehorige vorliegen.

Absatz 5 regelt den Umfang der Dateneingabe fir eine Abfrage und stellt es den zustandi-
gen Behorden frei, eine Anfrage auch nur auf einen Teil der Daten zu stitzen. Dies kommt
praktischen Erwagungen entgegen, weil unter Umstanden in bestimmten Verfahrenssitua-
tionen nicht alle personenbezogenen Daten, die in ECRIS-TCN hinterlegt sind, auch zur
Verfligung stehen. Gleichwohl wird in einem Durchfihrungsrechtakt ein Mindestdatensatz
bestimmt, ohne den eine Abfrage unzuldssig ist. Damit soll sichergestellt werden, dass
keine Massenabfragen durchgeflhrt werden.

Absatz 6 bezieht sich auf die oben erlauterte Option, unter bestimmten Voraussetzungen
in einem kunftigen Ausbauschritt auch Gesichtsbilder fur die Abfrage von ECRIS-TCN ver-
wenden zu kdénnen.

Absatze 7 und 8 bestimmen, was bei einem Treffer beziehungsweise Nichttreffer geschieht.
Kann keine Person in ECRIS-TCN der Abfrage zugeordnet werden, wird dies dem anfra-
genden Mitgliedstaat automatisch mitgeteilt. Kommt es hingegen zu einem Treffer, stellt
das Zentralsystem der zustandigen Behorde automatisch Informationen darlber bereit, in
welchen Mitgliedstaaten Strafregisterinformationen zu den betreffenden Drittstaatsangeh6-
rigen vorliegen, einschlieBlich der damit verbundenen nationalen Referenznummern und
samtlicher dazugehdérigen Identitadtsangaben. Diese Identitatsangaben dirfen nur verwen-
det werden, um die Identitat des betreffenden Drittstaatsangehdrigen nachzuweisen. Das
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Ergebnis einer Abfrage im Zentralsystem darf lediglich fir die Zwecke eines Ersuchens
nach Artikel 6 Rb ECRIS oder eines Ersuchens nach Artikel 17 Absatz 3 dieser Verordnung
genutzt werden.

Kapitel Il (Speicherung und Anderung der Daten)

Artikel 8 regelt, dass jeder Datensatz nur so lange im Zentralsystem und im CIR gespeichert
wird, wie die Daten in den nationalen Strafregistern gespeichert sind. Nach Ablauf der Frist
I6scht die Zentralbehérde des Urteilsmitgliedstaats den Datensatz mit allen personenbezo-
genen Daten. Mit der Verordnung (EU) 2019/816 ist daher keine Harmonisierung der Spei-
cherfristen der Mitgliedstaaten verbunden. Solange Informationen zu Verurteilungen im
Strafregister des Mitgliedstaats gespeichert sind, sollen auch die Behérden anderer Mit-
gliedstaaten die Moéglichkeit haben, diese zu bertcksichtigen. Das bedeutet auch, dass der
gesamte ECRIS-TCN-Datensatz wahrend dieses Zeitraums gespeichert wird, selbst wenn
die Fingerabdriicke, die national aus einer anderen Datenbank als dem Strafregister stam-
men, bereits aus dieser anderen nationalen Datenbank geléscht worden sind. Umgekehrt
muss jedoch der gesamte ECRIS-TCN-Datensatz einschlief3lich der Fingerabdriicke aus
dem Zentralsystem geldscht werden, wenn die Daten zu den korrespondierenden Verurtei-
lungen aus dem nationalen Strafregister geléscht werden, selbst wenn die Fingerabdriicke
auf nationaler Ebene gespeichert bleiben.

Hierzu bedarf es einer Klarstellung im BZRG, was nach dem nationalen Recht als Ablauf
der Speicherfrist zu verstehen ist. Nach dem BZRG kommt der Eintritt der Tilgungsreife
oder das Ende der Uberliegefrist (§ 45 Absatz 2 Satz 1 BZRG) in Betracht. Zwar wird eine
Eintragung mit dem Ablauf der Tilgungsfrist tilgungsreif. Endgultig aus dem Bundeszentral-
register entfernt wird die Eintragung aber erst nach dem Ende der Uberliegefrist. Die Uber-
liegefrist soll gewahrleisten, dass etwaige neue Verurteilungen, die die Entfernung oder Til-
gung ausschlieen aber der Registerbehdrde noch nicht bekannt sind, noch beriicksichtigt
werden kénnen. Es handelt sich also um eine Sicherheitsspanne. Wahrend der Uberliege-
frist werden die Eintragungen allerdings zum Schutz der Betroffenen schon nicht mehr in
Auskiinfte aufgenommen. Es ist daher sachgerecht, fiir die L6éschung des Datensatzes in
ECRIS-TCN auf den Eintritt der Tilgungsreife abzustellen. Ist der Datensatz in ECRIS-TCN
geléscht und kommt es zu einer Nachverurteilung, hat die Registerbehdrde einen neuen
Datensatz in ECRIS-TCN anzulegen.

Artikel 9 regelt, dass die Hoheit Gber die Daten bei den Mitgliedstaaten verbleibt. Sie dirfen
die mitgeteilten Daten daher andern, missen diese insbesondere bei Fehlern berichtigen
und sie l6schen.

Kapitel IV (Entwicklung, Betrieb und Zustandigkeiten)

Artikel 10 sieht vor, dass die Europaische Kommission Durchfiihrungsrechtsakte erlassen
darf, die das Funktionieren von ECRIS-TCN sicherstellen.

Artikel 11 enthalt Bestimmungen dazu, dass die technische Verantwortung fir ECRIS-TCN
bei eu-LISA liegt. Zudem hat eu-LISA die Aufgabe, die ECRIS-Referenzimplementierung
weiterzuentwickeln und zu warten, um das reibungslose Funktionieren des ECRIS-TCN und
des zugrundeliegenden ECRIS sicherzustellen. Vor der Konzeptions- und Entwicklungs-
phase des ECRIS-TCN hat der Verwaltungsrat von eu-LISA einen Programmverwaltungs-
rat eingerichtet, der aus zehn Mitgliedern besteht. Darin sind im Wesentlichen die Mitglied-
staaten, unter anderem auch die Bundesrepublik Deutschland, vertreten. Der Programm-
verwaltungsrat gewahrleistet in der Konzeptions- und Entwicklungsphase des ECRIS-TCN
die Koharenz zwischen zentralen und nationalen ECRIS-TCN-Projekten und der nationalen
Implementierungssoftware.
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Artikel 12 und 13 regeln die Zustandigkeiten der Mitgliedstaaten fir den Zugang zu ECRIS-
TCN, um ein sicheres und stabiles Funktionieren zu gewahrleisten, sowie die Verantwor-
tung fur die Verwendung der Daten aus ECRIS-TCN.

Artikel 14 bindet Eurojust, Europol und die EUStA in ECRIS-TCN ein. Sie erhalten zur Er-
fullung ihrer Aufgaben Zugang zu ECRIS-TCN und kénnen entsprechende Abfragen stel-
len. Diese Behorden erhalten jedoch bei einem Treffer keinen unmittelbaren Zugriff auf E-
CRIS. Um im Trefferfall die benétigten Informationen zu Verurteilungen anzufordern, mas-
sen sie sich Uber ihre bestehenden Kommunikationskanale an die nationalen Zentralbehor-
den wenden. Durch diesen Ansatz wird gewahrleistet, dass die in den flr diese Einrichtun-
gen geltenden Grindungsrechtsakten verankerten Vorschriften hinsichtlich ihrer Kontakte
mit den Zentralbehdrden der Mitgliedstaaten eingehalten werden. In der Bundesrepublik
Deutschland besteht fur alle genannten Behérden die Méglichkeit, nach § 41 BZRG unbe-
schrankte Auskinfte aus dem Bundeszentralregister zu erhalten. Uber diesen Weg wird
dann bei Drittstaatsangehoérigen eine Abfrage bei ECRIS vorgenommen. Artikel 15 und 16
stellen im Interesse des Datenschutzes bestimmte Anforderungen an Eurojust, Europol und
die EUSHA fir den Zugang zu ECRIS-TCN.

Nach Artikel 17 wird Eurojust als Kontaktstelle benannt, an die sich Drittstaaten und inter-
nationale Organisationen wenden kdnnen, die Informationen zu Verurteilungen von Drritt-
staatsangehdrigen bendtigen. Dadurch soll — im Sinne des Ziels der Verord-
nung (EU) 2019/816 — verhindert werden, dass Drittstaaten und internationale Organisatio-
nen Anfragen an mehrere Mitgliedstaaten senden mussen. Aufgrund eines solchen Ersu-
chens eines Drittstaates beziehungsweise einer internationalen Organisation startet Eu-
rojust eine Abfrage tber ECRIS-TCN und tritt dann an die Mitgliedstaaten heran, bei denen
ECRIS-TCN einen Treffer vermerkt hat. Eurojust fragt ab, ob eine Auskunft zu den Mitglied-
staaten, in deren Strafregistern ein Treffer verzeichnet ist, an den Drittstaat beziehungs-
weise die internationale Organisation erteilt werden darf. Die Drittstaaten und internationa-
len Organisationen missen danach ein Auskunftsersuchen an den Mitgliedstaat richten, bei
dem ECRIS-TCN einen Treffer mitgeteilt hat.

Ein Vorverfahren bei Anfragen von Drittstaaten sowie Uber- und zwischenstaatlichen Stel-
len sieht das BZRG bislang nicht vor. Dieses neuartige Verfahren macht eine Anpassung
im nationalen Recht erforderlich, um der Registerbehdrde eine klare Entscheidungsgrund-
lage zu geben, wie sie mit solchen Anfragen umgehen soll. Wirde es sich um unmittelbare
Ersuchen auf Erteilung einer Auskunft beziehungsweise eines Flihrungszeugnisses han-
deln, ware das Ersuchen nach § 57 BZRG zu behandeln. Es handelt sich hier also um ein
Vorverfahren, das dem Ziel dient, ein Ersuchen auf Erteilung von Registerinformationen zu
ermdglichen. Daher soll die Registerbehérde die Zustimmung erteilen, wenn ein nachfol-
gendes Ersuchen begrindet ware und nach § 57 Absatz 1 bis 5 beantwortet werden wiirde.
Hingegen ist die Zustimmung zu verweigern, wenn ein nachfolgendes Ersuchen ohnehin
nicht beantwortet werden wirde. Dies kann zum Beispiel der Fall sein, weil es sich nicht
um eine Stelle im Sinne des § 57 Absatz 1 BZRG handelt oder kein vélkerrechtlicher Ver-
trag mit dem anfragenden Drittstaat besteht und die Antwort eine Gefahr fur die betroffene
Person mit sich bringt (§ 57 Absatz 2 Satz 3 BZRG).

Artikel 19 stellt fur die Mitgliedstaaten und eu-LISA Anforderungen zur Datensicherheit auf.

Artikel 20 regelt die Haftung fur Personen und die Mitgliedstaaten, wenn sie durch die
rechtswidrige Datenverarbeitung oder sonst eine gegen die Verordnung verstoRende Hand-
lung einen Schaden verursacht haben. Gleichfalls sieht die Vorschrift eine Haftung fur
Schaden vor, die durch die Mitgliedstaaten beziehungsweise die in Artikel 14 genannten
europaischen Behoérden an ECRIS-TCN verursacht werden.
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Artikel 21 und 22 regeln die Eigenkontrolle der Zentralbehérden der Mitgliedstaaten sowie
die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, ausreichende Sanktionen gegen Missbrauch vorzu-
sehen. Dieser Vorgabe ist durch arbeits- und dienstrechtliche Sanktionsmdglichkeiten auf
der Ebene des nationalen Rechts hinreichend gentige getan.

Kapitel V (Datenschutzrechte und Datenschutzaufsicht)

Artikel 23 und 24 regeln die Verantwortlichkeit fir die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten sowie deren Zweck. Die Mitgliedstaaten und eu-LISA tragen jeweils bei ihren Verarbei-
tungsvorgangen die Verantwortlichkeit.

Artikel 25 bis 27 regeln datenschutzrechtliche Betroffenenrechte, die unter anderem ein
Recht auf Auskunft, Berichtigung, Loschung und Einschrankung der Verarbeitung vorse-
hen. So sollen Betroffene Unrichtigkeiten oder eine unrechtmaRige Verarbeitung von Daten
geltend machen kénnen (Artikel 25). Dazu haben die Zentralbehérden auch zusammenzu-
arbeiten (Artikel 26). Zur Durchsetzung dieser Rechte missen Betroffene gemaf dem na-
tionalen Recht oder dem Unionsrecht das Recht haben, eine Beschwerde oder einen
Rechtsbehelf im Urteilsmitgliedstaat einlegen zu konnen (Artikel 27).

Artikel 28 schreibt die Kontrolle durch die nationalen Aufsichtsbehérden vor. Diese gewahr-
leistet, dass die Datenverarbeitungsvorgange in den nationalen Strafregister- und Finger-
abdruckdatenbanken, die mit dem Datenaustausch zwischen diesen Systemen und dem
ECRIS-TCN zusammenhangen, ab dem Tag der Aufnahme des Betriebs des ECRIS-TCN
mindestens alle drei Jahre gemal einschlagigen internationalen Prifungsnormen Gberprift
werden. Fur die Bundesverwaltung und damit auch fiir die Registerbehérde ist nationale
Aufsichtsbehorde fiir den Datenschutz der Bundesbeauftragte fir den Datenschutz und die
Informationsfreiheit (BfDI). Dieser wird zur gegebenen Zeit die erforderlichen Prifungen
durchfuhren.

Artikel 29 sieht die Kontrolle von ECRIS-TCN und die Verarbeitung personenbezogener
Daten durch eu-LISA durch den Europaischen Datenschutzbeauftragten vor. Artikel 30 re-
gelt erganzend die Zusammenarbeit zwischen den nationalen Aufsichtsbehérden und dem
Europaischen Datenschutzbeauftragten.

Artikel 31 ordnet das Fuhren von Protokollen an. So sollen alle Vorgange bei eu-LISA und
den nationalen Behoérden in Bezug auf ECRIS-TCN nachvollziehbar sein. Nach Artikel 31
Absatz 4 der Verordnung (EU) 2019/816 werden die Protokolle durch geeignete MalRnah-
men vor unbefugtem Zugriff geschiitzt und nach drei Jahren geldscht, sofern sie nicht fir
bereits eingeleitete Kontrollverfahren bendtigt werden. Damit ergibt sich die Ldschfrist far
diese Protokolldaten bereits unmittelbar aus der Verordnung und muss nicht zusatzlich im
BZRG festgelegt werden. Da jedoch § 21a Absatz 2 Satz 3 BZRG bislang von einer ein-
heitlichen Léschfrist fir Protokolldaten von einem Jahr ausgeht, sollen zur Klarstellung die
Protokolldaten, die sich auf Datenverarbeitungsvorgange in ECRIS-TCN beziehen, von die-
ser kurzeren Loschfrist ausgenommen und allein der Anwendung der Verord-
nung (EU) 2019/816 unterworfen werden.

Kapitel VI (Schlussbestimmungen)

Artikel 32 erlaubt eine anonymisierte Verwendung der Daten von ECRIS-TCN fir die Er-
stellung von Berichten und Statistiken und Artikel 33 regelt die Verteilung der Kosten, die
mit der Durchflihrung der Verordnung (EU) 2019/816 verbunden sind. Artikel 34 sieht eine
Mitteilungspflicht fir die Mitgliedstaaten gegentiber eu-LISA beziiglich der jeweils zustan-
digen nationalen Behorde vor. In der Bundesrepublik Deutschland ist dies die Registerbe-
hoérde. Nach § 1 Absatz 1 BZRG fuhrt das BfJ das Bundeszentralregister.
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Artikel 35 regelt die Inbetriebnahme von ECRIS-TCN sowie die Dateneingabe durch die
Mitgliedstaaten. Voraussetzung ist insgesamt zunachst, dass die erforderlichen Durchflh-
rungsrechtsakte beschlossen worden sind. Danach wird die Europaische Kommission zu-
sammen mit den Mitgliedstaaten den Stand der technischen und rechtlichen Vorkehrungen
zur Erhebung der Daten nach Artikel 5 und zu ihrer Ubermittlung an das ECRIS-TCN ermit-
teln. Die Europaische Kommission wird dann den Tag bestimmen, ab dem die Mitgliedstaa-
ten mit der Eingabe der Daten beginnen. Die Eintragungen sind rickwirkend vorzunehmen.
Die Eingabe der Daten hat dann zwei Monate nach diesem Tag zu beginnen. Nach einem
abschlielenden Test durch eu-Lisa mit den Mitgliedstaaten wird von der Europaischen
Kommission der Tag der Inbetriebnahme von ECRIS-TCN festgelegt. Ab diesem Tag haben
die Mitgliedstaaten ECRIS-TCN zu nutzen. Bei Fassung der Beschllsse nach diesem Arti-
kel kann die Europaische Kommission unterschiedliche Termine flir die Eingabe von alpha-
numerischen Daten und Fingerabdruckdaten gemaR Artikel 5 in das ECRIS-TCN sowie flr
die Inbetriebnahme fur diese unterschiedlichen Datenkategorien angeben.

Nach Artikel 36 Absatz 8 der Verordnung (EU) 2019/816 erstellt eu-LISA zwei Jahre nach
der Inbetriebnahme des ECRIS-TCN und danach jedes Jahr einen Bericht Gber die techni-
sche Funktionsweise des ECRIS-TCN und der ECRIS-Referenzimplementierung ein-
schlieBlich ihrer Sicherheit, der insbesondere auf den Statistiken tber die Funktionsweise
und die Nutzung des ECRIS-TCN fur den Austausch von Strafregisterinformationen Gber
die ECRIS-Referenzimplementierung beruht. Auf der Ebene der Europdischen Kommission
sieht die Artikel 36 Absatz 9 der Verordnung (EU) 2019/816 vor, dass vier Jahre nach der
Inbetriebnahme des ECRIS-TCN und danach alle vier Jahre eine Gesamtbewertung des
ECRIS-TCN und der ECRIS-Referenzimplementierung erfolgt. In dem auf dieser Grundlage
erstellten Gesamtbewertungsbericht wird die Anwendung dieser Verordnung bewertet und
werden die erzielten Ergebnisse an den gesetzten Zielen gemessen und die Auswirkungen
auf die Grundrechte der Betroffenen untersucht. In diesem Bericht soll bewertet werden, ob
die grundlegenden Prinzipien des Betriebs des ECRIS-TCN weiterhin Giiltigkeit haben und
ob die Verwendung biometrischer Daten fur die Zwecke des ECRIS-TCN angemessen ist.

Artikel 37 regelt die Austbung der Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte durch die
Europaische Kommission. Artikel 38 regelt das Ausschussverfahren.

Nach Artikel 39 wurde neben dem Programmverwaltungsrat (Artikel 11) eine Beratergruppe
gebildet, die auf einer vor allem technischen Ebene eu-LISA mit Fachkenntnissen Gber das
ECRIS-TCN und die ECRIS-Referenzimplementierung insbesondere bei der Vorbereitung
ihres Jahresarbeitsprogramms und ihres Jahrestatigkeitsberichts berat.

Artikel 40 bis 42 regeln Folgeanderungen in der Verordnung (EU) 2018/1726, Umsetzungs-
und Ubergangsbestimmungen sowie das Inkrafttreten. Unter anderem wird bestimmt, dass
die Mitgliedstaaten die erforderlichen Malnahmen treffen, um der Verord-
nung (EU) 2019/816 so bald wie moglich nachzukommen, um so das ordnungsgemafe
Funktionieren des ECRIS-TCN zu gewahrleisten. Nach dem Erwagungsgrund 40 sollen die
Mitgliedstaaten dazu nach Inkrafttreten der Verordnung mindestens 36 Monate Zeit haben,
um Maflinahmen zur Durchfuhrung zu treffen.

\A Alternativen

Bei der Durchfuhrung der unmittelbar geltenden Verordnung (EU) 2019/816 werden den
Mitgliedstaaten in eingeschranktem Umfang Wahlmdglichkeiten gelassen. Zudem kommen
bei der Anpassung des deutschen Rechts verschiedene Herangehensweisen in Betracht.

Dies betrifft vor allem die Feststellung und Aufnahme der Fingerabdriicke nach Artikel 5
Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2019/816. Die Vorschrift verpflichtet die Mit-
gliedstaaten in bestimmten Fallen die Fingerabdriicke von Personen mit Drittstaatsangehd-
rigkeit an ECRIS-TCN zu Ubermitteln und bei dem alphanumerischen Datensatz dieser Per-
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sonen zu speichern. Um diesen verpflichtenden und unmittelbar geltenden unionsrechtli-
chen Vorgaben mdglichst effizient und zugleich schonend gerecht zu werden, sind Anpas-
sungen in der StPO fur die Aufnahme der Fingerabdricke erforderlich. Der Entwurf schlagt
dazu in § 81b StPO die Schaffung einer Rechtsgrundlage fir die Aufnahme der Fingerab-
dricke und Speicherung in der Fingerabdruckdatenbank des BKA vor, wenn sie in dem
Strafverfahren oder einem anderen Strafverfahren noch nicht erhoben worden sind und die
betroffene Person zu einer Freiheitsstrafe verurteilt worden ist beziehungsweise gegen sie
eine freiheitsentziehende Maliregel der Besserung und Sicherung angeordnet worden ist.
Wegen der besonders zu bericksichtigenden Unschuldsvermutung wird grundsatzlich auf
den Eintritt der Rechtskraft der Verurteilung abgestellt. In begriindeten Einzelfallen durfen
die Fingerabdriicke nach der Verurteilung aber schon vor Eintritt der Rechtskraft aufgenom-
men werden, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen und bei Wirdigung der Umstande des
Einzelfalles die Gefahr besteht, dass der Beschuldigte sich dieser Mallnhahme entziehen
werde. Mit dieser Moglichkeit der Eilanordnung vor Rechtskraft soll Fallen begegnet wer-
den, in denen die konkrete Gefahr besteht, dass sonst die Fingerabdriicke nicht aufgenom-
men werden kdnnen. Dies kann zum Beispiel der Fall sein bei Personen, die sich nur kurz-
zeitig in der Bundesrepublik Deutschland aufhalten und kurz nach der Hauptverhandlung
und damit noch vor dem Eintritt der Rechtskraft das Land verlassen werden. Zur Anordnung
bedarf es einer konkreten Begriindung, die sich nicht nur in der Wiederholung des gesetz-
lichen Wortlauts erschopft. Damit sollen diejenigen Falle erfasst sein, in denen mit zumut-
barem, von den Strafverfolgungsbehdrden in vergleichbaren Fallgestaltungen auch sonst
zu erbringendem Aufwand nach Rechtskraft der Verurteilung keine Fingerabdriicke mehr
zu erlangen sind und der mit ECRIS-TCN verfolgte Zweck daher vereitelt wirde.

Um dem VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz zu gentigen, hat die angeklagte Person in diesen
Fallen einen gesetzlichen Ldschanspruch, wenn es nicht zu einer Verurteilung kommt, weil
im Rechtsmittelverfahren ein Freispruch folgt, oder ein Absenken der Freiheitsstrafe auf
eine Geldstrafe erfolgt, die alleinige Anordnung einer freiheitsentziehenden MalRnahme der
Besserung und Sicherung unterbleibt oder das Verfahren nicht nur vorlaufig eingestellt wird.
Hierzu muss die Strafvollstreckungsbehdérde vor der Fertigung der Entscheidungsmitteilung
an die Registerbehdrde eine Loschmitteilung an das BKA richten.

Die Regelung ist im Vergleich zu anderen ebenso geeigneten denkbaren Regelungen an-
gemessen und das Mittel, das am besten die datenschutzrechtlichen Belange der betroffe-
nen Personen und die unabweisbaren Belange der Strafverfolgungsbehérden beziehungs-
weise der Registerbehdrde in Ausgleich bringt. Zwar kdme in Betracht, in jedem Fall im
Ermittlungsverfahren die Fingerabdricke auf Vorrat auszulesen beziehungsweise abzu-
nehmen. Dies ware jedoch eingriffsintensiver als die hier verfolgte Regelung. Die als Alter-
native in Betracht kommende vollstandige nachtragliche Erhebung der Fingerabdriicke, das
heil3t ausschliel3lich nach Eintritt der Rechtskraft, scheidet aber aus den fur die Moglichkeit
der Eilanordnung sprechenden Griinde ebenfalls aus.

Hinsichtlich der rickwirkenden Anlegung von Datensatzen flr Drittstaatsangehdrige nach
Artikel 5 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2019/816 besteht keine Verpflichtung zur Nacher-
hebung von Daten fur diesen Personenkreis. Absatz 5 gibt allein vor, dass auch rickwir-
kend Datensatze zu Verurteilungen von Drittstaatsangehdérigen anzulegen sind. Dies gilt
also fur solche Verurteilungen, die vor dem Tag des Beginns der Dateneingabe in ECRIS-
TCN bereits im nationalen Strafregister eingetragen sind. In diesem Zusammenhang sind
die Mitgliedstaaten jedoch nicht verpflichtet, Informationen zu erheben, die vor dem Beginn
der Dateneingabe noch nicht in ihrem Strafregister erfasst waren. Insbesondere betrifft dies
die Fingerabdriicke. In diesen Fallen werden Fingerabdruckdaten nur aufgenommen, wenn
sie im Rahmen von Strafverfahren gemall dem nationalen Recht aufgenommen wurden
und wenn sie mit anderen Identitdtsangaben in Strafregistern eindeutig Ubereinstimmen.
Nach Erwagungsgrund 29 muss dazu der betreffende Mitgliedstaat der Auffassung sein,
dass die anderen Identitdtsangaben in Strafregistern eindeutig den Fingerabdriicken zuge-
ordnet werden kénnen. Fir die Bundesrepublik Deutschland bedeutet dies, dass zur Anlage
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von Datensatzen in ECRIS-TCN nur die im Bundeszentralregister gespeicherten alphanu-
merischen Daten zu bestehenden Verurteilungen tUbermittelt werden. Eine Weitergabe von
mdglicherweise beim BKA zu diesen Personen gespeicherten Fingerabdruckdaten kann
hingegen nicht erfolgen, da eine Abfrage dieser Fingerabdriicke durch die Registerbehdrde
mangels Kenntnis der Fingerabdruckdaten der verurteilten Person und damit eine Zuord-
nung der alphanumerischen Daten zu etwaig gespeicherten Fingerabdriicken nicht mit der
gebotenen Eindeutigkeit moglich ist. Die Gefahr von Falschzuordnungen ist sonst nicht aus-
zuschlieRen, was gerade im Widerspruch zu den Zielen der Verordnung (EU) 2019/816
stiinde.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die internationale Zusammenarbeit in strafrechtlichen Angelegenheiten ist Teil der Pflege
der auswartigen Beziehungen im Sinne des Artikels 32 Absatz 1 des Grundgesetzes (GG).
Die sich aus der Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2019/816 ergebenden Anderungen
der StPO und des BZRG fallen deshalb in den Bereich der ausschliel3lichen Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes nach Artikel 73 Absatz 1 Nummer 1 GG. Daruber hinaus
ergibt sich eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 10
GG (internationale Verbrechensbekdampfung) und Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG (Ge-
richtsverfassung, gerichtliches Verfahren) sowie Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG (,Straf-
recht®).

Die Gesetzgebungszustandigkeit des Bundes ergibt sich fiir die Anderungen der Gewerbe-
ordnung in Artikel 3 aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 GG (,Recht der Wirtschaft®). Der
Bund hat die Einrichtung sowie die Aufgaben und Befugnisse des Gewerbezentralregisters
in den §§ 149 ff. der Gewerbeordnung (GewO) abschlieRend und umfassend geregelt. Die
Anderungen sind daher zur Wahrung der Rechtseinheit im gesamtstaatlichen Interesse er-
forderlich (vergleiche Artikel 72 Absatz 2 GG).

VL. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und voélkerrechtlichen
Vertragen

Der Entwurf dient der Durchflihrung eines Rechtsinstruments der Europaischen Union und
ist mit dem Recht der Europaischen Union vereinbar.

Der Entwurf ist auch mit den voélkerrechtlichen Vertragen, die die Bundesrepublik Deutsch-
land abgeschlossen hat, vereinbar.

VIl. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die Verordnung (EU) 2019/816 ist in der Bundesrepublik Deutschland unmittelbar gelten-
des Recht. Sie soll durch die Errichtung von ECRIS-TCN sicherstellen, dass alle Verurtei-
lungen von Drittstaatsangehdrigen Berlcksichtigung finden. Dazu ermdglicht ECRIS-TCN
eine einfache und schnelle Abfrage, ob und gegebenenfalls in welchen Mitgliedstaaten
Strafregisterinformationen zu einer solchen Person gespeichert sind. Die Verordnung (EU)
2019/816 ist Uber die registerrechtlichen Zwecke hinaus auch eingebunden in die Interope-
rabilitdt zwischen EU-Informationssystemen im Bereich Justiz und Inneres nach MalRgabe
der Verordnungen (EU) 2019/817 und (EU) 2019/818, mit der insbesondere die korrekte
Identifizierung von Personen erleichtert und Identitatsbetrug bekdmpft werden sollen. Auf
diese Weise kdonnen die zustandigen nationalen Behérden in den Bereichen Sicherheit,
Grenzmanagement und Migrationssteuerung sowie Visabearbeitung und Asylgewahrung
unterstitzt werden.
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2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen
Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der
Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung dient. Insbesondere tragt der Entwurf mit der Ver-
besserung des elektronischen Austauschs von Strafregisterinformationen zur Gewahrleis-
tung einer funktionierenden rechtsstaatlichen Strafrechtspflege bei, die Voraussetzung ist
fur eine friedliche Gesellschaft im Sinne des Nachhaltigkeitsziels 16 der Agenda 2030.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Durch die Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2019/816 entstehen zusatzliche Haushalts-
ausgaben auf Bundes- und Landesebene, die jedoch nicht Gber die 1:1 Umsetzung hinaus-
gehen.

Auf der Ebene des Bundes fallen beim BfJ, beim BKA sowie beim BfDI Mehrbedarfe per-
soneller und sachlicher Art an.

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmaRig im jeweiligen
Einzelplan ausgeglichen werden.

Bundesamt fiir Justiz

Das BfJ hat die technische Umsetzung der Verordnung (EU) 2019/816 sicherzustellen. Da-
mit gehen die Schnittstellenanbindung an das ECRIS-TCN-System bei eu-LISA, die Imple-
mentierung von ECRIS-TCN in das bestehende IT-System des Bundeszentralregisters so-
wie die Anbindung an das BKA zur Abfrage und der dortigen Priifung von Fingerabdriicken
einher. Konkret bedeutet dies die Anpassung des Fachverfahrens sowie die Bereitstellung
technischer Voraussetzungen fur die Verarbeitung der im Rahmen von ECRIS-TCN anfal-
lenden Abfragen. Voraussetzung fir die technische Umsetzung ist das Vorliegen von
Durchfihrungsrechtsakten, die die technischen Vorgaben der Verordnung konkretisieren
und von der Europaischen Kommission zu erlassen sind. So sind beispielsweise die Min-
deststandards fir die Qualitat der Fingerabdriicke und Dateiformate festzulegen. Die Prog-
nose des zu erwartenden Mehraufwandes beim BfJ kann daher nur vorbehaltlich dieser
noch zu erlassenden Vorgaben erfolgen.

Fir die von dem Jahr 2020 bis zum Jahr 2022 andauernde Projektphase werden nachfol-
gende Aufwande erwartet. Diese sind bereits vollstandig im Haushalt 2020 und der Finanz-
planung enthalten.

Es fallen einmalig Investitionskosten in Hohe von rund 2,3 Millionen Euro an. Diese bein-
halten vor allem Kosten fur die Beauftragung von Dienstleistern, um die entsprechenden
Softwarekomponenten zu erstellen und zu integrieren.

Das seitens des BfJ erforderliche IT-Projektteam umfasst folgende Planstellen: eine A 14
(101 048 Euro pro Jahr), eine A 13g (91 702 Euro pro Jahr), eine A 12 (82 676 Euro pro
Jahr) und zwei A 11 (2 x 75 795 Euro pro Jahr). Die A 13g Arbeitskraft befasst sich mit der
Grundsatzsachbearbeitung und dem Daten-Qualitatsmanagement. Dies umfasst unter an-
derem die Koordination des Datenaustausches mit den externen Stellen sowie die Konzep-
tion der IT-Unterstitzung im Zusammenhang mit der Etablierung von Kommunikations-
strukturen. Die A 12 Arbeitskraft wird das Anforderungsmanagement tbernehmen und da-
mit die operative Projektarbeit entwerfen und abstimmen. Die Erstellung des Lastenheftes
steht dabei in dem Mittelpunkt sowie die sich anschlieRende Qualitatssicherung. Die weite-
ren Sachbearbeiter-Arbeitskrafte werden die Software-Architektur und -Realisierung sowie
die Datenbank- und Systemadministration sowie die Betriebsliberwachung leisten.
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Fur die Umsetzung der Anforderungen im bestehenden System des Bundeszentralregisters
wird sich der fachseitige Bedarf auf die folgenden Planstellen belaufen: eine A 14 (101 048
Euro pro Jahr), eine A 13g (91 702 Euro pro Jahr), eine A 12 (82 676 Euro pro Jahr), eine
A 11 (75 795 Euro pro Jahr), eine A 9m (62 613 Euro pro Jahr). Sowohl bei der Initialisie-
rung und Durchfiihrung der erforderlichen Analysen zu den Vorgaben und der Umsetzung
des bestehenden ECRIS-Systems sowie der Einbindung des neuen ECRIS-TCN als auch
bei dessen Konzeption ist die fachseitige Unterstitzung des IT-Projektteams erforderlich.
Zudem mussen vor einer Implementierung im Echt-System umfangreiche Tests durchge-
fuhrt werden. Die Abstimmung fachlicher Fragen mit den zustandigen EU-Behdrden sowie
mit dem BKA sind zu bearbeiten. Dartber hinaus ist eine regelmalige Kommunikation mit
den beteiligten Mitgliedstaaten zu erwarten.

Somit belaufen sich die Personalkosten innerhalb der dreijahrigen Projektphase auf
840 849 Euro pro Jahr, mithin insgesamt auf rund 2,5 Millionen Euro.

Fir den dauerhaften Betrieb ab dem Jahr 2023 werden folgende Kosten erwartet:

Fur die permanente Wartung, Pflege und die erforderlichen Lizenzen fir den gesicherten
Betrieb des angepassten IT-Systems des Bundeszentralregisters (BZR-System) fallen vo-
raussichtlich 450 000 Euro im Jahr an.

Nach der Uberfiihrung des neuen Verfahrens unter Einbindung von ECRIS-TCN in den
Wirkbetrieb ist vor allem der operative Betrieb im Sinne eines gesicherten Datenaustau-
sches und die Uberwachung der Qualitat der gelieferten Daten sicherzustellen. Eine konti-
nuierliche Steuerung und Weiterentwicklung respektive Wartung und Pflege des BZR-Sys-
tems ist erforderlich. Die koordinierenden Tatigkeiten insbesondere mit externen Partnern
werden im Vergleich zu der Projektphase zunehmen. Zur Wahrnehmung dieser Aufgaben
werden dauerhaft insgesamt eine A 14 Planstelle, eine A 13g Planstelle, zwei A 12 Plan-
stellen und drei A 11 Planstellen bendtigt. Unter Bertcksichtigung der im Rahmen der Pro-
jektarbeiten eingeworbenen und bereits im Haushalt 2020 enthaltenen Planstellen, die flr
den Dauerbetrieb weiter genutzt werden kénnen, ergibt sich flir den Dauerbetrieb ein Mehr-
bedarf flr eine A 12 Planstelle (84 854 Euro pro Jahr) und eine A 11 Planstelle (77 705
Euro pro Jahr). Dadurch werden die Grundsatzsachbearbeitung und das Datenqualitatsma-
nagement, Aufgaben des Anforderungsmanagements, der Softwarearchitektur und Reali-
sierung, des Qualitats- und Risikomanagements sowie der Datenbank- und Systemadmi-
nistration beziehungsweise der Betriebsuberwachung wahrgenommen.

Auch fur den Fachbereich wird dauerhaft Personal bendtigt, um zum einen die Pflege des
erneut komplexer gewordenen Systems mit der IT-Abteilung fachseitig zu betreuen. Zum
anderen wird mit einem gesteigerten Anfragevolumen zu rechnen sein. Nach derzeitigen
Schatzungen ist von folgendem Szenario auszugehen: Derzeit befinden sich rund 4,3 Milli-
onen registrierte Personen im Register, davon rund 850 000 Drittstaatsangehdrige und rund
150 000 Personen, die eine Drittstaatsangehorigkeit sowie eine EU-Staatsangehdrigkeit
aufweisen. Es werden jahrlich insgesamt 15 Millionen Auskiinfte (Registerauskinfte und
Flhrungszeugnisse) angefragt. Setzt man die Anzahl der Auskinfte ins Verhaltnis zu den
registrierten Personen und den Drittstaatsangehoérigen sowie den Personen, die eine Drritt-
staatsangehorigkeit sowie eine EU-Staatsangeharigkeit haben, ist mit einem Auskunftsum-
fang von 3,5 Millionen Ausklnften flr Drittstaatsangehoérigen und Personen, die auch eine
Drittstaatsangehorigkeit neben einer EU-Staatsangehérigkeit aufweisen, zu rechnen. Da
bereits heute Auskiinfte Uber Drittstaatsangehdrige und Personen, die eine Drittstaatsan-
gehdrigkeit neben einer EU-Staatsangehdérigkeit aufweisen, im Umfang von 1,5 Millionen
abgefragt werden, ist mit einem gesteigerten Anfragevolumen von 2 Millionen zu rechnen.
Dies bedeutet eine Steigerung des Anfragevolumens fur Personen mit einer Drittstaatsan-
gehorigkeit um rund 130 Prozent. Der Uberwiegende Teil der Auskunftsanfragen wird voll-
automatisiert ablaufen. Ein sehr geringer Teil der Anfragen wird jedoch zu Fehlermeldungen
und Identitatszweifeln fuhren, die manuell bearbeitet werden muissen. Es ist davon auszu-
gehen, dass etwa 100 000 Auskunftsanfragen manuellen Arbeitsaufwand verursachen.
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Hinzu kommt die notwendige Datenverwaltung und Datenpflege. Insgesamt werden fiir die
fachliche Betreuung des um ECRIS-TCN erweiterten BZR-Systems und die Bearbeitung
der zuklnftig zusatzlichen Auskunftsanfragen dauerhaft eine A 14 Planstelle, eine A 13g
Planstelle, drei A 12 Planstellen, vier A 11 Planstellen und vier A 9m Planstelle bendtigt.
Unter Berlicksichtigung der im Rahmen der Projektarbeit eingeworbenen und bereits im
Haushalt 2020 enthaltenen Planstellen, die fir den Dauerbetrieb weiter genutzt werden
konnen, ergibt sich fur den Dauerbetrieb ein Mehrbedarf von zwei A 12 Planstellen (2 x
84 854 Euro pro Jahr), drei A 11 Planstellen (3 x 77 705 Euro pro Jahr) und drei A 9m
Planstellen (3 x 64 197 Euro pro Jahr).

Insgesamt fallen flr den dauerhaften Betrieb des ECRIS-TCN im Bundeszentralregister ab
dem Jahr 2023 jahrlich zuséatzlich rund 750 000 Euro Personalkosten an.

Bundesbeauftragter fiir den Datenschutz und Informationsfreiheit

Der BfDI hat sowohl in der Projektphase (2021 und 2022) die technische Umsetzung der
Verordnung (EU) 2019/816 zu begleiten als auch im Betrieb von ECRIS-TCN ab dem Jahr
2023 Daueraufgaben gemaf Artikel 26 bis 28 der VO wahrzunehmen.

In der Projektphase hat der BfDI die technische Umsetzung bei BfJ und BKA beratend zu
begleiten. Dies umfasst insbesondere die datenschutzrechtliche Beratung im Rahmen von
Besprechungen und die Prifung von Dokumenten. Vor allem in der Konzeptionsphase ist
mit der Prifung datenschutzrechtlicher Anforderungen und Festlegungen in Lastenheften,
Datenschutzkonzepten etc. zu rechnen. Der Aufwand dafiir wird mit etwa 20 Personenta-
gen geschatzt und wird daher nicht als weiter geltend gemacht.

Ab 2023 fallen folgende Daueraufgaben beim BfDI an:

— Information an betroffene Personen darlber, wie sie ihr Recht auf Berichtigung oder
Léschung der sie betreffenden Daten ausuben kénnen (Artikel 26 Absatz 2 der Verord-
nung (EU) 2019/816),

— Koordination mitnationalen Aufsichtsbehdrden anderer Mitgliedstaaten,

— Beschwerdebearbeitung fur Falle, in denen Rechte auf Auskunft, Berichtigung oder L6-
schung von Daten verweigert wurden und

— datenschutzrechtliche Kontrollen beim BfJ und BKA im Dreijahresturnus.

Um die vorgenannten Aufgaben bewaltigen zu kénnen sind dauerhaft eineinhalb A 15 Plan-
stellen (1,5 x 119 752 Euro pro Jahr) und zweieinhalb A 12 Planstellen (2,5 x 84 854 Euro
pro Jahr) erforderlich.

Insgesamt fallen fur die Aufgabenwahrnehmung des BfDI ab 2023 jahrlich rund 400 000
Euro pro Jahr an.

Bundeskriminalamt

Bereits heute werden in einer Vielzahl von Strafverfahren die Fingerabdriicke von Dritt-
staatsangehdrigen aufgenommen, sofern diese nicht bereits in einem Strafverfahren auf-
genommen wurden und daher in der Fingerabdruckdatenbank des BKA vorhanden sind.
Durchschnittlich wurden in den Jahren 2016 bis 2019 im Jahr 76 000 Fingerabdricke im
Rahmen der erkennungsdienstlichen Behandlung nach § 81b erste und zweite Alternative
StPO von Drittstaatsangehdérigen aufgenommen. Dem stehen durchschnittlich 21 300 Ver-
urteilungen von Drittstaatsangehorigen zu einer Freiheitsstrafe gegentber (2014 bis 2018).
Die Zahl der Verurteilungen nach allgemeinem Strafrecht insgesamt belauft sich auf rund
133 500 von Drittstaatsangehoérigen im Jahr. Mit hoher Wahrscheinlichkeit ist davon auszu-
gehen, dass die Rate der Fingerabdruckaufnahmen bei einem Anfangsverdacht einer Tat,
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die aufgrund der Schwere im Ergebnis zu einer Freiheitsstrafe flhrt, sehr hoch liegt. Es ist
anzunehmen, dass von wenigstens 85 Prozent der beschuldigten Drittstaatsangehdrigen
die Fingerabdrucke bereits im Ermittlungsverfahren aufgenommen werden. Demnach wur-
den von hochstens 3 195 Drittstaatsangehoérigen im Jahr Fingerabdricke nacherhoben
werden mussen. Fur Personen, die neben einer EU-Staatsangehorigkeit eine Drittstaats-
angehorigkeit besitzen, ist eine nachtragliche Aufnahme von Fingerabdrucken nicht vorge-
sehen.

Rund 30 Prozent von den 3 195 Personen werden zu einer unbedingten Freiheitsstrafe ver-
urteilt. Das entspricht etwa 960 Drittstaatsangehérigen, deren Fingerabdriicke in den Jus-
tizvollzugsanstalten nacherhoben werden kdnnten. Circa 2 235 Personen mit einer Dritt-
staatsangehdrigkeit waren demnach zukuinftig von der Polizei zur Fingerabdruckaufnahme
im Nacherhebungsverfahren vorzuladen. Ausgehend von dem Verhaltnis der im Bundes-
zentralregister eingetragenen einmalig verurteilten Drittstaatsangehoérigen und mehrfach
verurteilten Drittstaatsangehdrigen, bei denen es wahrscheinlich ist, dass deren Fingerab-
driicke bereits in einem anderen Strafverfahren aufgenommen worden sind, kann von der
Annahme ausgegangen werden, dass bei circa 44 Prozent ein Fingerabdruckabgleich mit-
tels Fast-ID-Verfahren erfolgt und in circa 56 Prozent der Félle eine Fingerabdruckauf-
nahme erfolgt.

Verurteilte | Freiheits- | Bewéah- unbe- Fingerab- | Fingerab-
nach allg. | strafe rung dingte druckauf- | driicke
Strafrecht Freiheits- | nahme nach § 81b
strafe nach § 81b | Absatz 2
StPO a. F. | StPO-neu
(JVA / Pol)
Drittstaats- | 133 500* 21 300" 14 600* 6 700 76 000** 3195
angehorige
(960 /
2235)

*Quelle: Destatis, Fachserie 10, Reihe 3 (Strafvollzug)384**Quelle: BMI, gerundeter Durchschnitt der Jahre
2016 bis 2019 pro Jahr

Basierend auf dem vorgenannten Vorgangsaufkommen kann der im BKA anfallende Auf-
wand folgendermalen beziffert werden:

Fur die Implementierung einer Schnittstelle zwischen BfJ und BKA zur Ubermittlung von
Fingerabdruckdaten fallen fur das Jahr 2021 300 000 Euro an. Des Weiteren wird wegen
der eventuellen Sonderbehandlung der nach § 81b Absatz 2 Satz 2 StPO-neu erhobenen
Fingerabdricke eine Sonderpartition des AFIS errichtet werden mussen, die Kosten von
geschatzten 150 000 Euro aufwirft. Insgesamt fallen somit im Jahr 2021 einmalig Sachkos-
ten in Héhe von 450 000 Euro an. Diese Kostenabschatzung erfolgt vorbehaltlich der Tat-
sache, dass die Umsetzungsplane von BKA und BfJ noch nicht Gber den Planungsstatus
hinausgehen und die anfallenden Kosten im Zuge der nationalen Umsetzung angepasst
werden missen.

Ausgehend von geschatzten 15 000 Verifizierungen mittels Fingerabdriicken fallen im BKA
keine Mehraufwande an. Die dem BKA zur Verfigung stehenden AFIS-Lizenzen und AFIS-
Matcher-Kapazitaten decken den zu erwartenden Zugewinn an Vorgangen vollumfanglich
ab. Der angestrebte hohe Automatisierungsgrad der AFIS-Verarbeitung im BKA macht ma-
nuelle Arbeitsschritte durch Daktyloskopen im Zusammenhang mit ECRIS-TCN nach der-
zeitigem Planungsstand Uberfllissig. Daher fallen fur die Auftragsverarbeitung der ERCIS-
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TCN-Verifizierungen keine Personalkosten im BKA an. Somit entstehen dem BKA auch
keine Personalkosten.

Fur die Wartung, Pflege und Aktualisierungen der zu implementierenden Schnittstelle zwi-
schen BKA und BfJ werden 30 Prozent des Investitionsvolumens basierend auf betriebli-
chen Erfahrungswerten als jahrliche Kosten veranschlagt. Unter Zugrundelegung des Ge-
samtinvestitionsvolumens in Héhe von bis zu 450 000 Euro fallen im BKA somit dauerhafte
Wartungskosten in Héhe von 135 000 Euro pro Jahr ab dem Jahr 2022 an.

Die durch § 58b Absatz 3 Satz 2 BZRG-neu eintretenden Aufwande lassen sich derzeit
noch nicht valide schatzen. Sie hangen von der Anzahl der durch Interoperabilitat erzeugten
Links ab.

Das BKA strebt grundsatzlich einen hohen Automatisierungsgrad des Verfahrens an, der
die anfallenden manuellen Tatigkeiten auf ein Minimum reduzieren soll, um dauerhafte Per-
sonalkosten zu vermeiden.

Lander

Auf der Landesebene sind seitens der Justiz technische Anpassungen der staatsanwaltli-
chen Fachverbundverfahren MESTA und web.sta zur Sicherstellung der Ubermittiung der
daktyloskopischen Nummer erforderlich. Durch die technische Umsetzung in den beiden
vorgenannten Verbundsystemen sind alle Lander erfasst. Fur die entsprechenden Anpas-
sungen werden jeweils einmalig Sachkosten in Héhe von 31 000 Euro, mithin insgesamt
62 000 Euro, veranschlagt.

Die Auftragserteilung seitens der Staatsanwaltschaften an die Polizei nach § 81b Absatz 2
Satz 2 StPO-neu wird voraussichtlich keinen nennenswerten zusatzlichen Personalauf-
wand verursachen. Lediglich die Lander Thiringen und Bremen haben zusatzliche Perso-
nalkosten in Hohe von insgesamt jahrlich 3 800 Euro aufgrund eines erhéhten Aktenum-
laufs wegen der Beauftragung der Polizei zur Fingerabdruckabnahme und der nachtragli-
chen Aufnahme der daktyloskopischen Nummer im System sowie deren Ubermittlung an
das BfJ ermittelt (siehe Tabelle unter ,weitere Kosten®).

Die nachtragliche Fingerabdruckabnahme nach § 81b Absatz 2 Satz 1 StPO-neu wird vor-
behaltlich des zu etablierenden praktischen Verfahrens voraussichtlich grundsatzlich durch
die Polizei erfolgen, auch fir den Fall, dass sich die betroffene Person in einer Justizvoll-
zugsanstalt aufhalten sollte. Lediglich die Lander Bremen und Thiringen haben erwogen
die Justizvollzugsanstalten mit Fingerabdruckscannern auszustatten, was einmalige Sach-
kosten in H6he von 90 000 Euro aufwerfen wirde. Fir die nachtragliche Fingerabdruckab-
nahme durch die Polizei der Lander, die voraussichtlich zukunftig in 3 195 Fallen zu erfol-
gen hat, fallen ab dem Jahr 2023 jahrlich Personalkosten von insgesamt rund 1,1 Million
Euro an. Die Verteilung auf die Bundesléander kann der Darstellung unter ,weitere Kosten®
entnommen werden. Sie richtet sich nach dem Koénigsteiner Schlissel. In Sachsen fallen
daruber hinaus aufgrund technischer Anpassungen einmalig Personalkosten in Hohe von
20 000 Euro an.

4. Erfullungsaufwand

a) Erfullungsaufwand fiir Burgerinnen und Burger

Den Birgerinnen und Blrgern entsteht kein monetarer Erfullungsaufwand. In den Fallen
des § 81b Absatz 2 StPO-neu werden zukinftig von 3 195 beschuldigten Drittstaatsange-
horigen die Fingerabdricke nacherhoben werden mussen. Ausgehend von dem Verhaltnis
der im Bundeszentralregister eingetragenen einmalig verurteilten und mehrfach verurteilten
Drittstaatsangeharigen, bei denen es wahrscheinlich ist, dass deren Fingerabdrucke bereits
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in einem anderen Strafverfahren aufgenommen worden sind, kann von der Annahme aus-
gegangen werden, dass bei circa 44 Prozent der beschuldigten Drittstaatsangehdrigen ein
Fingerabdruckabgleich mittels Fast-ID-Verfahren, welches rund 10 Minuten beansprucht,
erfolgt und in circa 56 Prozent der Félle eine Fingerabdruckaufnahme, welche rund 45 Mi-
nuten bendtigt, erfolgt. Insgesamt ergibt sich daher ein Zeitaufwand fir beschuldigte Dritt-
staatsangehdrige von rund 1 577 Stunden. Es handelt sich dabei um eine Folge der Durch-
fuhrung der Verordnung (EU) 2019/816, Uber die nicht hinausgegangen wird.

Fallzahl Zeitaufwand pro Fall | Zeitaufwand insge-
(in Minuten) samt (in Stunden)
Fast-ID-Abgleich 1405 10 234
Fingerabdruckauf- 1790 45 1343
nahme
Insgesamt 3195 1577

b) Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Der Wirtschaft entsteht durch dieses Gesetz kein neuer Erflullungsaufwand.

c¢) Erfiillungsaufwand fiir die Verwaltung

Durch die Durchflihrung der Verordnung (EU) 2019/816 entsteht zusatzlicher Erflllungs-
aufwand auf der Bundes- und Landesebene, die jedoch nicht Uber die 1:1 Umsetzung hin-
ausgehen.

Auf der Ebene des Bundes fallen beim BfJ, beim BKA sowie beim BfDI Mehrbedarfe per-
soneller und sachlicher Art an.

Fir das BfJ ergeben sich die folgenden Aufwande:

Erfullungsaufwand fiur das Bundesamt der Justiz
Aufgabe Fall- Perso- Lohn- Sachkos- | Personal- | Sachkos-
zahl nenmo- satz pro | ten pro aufwand | tenin
nate Stunde | Fallin inTsd. € | Tsd. €
(in €) Tsd. €
Projektphase von 2020 bis 2023
Anbindung des BZR an 1 2 300 2 300
eu-Lisa und das BKA,
Anpassung des BZR-
Systems an neues Ver-
fahren, Beauftragung
Dienstleister
IT-Bereich - Personal
Projektmanagement, 1 36 65,40 316 -
Mitarbeit in EU-Gremien
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Anforderungsmanage- 1 144 43,40 838 -
ment, Softwarearchitek-
tur, Datenbank- und
Systemadministration

Fachbereich - Personal
Projektmanagement 1 36 65,40 316 -
fachliche Mitarbeit bei 1 108 43,40 628 -
der IT-seitigen Umset-
zung, Tests, Qualitatssi-
cherung, Kommunika-
tion mit den Beteiligten
Behodrden
operative Projektarbeit 1 36 31,70 153 -
einmaliger Erfiillungsaufwand 2 250 2 300

Laufender Betrieb ab dem Jahr 2023 (jahrlich)

Software-Lizenzen, War-
tung, Pflege

1

450

450

IT-Bereich - Personal

Steuerung und Weiter-
entwicklung, Manage-
ment der Folgeprojekte,
Mitarbeit in EU-Gremien

12 65,40

105 -

Anforderungsmanage-
ment fur Weiterentwick-
lungen, Pflege und War-
tung der Softwarearchi-
tektur, der Datenbank-
und Systemadministra-
tion

72 43,40

419 -

Fachbereich - Personal

Mitarbeit bei Folgednde-
rungen, Fortbildung des
Personals, Bearbeitung
schwieriger Fragestel-
lungen

12 65,40

105 -

Datenverwaltung, Da-
tenpflege, Bearbeitung
von ldentitatszweifeln,
Erteilung von Auskiinf-
ten in komplexen nicht
automatisierten Fallen

96 43,40

558 -

Aufnahme eingehender
Auskunftsersuchen, Er-
teilung von Auskinften
in nicht automatisierten

48 31,70

204 -
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Fallen, Prifung der Ver-
wendungszwecke

dauerhafter Erfiillungsaufwand

1391

450

Beim BfDI fallen mindestens die folgenden Erfillungsaufwande an:

Erfiillungsaufwand fiir den Bundesbeauftragten fiir den Datenschutz und die In-
formationssicherheit

Aufgabe Fall- Zeitauf- | Lohn- Sachkos- Personal- | Sachkos-

zahl wand in | satz pro | ten pro Fall | kosten in | ten in

Minuten | Stunde | in Tsd. € Tsd. € Tsd. €
in €
Projektphase von 2020 bis 2023

Datenschutzrechtliche 1 9840 65,40 11 -
Beratung des BfJ und
BKA
einmaliger Erfiillungsaufwand 1

Laufender Betrieb ab dem Jahr 2023 (jahrlich)

Information  an be- | 800 10
troffene Personen dar-
Uber, wie sie ihr Recht
auf Berichtigung oder
Léschung der sie betref-
fenden Daten ausiiben
kénnen (Art. 26 Absatz 2
der Verordnung (EU)

2019/816)

43,40

6

Koordination mitnationa- | 50 30
len Aufsichtsbehorden

anderer Mitgliedstaaten

43,40

Beschwerdebearbeitung | 1 300 120
fur Falle, in denen
Rechte auf Auskunft, Be-
richtigung oder L6-
schung von Daten ver-

weigert wurde

43,40

113

datenschutzrechtliche 5000 20
Kontrollen beim BfJ und

BKA im Dreijahresturnus

43,40

72

datenschutzrechtliche 5000 20
Kontrollen beim BfJ und

BKA im Dreijahresturnus

65,40

110

dauerhafter Erfilllungsaufwand ab 2023

302
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Beim BKA fallt voraussichtlich ein einmaliger Erfullungsaufwand fir die Implementierung
einer Schnittstelle zwischen BfJ und BKA zur Ubermittlung von Fingerabdruckdaten und
der erforderlichen Sonderpartition von AFIS in Hoéhe von 450 000 Euro in 2021 an. Perso-
nalaufwande sind derzeit nicht ersichtlich beziehungsweise ermittelbar.

Dem BKA obliegt die Implementierung einer technischen Schnittstelle zur Anbindung an
das BfJ, um die Bereitstellung der im AFIS gespeicherten Fingerabdriicke sowie die auto-
matisierte Verarbeitung von Verifizierungsauftragen gewahrleisten zu kénnen. Hierzu fallt
beim BKA einmalig ein Erfillungsaufwand in Hohe von 300 000 Euro an.

Eine eventuell neu einzurichtende AFIS-Partition zur fachgerechten Separierung der fur die
Zwecke des ECRIS-TCN erhobenen Fingerabdriicke von den Ubrigen im AFIS gespeicher-
ten Fingerabdriicken erfordert einen einmaligen Aufwand von rund 150 000 Euro.

Fur die Wartung, Pflege und Aktualisierungen der zu implementierenden Schnittstelle zwi-
schen BKA und BfJ werden 30 Prozent des Investitionsvolumens basierend auf betriebli-
chen Erfahrungswerten als jahrliche Kosten veranschlagt. Unter Zugrundelegung des Ge-
samtinvestitionsvolumens in H6he von bis zu 450 000 Euro fallen im BKA somit dauerhaft
Wartungsaufwande in Héhe von 135 000 Euro pro Jahr an.

Auf der Landesebene sind seitens der Justiz technische Anpassungen der staatsanwaltli-
chen Fachverbundverfahren MESTA und web.sta zur Sicherstellung der Ubermittlung der
daktyloskopischen Nummer erforderlich. Von der technischen Umsetzung in den beiden
Verbundsystemen sind alle Lander erfasst. Fir die entsprechenden Anpassungen fallen im
jeweiligen Verbundsystem von einem einmaligen Aufwand in Hohe von 31 000 Euro und
damit insgesamt 62 000 Euro an. Des Weiteren werden die unter dem folgenden Punkt ,,5.
Weitere Kosten“ dargestellten Aufwande erwartet.

5. Weitere Kosten

Fur die Polizei und Justiz der Lander ist mit den in der Tabelle ausgewiesenen dauerhaften
Aufwanden ab dem Jahr 2023 zu rechnen. Fir die Lander, welche keine Aufwandsermitt-
lung hinsichtlich der nachtraglichen Fingerabdruckabnahme fur die Polizei Ubermittelt ha-
ben, wird ein Mittelwert aus den gemeldeten Zeit- beziehungsweise Personalaufwanden
von 370 Minuten angesetzt. Bei der Berechnung des Mittelwerts wurde die Aufwandschat-
zung Hessens nicht berlicksichtigt, da diese im Vergleich unwahrscheinlich hoch erscheint.
Die nachtragliche ED-Behandlung umfasst neben der eigentlichen Fingerabdruckaufnahme
die Dokumentation des Amtshilfeersuchens im Vorgangsbearbeitungssystem, die Vorla-
dung der betroffenen Person (unter Umstanden mit Ermittlung des Aufenthaltsortes), die
digitale Erfassung / Aufnahme der Fingerabdriicke mittels LifeScan gegebenenfalls mit
zwangsweiser Durchsetzung, die Ubermittlung der Abdriicke an das BKA und die Mitteilung
der Vorgangsnummer an die ersuchende Behoérde. Die Fallzahl ergibt sich aus der ermit-
telten Zahl der nachtraglich zu nehmenden Fingerabdricke von 3 195 Personen insgesamt,
da nur die Lander Bremen und Thiringen planten, fir seine Justizvollzugsanstalten vier
beziehungsweise finf Scangerate beschaffen zu wollen. Daher wird davon ausgegangen,
dass auch in den Justizvollzugsanstalten die Fingerabdriicke von der Polizei genommen
werden. Die Fallzahl wurde nach dem Kdénigsteiner Schlissel 2018 verteilt.

Grundsatzlich bleibt festzuhalten, dass es sich nur um eine Schatzung des Vollzugsauf-
wandes handelt. Eine abschlieRende Kostenaufstellung kann derzeit nicht erhoben werden,
da diese in Abhangigkeit der technischen Umsetzung und praktischen Verfahrensablaufe
stehen, Uber welche bislang nicht abschlieRend entschieden wurde.
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Weitere Kosten der Lander (Polizei)

Bundesland / Fall- Zeit- Lohnsatz | Sachkos- | Personal- | Sachkos-
zahl auf- pro ten pro | kostenin€ | tenin €
Aufgabe wand | Stunde Fall in
in Mi- | (in €) Tsd. €
nuten
BW
Fingerabdriicke  nach | 415 370 31,40 80 400
§ 81b Abs. 2 StPO-neu
BE
Fingerabdricke nach | 160 370 31,40 31 000
§ 81b Abs. 2 StPO-neu
BY
Fingerabdriicke nach | 510 370 31,40 100 000
§ 81b Abs. 2 StPO-neu
BB
Fingerabdriicke nach | 96 412 31,40 20 700
§ 81b Abs. 2 StPO-neu
HB
Fingerabdricke nach | 32 370 31,40 6 200
§ 81b Abs. 2 StPO-neu
erhohter  Aktenumlauf | 32 6 40,80 130
bei der StA wg. Kontrolle
vorhandener FA
Scangerate JVA 4 10 000 40 000
HH
Fingerabdriicke nach | 95 mind. 31,40 1240
§ 81b Abs. 2 StPO-neu 25
HE
Fingerabdricke  nach | 223 4305 | 31,40 502 000
§ 81b Abs. 2 StPO-neu
Mv
Fingerabdriicke nach | 64 370 31,40 12 400
§ 81b Abs. 2 StPO-neu
NI
Fingerabdricke  nach | 290 370 31,40 56 000

§ 81b Abs. 2 StPO-neu

NW
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Fingerabdricke nach
§ 81b Abs. 2 StPO-neu

670

370

31,40

130 000

RP

Fingerabdriicke nach
§ 81b Abs. 2 StPO-neu

160

mind.
90

31,40

7 500

SH

Fingerabdricke nach
§ 81b Abs. 2 StPO-neu

96

370

31,40

19 000

SL

Fingerabdriicke nach
§ 81b Abs. 2 StPO-neu

32

370

31,40

6 200

SN

Fingerabdriicke nach
§ 81b Abs. 2 StPO-neu

160

960

31,40

80400

Technische Anpassun-
gen

28 800

40,80
(9.D.)

20 000

ST

Fingerabdricke nach
§ 81b Abs. 2 StPO-neu

96

370

31,40

19 000

TH

Fingerabdricke nach
§ 81b Abs. 2 StPO-neu

96

370

31,40

19 000

erhohter  Aktenumlauf
bei der StA wg. Kontrolle
vorhandener FA

96

56

40,80

3700

Scangerate JVA

5

10 000

50 000

Insgesamt einmalig vor 2023

20 000 90 000

Insgesamt dauerhaft ab 2023

Fingerabdricke nach
§ 81b Abs. 2 StPO-neu

3195

1 090 000

erndhter  Aktenumlauf
bei der StA wg. Kontrolle
vorhandener FA

3 800
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6. Weitere Gesetzesfolgen

Der Entwurf hat keine verbraucherpolitischen oder gleichstellungspolitischen Auswirkun-
gen.

VIIl. Befristung; Evaluierung

Eine Befristung ist aufgrund der unmittelbar geltenden Verordnung (EU) 2019/816, die
selbst keine Befristung vorsieht, nicht angezeigt.

Die Verordnung (EU) 2019/816 sieht zudem ein enges Netz von Bewertungen vor. So uber-
mittelt eu-LISA nach Artikel 36 der Verordnung (EU) 2019/816 der Europaischen Kommis-
sion zwei Jahre nach der Inbetriebnahme des ECRIS-TCN und danach jedes Jahr einen
Bericht Uber die technische Funktionsweise des ECRIS-TCN und der ECRIS-Referenzim-
plementierung einschliellich ihrer Sicherheit, der insbesondere auf den Statistiken tber die
Funktionsweise und die Nutzung des ECRIS-TCN fir den Austausch von Strafregisterinfor-
mationen Uber die ECRIS-Referenzimplementierung beruht. Auf der Ebene der Europai-
schen Kommission sieht Artikel 36 Absatz 9 der Verordnung (EU) 2019/816 vor, dass vier
Jahre nach der Inbetriebnahme des ECRIS-TCN und danach alle vier Jahre eine Gesamt-
bewertung des ECRIS-TCN und der ECRIS-Referenzimplementierung vorgenommen wird.
In dem auf dieser Grundlage erstellten Gesamtbewertungsbericht wird die Anwendung der
Verordnung (EU) 2019/816 bewertet und werden die erzielten Ergebnisse an den gesetzten
Zielen gemessen und auch die Auswirkungen auf die Betroffenen untersucht. In diesem
Bericht soll auch bewertet werden, ob die grundlegenden Prinzipien des Betriebs des
ECRIS-TCN weiterhin Gultigkeit haben und ob die Verwendung biometrischer Daten fur die
Zwecke des ECRIS-TCN angemessen ist.

Fur den nationalen Beitrag zu dem Gesamtbewertungsbericht der Kommission sollen die
nationalen Auswirkungen der MalRnahmen, die aufgrund der Verordnung (EU) 2019/816
getroffen wurden, betrachtet werden. Die Betrachtung soll auch in den Blick nehmen, ob
das Ziel der Verordnung (EU) 2019/816, namlich eine sichere Zuordnung von Strafregister-
informationen zu erméglichen, erreicht worden ist. Zudem soll der Frage nachgegangen
werden, ob sich praktikable Verfahrensablaufe hinsichtlich der Erfassung der Fingerab-
druckdaten sowie der nachtraglichen Fingerabdruckaufnahme nach § 81b Absatz 2 StPO-
neu etabliert haben.

DarUber hinaus ist nach vier Jahren nach dem Inkrafttreten zu Uberprifen, ob und in wel-
chem Umfang die in § 41 Absatz 1 Nummer 7 BZRG eingerdumten unbeschrankten Aus-
kinfte fir mit der polizeilichen Kontrolle des grenziberschreitenden Verkehrs beauftragten
Behdrden von diesen genutzt werden. Zudem ist zu Uberprifen, ob die unbeschrankten
Auskunfte fur die Ausibung der dortigen Tatigkeit erforderlich sind.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung der Strafprozessordnung)

Der neue § 81b Absatz 2 StPO schafft die materielle Rechtsgrundlage flir das Auslesen
und die Aufnahme der Fingerabdriicke nach der Verurteilung von Drittstaatsangehdrigen
zu Freiheits- oder Jugendstrafe oder wenn gegen sie isoliert eine freiheitsentziehende Mal3-
regel der Besserung und Sicherung angeordnet worden ist. So sollen die flir die Zwecke
der Verordnung (EU) 2019/816 bendtigten Fingerabdruckdaten mit moéglichst wenig Auf-
wand fur die Betroffenen, aber auch fir die Strafverfolgungsbehdrden und die Registerbe-
horde zur Verfigung gestellt werden kénnen. Die Aufnahme der Fingerabdriicke erfolgt nur,
wenn die Fingerabdruckdaten nicht bereits in dem Strafverfahren oder einem anderen Straf-
verfahren aufgenommen worden sind. Die Vorschrift ist materiell-rechtliche Grundlage des
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sogenannten Nacherhebungsverfahrens. Da die Strafprozessordnung auch in jingsten Ge-
setzesanderungen durchgangig nicht geschlechtsneutral formuliert ist, soll es in den Ande-
rungsbefehlen bei der mannlichen Bezeichnung der Personen bleiben.

Zu Nummer 1

Die Neuregelung lasst zunachst den bisherigen Wortlaut der Vorschrift unberihrt und soll
an ihr keine sachliche Anderung vornehmen. Es wird lediglich fiir die bessere Ubersicht-
lichkeit ein eigener Absatz geschaffen. Daher wird der bisherige Wortlaut von § 81b StPO
zum Absatz 1 und die neu hinzutretenden Regelungen flr das Nacherhebungsverfahren
und die Ubermittlung sowie die Verarbeitung der Fingerabdriicke werden als weitere Ab-
satze 2 bis 5 angefugt.

Zu Nummer 2

Die vorgeschlagenen Regelungen zu § 81b Absatze 2 bis 5 StPO setzen die Vorgaben der
Verordnung (EU) 2019/816 zum Einstellen der Fingerabdricke in ECRIS-TCN in der Straf-
prozessordnung um. Danach fehlt es an einer ausdricklichen und klaren Ermachtigungs-
grundlage, von Beschuldigten fur die Erstellung eines Datensatzes nach Artikel 5 Absatz 1
Buchstabe b der Verordnung (EU) 2019/816 dann Fingerabdriicke aufnehmen zu dirfen,
wenn Drittstaatsangehdrige, die nicht zugleich die Staatsangehdrigkeit eines Mitgliedstaa-
tes haben, zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe verurteilt worden sind oder gegen sie eine
freiheitsentziehende Maldregel der Besserung und Sicherung angeordnet worden ist, ohne
dass zugleich Fingerabdriicke nach § 81b StPO in seiner bisherigen Form oder nach
§ 163b Absatz 1 Satz 3 StPO aufgenommen worden sind. Der Absatz 2 schafft die entspre-
chende Rechtsgrundlage fur die Aufnahme. Im Regelfall ist fur die Aufnahme der Fingerab-
dricke die Rechtskraft der Entscheidung abzuwarten (Satz 1). In begriindeten Ausnahme-
fallen durfen die Fingerabdricke auch schon vor der Rechtskraft aufgenommen werden
(Satz 2). § 81b Absatz 3 StPO-neu schafft die gesetzliche Ermachtigung die nach § 81b
Absatz 1 und 2 StPO sowie § 163b Absatz 1 Satz 3 StPO aufgenommenen Fingerabdriicke
fur die Zwecke der Verordnung (EU) 2019/816 an das BKA zu Ubermitteln. § 81b Absatz 4
und 5 StPO-neu regeln die entsprechende Verarbeitungsbefugnis.

Zu § 81b Absatz 2 Satz 1

Zu Beginn von Absatz 2 Satz 1 wird klargestellt, dass die Befugnis zur Aufnahme der Fin-
gerabdriicke zu den Fallen des Absatzes 1 hinzutritt und diese nicht verdrangt. Werden die
Fingerabdricke bereits aufgrund des Absatzes 1 aufgenommen, bedarf es einer Aufnahme
nach Absatz 2 nicht mehr. Entsprechend des bisherigen Wortlauts von § 81b StPO soll der
Begriff des ,Aufnehmens von Fingerabdriicken* fortgefihrt werden. Gemeint ist damit das
Anfertigen eines Fingerabdrucks beziehungsweise Daktylogramms, mit dem ein Abdruck
der Papillarleisten auf der Unterseite der Fingerkuppe (Endglied eines Fingers, auch Fin-
gerbeere) gefertigt wird, das zu der Person in dem polizeilichen Informationsverbund beim
BKA gespeichert wird. Die daraus entstehende Datei im sogenannten NIST-Format bildet
die eigentlichen Fingerabdricke ab. Die zur Zuordnung der Datei zu einer Person verge-
bene daktyloskopische Nummer stellt hingegen neben den weiteren personenbezogenen
Daten die Fingerabdruckdaten dar. Wahrend die Fingerabdricke nur beim BKA gespeichert
werden, wird die daktyloskopische Nummer von den Strafverfolgungsbehdrden zur Akte
vermerkt und zum Abschluss des Verfahrens der Registerbehdrde im Rahmen der Ent-
scheidungsmitteilung Ubermittelt.

Mit dem Verfahren nach § 81b Absatz 2 StPO-neu sollen effizient vorhandene Fingerab-
dricke genutzt werden und nur — wenn nétig — neu aufgenommen werden. Wurden zuvor
weder in dem konkreten noch einem anderen Strafverfahren Fingerabdricke aufgenom-
men, muissen diese nach der Verurteilung gezielt zu den Zwecken der Verord-
nung (EU) 2019/816 aufgenommen werden. Dies regelt § 81b Absatz 2 StPO-neu. Die
Kompetenz zur Anordnung und Vornahme ergibt sich aus der Regelung selbst und befugt
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die Staatsanwaltschaft zur Anordnung und die Polizei zur Vornahme der MalRnahme. Die
Vorschrift bringt auch klar zum Ausdruck, in wie weit der nationale Gesetzgeber den Ge-
staltungsspielraum der Verordnung (EU) 2019/816 genutzt hat. Denn die Zulassigkeit der
Malnahme hangt von folgenden kumulativ zu erfullenden Bedingungen ab:

zu § 81b Absatz 2 Satz 1 Nummer 1

Zunachst ist die Anwendung entsprechend der Vorgabe der Verordnung auf Drittstaatsan-
gehdrige im Sinne von Artikel 3 Nummer 7 Verordnung (EU) 2019/816 beschrankt. Die Nor-
menklarheit gebietet hier die Wiederholung dieser Voraussetzung im Rahmen der erforder-
lichen nationalen Durchfihrungsbestimmung. Blrgerinnen und Blrger der Europaischen
Union sind hingegen nicht davon erfasst, selbst wenn sie daneben noch die Staatsbirger-
schaft eines Drittstaates haben. Diese Personen nimmt Artikel 2 Satz 2 der Verord-
nung (EU) 2019/816 von der Anwendung aus. Die betroffene Person wird als ,beschuldigt*
bezeichnet, weil auch die geltende Regelung ungeachtet der Bezeichnung ,Beschuldigter”
im gesamten gerichtlichen Verfahren — also auch fir ,Angeschuldigte“ und ,,Angeklagte”
sowie im Vollstreckungsverfahren fur ,Verurteilte* — anwendbar ist. Die Vorschrift erlaubt
die Aufnahme auch gegen den Willen der Person, setzt also nicht deren Einverstandnis mit
der MalRhahme voraus.

zu § 81b Absatz 2 Satz 1 Nummer 2

Es liegt eine Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe oder Jugendstrafe vor oder gegen die
Person wurde eine freiheitsentziehende Maliregel angeordnet. Die Verurteilung bezie-
hungsweise Anordnung muss fur die Aufnahme der Fingerabdrucke rechtskraftig sein. We-
gen der Besonderheiten des Wehrstrafrechts, das zudem in den ma3geblichen Fallkonstel-
lationen der Berufssoldaten, Soldaten auf Zeit sowie den freiwillig Wehrdienstleistenden nur
fur Deutsche qilt, ist der Strafarrest nach §§ 9, 12 des Wehrstrafgesetzes nicht einbezogen.

Zu § 81b Absatz 2 Satz 1 Nummer 3

Die Fingerabdricke dirfen noch nicht bereits nach § 81b Absatz 1 StPO oder nach § 163b
Absatz 1 Satz 3 StPO, also im Rahmen des Strafverfahrens oder eines anderen Strafver-
fahrens, erhoben worden sein. Sofern sie noch beim BKA gespeichert sind (,vorhanden®),
ist ihre weitere Aufnahme nicht notwendig und fur die Erstellung des Datensatzes nicht
erforderlich.

In diesen Fallen bedarf es dann — Uber die Feststellung und Zuordnung der bereits vorhan-
denen Fingerabdriicke hinaus — keiner weiteren Mal3nahmen gegen Betroffene. Das Fest-
stellen der Fingerabdriicke bedeutet das Auslesen zum Zwecke der Feststellung, ob bereits
Fingerabdricke in dem Datenbestand beim BKA hinterlegt sind und welche daktyloskopi-
sche Nummer sie haben. Dies beruht im Wesentlichen auf dem sogenannten Fast-ID-Ver-
fahren, mit dem seit 2006 digital aufgenommene Fingerabdriicke ohne Zeitverzug im Auto-
matisierten Fingerabdruckidentifizierungssystem (AFIS) recherchiert werden kénnen. Sind
Fingerabdriicke fir die beschuldigte Person bereits gespeichert, so wird dies in der Akte
dokumentiert, indem die die daktyloskopische Nummer selbst als weiteres personenbezo-
genes Datum in der Strafakte vermerkt wird. Als Ergebnis der Feststellung der Fingerab-
druckdaten gehdrt diese Nummer zur Akte und ist schon wegen des Grundsatzes der Ak-
tenvollstandigkeit in der Akte zu vermerken.

Auf diese Weise ist fur die Staatsanwaltschaft ersichtlich, ob sie ein Ersuchen um Aufnahme
der Fingerabdriicke stellen muss oder nicht. Neben der daktyloskopischen Nummer, die mit
Hilfe des BKA der spateren vollautomatischen und zweifelsfreien Zuordnung der Fingerab-
driicke zu den alphanumerischen Daten durch die Strafvollstreckungsbehérde sowie die
Registerbehdrde dient, ist auch der Vermerk erforderlich, nach welchem Absatz des § 81b
StPO die Fingerabdriicke aufgenommen worden sind. Dies macht bei der spater zu erstel-
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lenden Entscheidungsmitteilung an die Registerbehérde beziehungsweise flr die Register-
behorde bei dem Erstellen eines Datensatzes in ECRIS-TCN einen Unterschied. Die nach
Absatz 1 erhobenen Daten sind bei einer Verurteilung immer zu Ubermitteln, die nach Ab-
satz 2 erhobenen Daten nur im Falle einer Freiheits- oder Jugendstrafe oder einer freiheits-
entziehenden Maldregel der Besserung und Sicherung.

zu § 81b Absatz 2 Satz 1 Nummer 4

Eine Aufnahme ist allerdings dann nicht erforderlich, wenn die entsprechende Eintragung
im Bundeszentralregister schon getilgt ist. Damit soll verhindert werden, dass die Fingerab-
drucke noch aufgenommen werden, obwohl die entsprechende Eintragung im Bundeszent-
ralregister bereits getilgt und der Datensatz in ECRIS-TCN bereits geléscht worden ist. Dies
kann seltene Falle betreffen, in denen die Person erst nach langer Zeit zur Aufnahme der
Fingerabdricke angetroffen werden kann und zu diesem Zeitpunkt die Eintragung bereits
getilgt worden ist. Hat sich die Person der Strafvollstreckung durch Flucht entzogen, kommt
eine solche Konstellation grundsatzlich nicht in Betracht. Denn in solchen Fallen wird die
Tilgung nach § 47 Absatz 2 Satz 1 BZRG gehemmt sein, weil die Strafvollstreckung nicht
erledigt ist.

Darlber hinaus gestattet § 81b Absatz 2 StPO-neu, so wie § 81b StPO in der derzeit gel-
tenden Fassung, die fur die MalRnahme notwendigen Vorbereitungs- und Begleitmal3nah-
men. So ist es beispielsweise zulassig, die Finger der Person zu reinigen, um die Anferti-
gung von sauberen Fingerabdricken zu ermdglichen. Die Zulassigkeit solcher Begleitein-
griffe ergibt sich bereits aus der Befugnis Fingerabdriicke aufzunehmen. So wie bei der
Aufnahme von Fingerabdricken zum Zwecke des Strafverfahrens und fir den Erkennungs-
dienst nach § 81b StPO in der derzeit geltenden Fassung handelt es sich dabei um unselb-
standige, nicht benannte ,Hilfsmalknahmen“. Dementsprechend ist bei Malnahmen nach
§ 81b StPO in der derzeit geltenden Fassung auch kein Ruckgriff auf die dort genannten
»=ahnlichen Mallinahmen® erforderlich. Die Befugnis zur Zwangsausuibung umfasst insbe-
sondere das Recht, die Person zu ergreifen, sie zu einer Dienststelle zu bringen und dort
bis zum Ende der erkennungsdienstlichen Behandlung festzuhalten. Die zwangsweise Vor-
fuhrung ist nur eine Freiheitsbeschrankung und keine Freiheitsentziehung.

Gegen die MalRnahme ist nach § 98 Absatz 2 StPO analog ein Antrag auf gerichtliche Ent-
scheidung statthaft. Fur Streitigkeiten wegen der Ablehnung, die angefallenen Unterlagen
zu vernichten, ist der Rechtsweg nach § 23 des Einfihrungsgesetzes zum Gerichtsverfas-
sungsgesetz (EGGVG) gegeben. Die Vorschrift findet auch auf Jugendliche und Heran-
wachsende Anwendung. Nach § 2 Absatz 2 des Jugendgerichtsgesetzes (JGG) gilt das
allgemeine Strafrecht und damit auch das Strafprozessrecht auch fir Jugendliche und Her-
anwachsende, wenn im JGG nicht etwas anderes bestimmt ist. Das JGG sieht jedoch zur
Abnahme von Fingerabdriicken keine andere Regelung vor und der Erziehungsgedanke
des § 2 Absatz 1 JGG gebietet auch keine andere Bewertung.

Zu § 81b Absatz 2 Satz 2

Wenn auf Grund bestimmter Tatsachen und bei Wirdigung der Umstande des Einzelfalles
die Gefahr besteht, dass der oder die Beschuldigte sich der Aufnahme der Fingerabdriicke
entziehen werde, dirfen die Fingerabdriicke nach Absatz 2 Satz 2 nach der Verurteilung,
aber schon vor Eintritt der Rechtskraft aufgenommen werden. Mit dieser Moglichkeit der
Eilanordnung vor Rechtskraft soll Fallen begegnet werden, in denen die konkrete Gefahr
besteht, dass sonst die Fingerabdricke nicht aufgenommen werden kénnen. In bestimmten
Fallen muss dazu eine Aufnahme vor Rechtskraft mdglich sein, etwa bei Personen, die
ihren Wohnsitz nicht in der Bundesrepublik Deutschland haben und wahrscheinlich kurz
nach der Hauptverhandlung das Land verlassen und in einen anderen Mitgliedstaat oder
ihr Heimatland weiterreisen werden. Dies kann mitunter bei Personen der Fall sein, die sich
nur kurzzeitig in der Bundesrepublik Deutschland aufhalten. Dazu kénnen zum Beispiel
Touristen und Geschéaftsleute oder Saisonkrafte und Speditionsbeschaftigte gehdéren.
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Hinzu kommen sonstige Personen, die sich dieser Malinahme entziehen mdchten, obwohl
gerade bei ihnen der Zweck der Verordnung (EU) 2019/816 eine genaue ldentifizierung be-
sonders gebietet. Zur Anordnung bedarf es einer konkreten Begriindung, die sich nicht nur
in der Wiederholung des gesetzlichen Wortlauts erschdopfen darf. Anhaltspunkte fir die An-
nahme der Gefahr, dass sich der oder die Beschuldigte der Aufnahme der Fingerabdriicke
entziehen kdnnten, kdnnen sich aufgrund bestimmter Umstande, zum Beispiel aufgrund der
Lebensumstande der Person oder aufgrund der Einlassung, bei prognostischer Betrach-
tung ergeben.

Zu § 81b Absatz 3

§ 81b Absatz 3 StPO-neu schafft die gesetzliche Ermachtigung die nach § 81b Absatz 1
Alternative 1 (fUr die Zwecke der Durchfihrung des Strafverfahrens) und Absatz 2 StPO
sowie § 163b Absatz 1 Satz 3 StPO aufgenommenen Fingerabdriicke an das BKA zu Gber-
mitteln, wenn ein Datensatz gemall Artikel 5 Absatz1 Buchstabe b der Verord-
nung (EU) 2019/816 zu erstellen ist.

Fingerabdricke, die nach dem neuen Absatz 1 Alternative 1 fur Zwecke der Durchfuhrung
des Strafverfahrens aufgenommen worden sind, befinden sich — da sie Aktenbestandteile
werden — grundsatzlich in den Strafakten und nicht in der Fingerabdruckdatenbank des
BKA. Eine Verwendung (Umwidmung) im Rahmen der Polizeigesetze kommt nur unter den
Voraussetzungen von § 481 Absatz 1 StPO in Betracht, wobei eine Nutzung flr praventive
Zwecke nur moglich ist, wenn die Fingerabdriicke auch fir Zwecke des Erkennungsdiens-
tes hatten aufgenommen werden kdnnen. In diesen Fallen befinden sich die Fingerabdru-
cke schon beim BKA. Eine Ubermittlung braucht demnach nur dann zu erfolgen, wenn die
Fingerabdriicke sich nicht ohnehin schon nach Umwidmung beim BKA befinden.

Fingerabdriicke, die nach dem neuen Absatz 1 Alternative 2 fur die Zwecke des Erken-
nungsdienstes aufgenommen worden sind, werden bei der Kriminalpolizei, das heif3t in po-
lizeilichen Sammlungen, aufbewahrt (BVerwGE 26, 169; 66, 202). In der Praxis ist dies die
zentrale Fingerabdruckdatenbank des BKA, auf die das BKA und weitere Polizeibehérden
nach MalRgabe der gesetzlichen Regelungen zugreifen durfen. Diese Fingerabdriicke brau-
chen daher nicht mehr an das BKA Ubermittelt zu werden, weshalb § 81b Absatz 3 aus-
drucklich nicht auf diese Alternative Bezug nimmt. Auch fur die nach Absatz 2 neu aufge-
nommenen Fingerabdriicke ist eine Ubermittlungsbefugnis zu schaffen.

Auch die gemal § 163b Absatz 1 Satz 3 aufgenommenen Fingerabdriicke wurden im Rah-
men des Strafverfahrens aufgenommen und kénnen, wenn diese sich noch nicht beim BKA
befinden, aufgrund von Absatz 3 an das BKA Ubermittelt werden, wenn ein Datensatz nach
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2019/816 zu erstellen ist.

Die Ubermittlungsbefugnis in Absatz 3 ist erforderlich, da derzeit keine einheitliche Spei-
cherung der Fingerabdricke stattfindet. Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i der Verord-
nung (EU) 2019/816 verpflichtet die Mitgliedstaaten jedoch, die Fingerabdrticke von Perso-
nen mit Drittstaatsangehorigkeit an ECRIS-TCN zu tbermitteln und bei dem alphanumeri-
schen Datensatz fur die Person zu speichern, die gemaf dem nationalen Recht im Rahmen
eines Strafverfahrens aufgenommen worden sind. In Bezug auf die deutsche Rechtslage
handelt es sich dabei um die Falle, in denen bisher nach den beiden Alternativen des § 81b
StPO sowie nach § 163b Absatz 1 Satz 3 StPO Fingerabdriicke aufgenommen worden
sind. Die Verordnung (EU) 2019/816 unterscheidet also nicht danach, ob — wie bisher im
deutschen Recht — die Fingerabdriicke zu Zwecken des Strafverfahrens oder zu erken-
nungsdienstlichen Mal3nahmen abgenommen worden sind. Vielmehr werden die Mitglied-
staaten verpflichtet, alle im Strafverfahren abgenommenen Fingerabdriicke von Personen,
die wegen einer Straftat rechtskraftig verurteilt wurden und zudem die Staatsangehorigkeit
eines Drittstaates haben, zu dem alphanumerischen Datensatz hinzu zu speichern. Um
diesen verpflichtenden und unmittelbar geltenden unionsrechtlichen Vorgaben nachzukom-
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men, muss aber fir das deutsche Recht die differenzierte Betrachtung der unterschiedli-
chen Alternativen des § 81b StPO aufgegeben werden, sofern die Fingerabdricke fir die
Erstellung eines Datensatzes nach Artikel 5 Absatz1 Buchstabe b der Verord-
nung (EU) 2019/816 bendtigt werden.

Zu § 81b Absatz 4

§ 81b Absatz 4 StPO-neu regelt die Befugnis zur Verarbeitung der aufgenommenen und
dem BKA Ubermittelten Fingerabdriicke fir das Erstellen eines Datensatzes nach Artikel 5
Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2019/816. Hinsichtlich der Verarbeitung der
Daten durch die Polizei bleiben die allgemeinen Bestimmungen unberthrt (Absatz 5), so
dass sich die Verarbeitungsbefugnis nach den §§ 481 bis 485 StPO richtet. Es ist nicht
erforderlich und auch nicht sinnvoll, die Fingerabdriicke selbst, die nach § 81b Absatz 2
StPO-neu aufgenommen worden sind, bei der Registereintragung im Bundeszentralregister
zu speichern.

Zu Satz 1

Absatz 4 Satz 1 regelt die Verarbeitungsbefugnis der aufgenommenen und dem BKA (ber-
mittelten Fingerabdricke fir das Erstellen eines Datensatzes nach Artikel 5 Absatz 1 Buch-
stabe b der Verordnung (EU) 2019/816.

Zu Satz 2

Absatz 4 Satz 2 stellt klar, dass eine Verarbeitung fur die Erstellung eines Datensatzes
nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2019/816, die Uber die Speiche-
rung hinausgeht, der nach den dort genannten Rechtsgrundlagen aufgenommenen Finger-
abdricke nur erfolgen darf, wenn das Verfahren rechtskraftig abgeschlossen wurde. Ge-
meint ist damit die Verurteilung wegen der ein Datensatz nach Artikel 5 Absatz 1 Buch-
stabe b der Verordnung (EU) 2019/816 zu erstellen ist. In den Fallen des Absatzes 2 Satz 2
ist dies also die in dem neuen Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 genannte Verurteilung zu einer
Freiheitsstrafe oder Jugendstrafe oder die Anordnung einer freiheitsentziehenden Mal3re-
gel der Besserung und Sicherung. Diese Einschrankung betrifft nur die Erstellung eines
Datensatzes nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2019/816. Es bleibt
— dies wird auch in Absatz 5 Satz 1 und 3 klargestellt — weiterhin méglich, Fingerabdriicke
vor Rechtskraft der Entscheidung flr andere Zwecke nach Maligabe der rechtlichen Rege-
lungen zu verarbeiten.

Zu Satz 3 bis 5

Absatz 4 Satz 3 bis 5 regeln den Umgang mit den nach Absatz 1 Alternative 1 und § 163b
Absatz 1 Satz 3 sowie den nach Absatz 2 Satz 2 ausnahmsweise vor Rechtskraft aufge-
nommenen Fingerabdriicken, wenn es nicht zu einer Verurteilung oder der Anordnung einer
Malregel der Besserung und Sicherung kommt oder eine solche, vor allem in den Fallen
des Absatzes 2 Satz 2, in der Rechtsmittelinstanz keinen Bestand hat (Satz 3). In den Fal-
len des Absatzes 2 Satz 2 ist als weitere Bedingung vorzusehen, dass die Verarbeitung
auch dann unzuldssig ist, wenn es nicht zu einer Verurteilung zu einer Freiheits- oder Ju-
gendstrafe kommt (Satz 4). Bei den nach Absatz 1 Alternative 1 und § 163b Absatz 1
Satz 3 aufgenommenen Fingerabdriicken spielt hingegen die konkrete Strafart keine Rolle,
so dass es insoweit nur darauf ankommt, ob der Beschuldigte Gberhaupt rechtskraftig ver-
urteilt wird. Bei der Aufbewahrung ist der VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz, das UbermaRver-
bot, zu beachten (BVerwGE 26, 169 (172); BayVerfGH DVBI. 1966, 902; Krause in
Léwe/Rosenberg, StPO, 27. Auflage, § 81b Rn. 27); das 6&ffentliche Interesse an der Auf-
bewahrung ist dazu abzuwagen gegen die Beeintrachtigung des oder der Betroffenen ins-
besondere unter dem Gesichtspunkt, dass die Unterlagen bei einem nicht gerechtfertigten
Verdacht verwertet werden kénnen. Dem wird flr die vorgenannten Fingerabdriicke durch
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eine gesetzliche Verpflichtung zur Léschung in Satz 5 Rechnung getragen, wenn ein Frei-
spruch folgt, die alleinige Anordnung einer freiheitsentziehenden Maliregel der Besserung
und Sicherung unterbleibt, das Verfahren nicht nur vorlaufig eingestellt wird oder in den
Fallen des Absatzes 2 Satz 2 ein Absenken der Freiheitsstrafe auf eine Geldstrafe erfolgt.

Zu § 81b Absatz 5

Absatz 5 stellt ausdriicklich klar, dass die Ubrigen Bestimmungen Uber die Verarbeitung der
nach dem neuen § 81b Absatz 1 und Absatz 2 StPO sowie § 163b StPO aufgenommenen
Fingerabdriicke unberihrt bleiben. Absatz 5 Satz 1 stellt also klar, dass fir andere Zwecke
als die Erstellung eines Datensatzes gemal Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b der Verord-
nung (EU) 2019/816 die §§ 481 bis 485 StPO gelten.

Er qilt fur alle Fingerabdriicke, das heil3t die nach § 81b Absatz 1 und 2 sowie die nach
§ 163b StPO

Satz 2 stellt sicher, dass die vor Rechtskraft neu fiir die zum Zwecke der Erstellung eines
Datensatzes nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2019/816 aufge-
nommenen Fingerabdricke fur andere Zwecke nicht verarbeitet werden durfen, bevor die
Entscheidung rechtskraftig ist. Die entsprechende Regelung in § 81b Absatz 4 Satz 2 und 3
StPO soll nur fir die Verarbeitung flir Zwecke der Verordnung (EU) 2019/816 gelten.

Satz 3 legt fest, dass fir die Verarbeitung zu anderen Zwecken die allgemeinen Vorschrif-
ten gelten.

Die zur Erstellung eines Datensatzes nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b der Verord-
nung (EU) 2019/816 an das BKA ubermittelten Fingerabdriicke durfen dort verarbeitet wer-
den. Die Verarbeitungsbefugnis ist nicht auf die Erstellung des Datensatzes beschrankt.
Vielmehr durfen die Fingerabdriicke vom BKA im Rahmen der rechtlichen Vorgaben verar-
beitet werden. Die Verarbeitung richtet sich nach den allgemeinen Bestimmungen, das
heil3t insbesondere nach § 481, § 483 Absatz 2 und § 484 Absatz 4 sowie § 485 StPO. Die
Neuregelung kann allerdings fir die nach dem neuen Absatz 1 zur Durchfiihrung des Straf-
verfahrens aufgenommenen Fingerabdriicke im Einzelfall zu einer Erweiterung des Ver-
wendungszwecks (Umwidmung) fihren. Werden diese Fingerabdrucke fur die Erstellung
eines Datensatzes nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2019/816 be-
notigt, durfen sie kiinftig — nach Rechtskraft der entsprechenden Verurteilung oder der An-
ordnung einer Malregel der Besserung und Sicherung — vom BKA in die Fingerabdruckda-
tenbank eingestellt werden. Dies gilt unabhangig davon, ob die Voraussetzungen flr eine
Umwidmung vorliegen, das heif3t auch dann, wenn sie nicht fir Zwecke des Erkennungs-
dienstes hatten erhoben werden kdnnen. Die nach Absatz 1 zum Zwecke des Strafverfah-
rens abgenommenen Fingerabdriicke, die nicht flr die Erstellung eines Datensatzes nach
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2019/816 bendtigt werden, durfen hin-
gegen weiterhin nur dann in die Fingerabdruckdatenbank eingestellt werden, wenn die Vo-
raussetzungen fur eine Umwidmung vorliegen. Auch flr die nach § 163b Absatz 1 Satz 3
StPO aufgenommenen Fingerabdricke kann die Neuregelung im Einzelfall zu einer Erwei-
terung des Verwendungszwecks flihren, da auch diese vom BKA — unabhangig davon, ob
die Voraussetzungen einer Umwidmung vorliegen — in die Fingerabdruckdatenbank einge-
stellt werden durfen.

Die Aussonderungspriffristen der Fingerabdrucke richten sich nach § 32 Absatz 3 des Bun-
deskriminalamtsgesetzes (BKAG). Sie durfen bei Erwachsenen zehn Jahre und bei Ju-
gendlichen funf Jahre nicht Gberschreiten. Diese Fristen sollen nicht geandert werden und
auch keine Harmonisierung der Tilgungsfristen im BZRG und der Ldschfristen nach dem
BKAG herbeigefuhrt werden. Es kann damit dazu kommen, dass ein Datensatz in ECRIS-
TCN aufgrund der Schwere der Verurteilung oder wegen einer Nachverurteilung noch lange
Zeit gespeichert ist und die Fingerabdriicke in der Datenbank des BKA bereits gel6scht
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sind. Fir die Zwecke des ECRIS-TCN ist dies unschadlich. Sollte eine spatere Identifizie-
rung der betroffenen Person erforderlich werden (vergleiche § 58b Absatz 3 BZRG-neu),
kann die Registerbehérde bei ECRIS-TCN die hinterlegten Fingerabdricke anfordern und
dem BKA zum Abgleich zuleiten.

Zu Artikel 2 (Anderung des Bundeszentralregistergesetzes)

Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a

Die Anderung dient der geschlechtsneutralen Formulierung der Vorschrift.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine rechtsférmliche Anpassung wegen der nachfolgenden Anderung.
Zu Buchstabe c

Nach Artikel 5 Absatz 1 a) Ziffer i Spiegelstrich acht der Verordnung (EU) 2019/816 enthalt
der Datensatz in ECRIS-TCN fir eine verurteilte Person, die in den persdnlichen Anwen-
dungsbereich der Verordnung féllt, die nationale Referenznummer des Urteilsmitglied-
staats. Gemal der von der Europaischen Kommission im Jahr 2018 vorgestellten Konzep-
tion des ECRIS-TCN besteht diese nationale Referenznummer aus einer Buchstabenkom-
bination, durch die der Mitgliedstaat bezeichnet wird, der die Eintragung vorgenommen hat,
sowie einer durch diesen Mitgliedstaat frei festlegbaren, bis zu 200 Zeichen langen alpha-
numerischen Angabe, die die Zuordnung des Datensatzes in ECRIS-TCN zu dem Daten-
satz im nationalen Strafregister ermdglichen soll. Dem wird in der Bundesrepublik Deutsch-
land Rechnung getragen, indem die nationale Referenznummer aus der Buchstabenkom-
bination ,DE" sowie der im Bundeszentralregister vergebenen Personennummer bestehen
wird. Mit der nationalen Referenznummer kann der Datensatz in ECRIS-TCN dem Daten-
satz im Bundeszentralregister zweifelsfrei zugeordnet werden. Darlber hinaus bestimmt
Artikel 5 Absatz 2 Satz 2 der Verordnung (EU) 2019/816, dass die Referenznummer der
Fingerabdruckdaten der verurteilten Person die nationale Referenznummer des Urteilsmit-
gliedstaats enthalten muss. Uber die Referenznummer der Fingerabdruckdaten wird so
eine Beziehung zu den ebenfalls gespeicherten alphanumerischen Daten in ECRIS-TCN
hergestellt. Daher wird die daktyloskopische Nummer der Fingerabdriicke kiinftig im Bun-
deszentralregister zum Datensatz der Person gespeichert, wenn es sich um Drittstaatsan-
gehdrige im Sinne von Artikel 3 Nummer 7 der Verordnung (EU) 2019/816 oder Personen
handelt, die neben einer Unionsstaatsangehdrigkeit auch die Staatsangehdrigkeit eines
Drittstaats besitzen und wenn sie fir die Erstellung eines Datensatzes gemal Artikel 5 der
Verordnung (EU) 2019/816 erforderlich ist. Die eigentlichen Fingerabdriicke werden hinge-
gen im Bundeszentralregister grundsatzlich nicht gespeichert. Diese verbleiben stets in der
Fingerabdruckdatenbank des BKA.

Die daktyloskopische Nummer wird durch INPOL automatisiert vergeben, sobald in der
beim BKA gefiihrten Datei ,Erkennungsdienst® Finger- und/oder Handflachenabdriicke zu
einer Person erstmalig aus einer erkennungsdienstlichen Behandlung abgespeichert wer-
den. Die daktyloskopische Nummer referenziert auf alle beim BKA abgespeicherten Finger-
und/oder Handflachenabdriicke zu einer Person und dient damit unter anderem zum Auf-
finden der recherchefahig in AFIS abgespeicherten Finger- und/oder Handflachenabdriicke
sowie zum Auffinden aller zu einer Person gespeicherten Fingerabdruckblatter im nationa-
len (digitalen) Fingerabdruckblattarchiv des BKA. Die INPOL-Referenznummern sind nicht
rein numerisch, sondern fihren an Stelle 1 das die Gruppenart angebende Kirzel. Sie be-
stehen beide aus insgesamt 13 Zeichen. Der Aufbau einer daktyloskopischen Nummer wird
an folgendem Beispiel erortert:

D202960101358
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Aufbau:

— Stelle 1 (einstellige Gruppenart, stets 1. Stelle)

— Stelle 2 bis 3 (zweistelliges laufendes Jahr)

— Stelle 4 bis 6 (dreistelliger laufender Tag im Jahr "001" bis "366")

— Stelle 7 bis 10 (laufende Nummer)

— Stelle 11 bis 12 (zweistelliger numerischer Landerschlissel)

— Stelle 13 (einstellige Prifziffer, generiert nach dem Modulo-11-Verfahren)

Werden somit zu dem Datensatz in ECRIS-TCN Fingerabdruckdaten gespeichert, wird ne-
ben der nationalen Referenznummer eine Referenznummer der Fingerabdruckdaten fest-
gelegt, die aus der nationalen Referenznummer und der daktyloskopischen Nummer be-
steht. Werden zu dem Datensatz in ECRIS-TCN hingegen keine Fingerabdruckdaten ge-
speichert, weil es sich entweder um einen Fall handelt, indem eine solche Speicherung
nicht erforderlich ist, oder es sich um einen Fall handelt, indem die Speicherung der Finger-
abdruckdaten (noch) nicht méglich ist, wird nur die nationale Referenznummer festgelegt.
Fur eine Speicherung der daktyloskopischen Nummer im Bundeszentralregister bedarf es
einer Anpassung des § 5 BZRG, der den Inhalt der Eintragung regelt. Durch die Erweite-
rung des zu speichernden Datenkranzes in § 5 BZRG wird auch die Verpflichtung fir die
Strafvollstreckungsbehdrden begriindet, der Registerbehoérde die daktyloskopische Num-
mer in den erforderlichen Fallen zu tGbermitteln. Nach § 20 Absatz 1 Satz 1 BZRG teilen
namlich Gerichte und Behdrden der Registerbehdrde die in den §§ 4 bis 19 bezeichneten
Entscheidungen, Feststellungen und Tatsachen mit. Dazu gehdrt kiinftig in dem erforderli-
chen Umfang auch die daktyloskopische Nummer.

Zu Nummer 2

Die nach § 5 BZRG eingetragenen Personendaten missen die richtige Zuordnung der ein-
zelnen eingehenden Mitteilungen Uber eine Person so ermdglichen, dass alle diese Person
betreffenden Eintragungen auch tatsachlich fur diese Person und nicht fir eine (fast) na-
mensgleiche Person mit dhnlichen ldentifikationsdaten (zum Beispiel Zwillinge) registriert
werden. Andererseits muss sichergestellt werden, dass Antrage auf Auskunft so eindeutige
Personendaten enthalten, dass sie nur einer Person zugeordnet werden kénnen. Eine ver-
I&ssliche Identifizierung von Personen, zu denen im Bundeszentralregister Eintragungen
bestehen, ist zum Schutz der (gegebenenfalls diese Personen belastenden) Daten uner-
lasslich. Insbesondere missen Falschausklinfte Uber Personen, die diverse schwerwie-
gende Konsequenzen haben kénnen, unbedingt vermieden werden. Um diesen Anforde-
rungen gerecht zu werden, kommt bereits heute ein gesondert entwickeltes Identifizierungs-
verfahren zur Anwendung, fur das der Geburtsname von besonderer Bedeutung ist. Sdmt-
liche Eintragungen im Zentralregister werden — teils abweichend von personenbezogenen
Datensammlungen anderer Behorden — unter dem Geburtsnamen der Verurteilten regis-
triert. Entstehen Zweifel an der Identitat einer Person, ist die Registerbehoérde verpflichtet
diese Zweifel zu beheben. lhre Befugnis dazu wird aus ihrer Aufgabe und den spezifischen
Erfordernissen nach einer zweifelsfreien Datenhaltung ungeschrieben hergeleitet. So erfor-
dert die Erteilung von unbeschrankten Auskinften Uber auslandische Betroffene nach § 41
BZRG (zum Beispiel an Auslanderbehérden nach § 41 Absatz 1 Nummer 7 BZRG) gleich-
sam als Kehrseite zur Auskunftserteilung auch die entsprechende Identifikation der be-
troffenen Person und eine Zuordnung eingehender Mitteilungen zu dieser Person. Anders
ausgedruckt: Die Zuordnung einer Auskunftsanfrage zu einem Datensatz bezuglich einer
Person ist nicht méglich, ohne in einem ersten Schritt einen Datensatz einer Person zuzu-
ordnen. Auch ist das BfJ nach § 34 Absatz 4 Nummer 12 des Bundesmeldegesetzes und
nach § 15 Absatz 3 des Gesetzes Uber das Auslanderzentralregister (AZRG) in bestimmten
Fallen befugt, diese Register um Auskunft zu ersuchen und Personendaten abzugleichen.
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Darlber hinaus besteht ein Bedarf zur Identifizierung auch aus europaischen Rechtsgrund-
lagen. So ist die Registerbehdrde beispielsweise auch nach Artikel 29 Absatz 1 Buch-
stabe b der Verordnung (EU) 2019/818 unter Umstanden zur manuellen Verifizierung ver-
schiedener Identitaten verpflichtet. Im Rahmen des ldentifizierungsverfahrens wirden ins-
besondere solche Auskulnfte eingeholt, wie sie in § 20b Satz 1 BZRG-neu genannt sind. Da
der Geburtsname bei der Identifizierung von besonderer Bedeutung ist, ersucht die Regis-
terbehorde zur Identifizierung insbesondere einer Person mit deutscher Staatsangehdrig-
keit oder deutschem Geburtsort typischerweise um Auskiinfte aus dem Melderegister und
von Standesamtern. Bei auslandischen Betroffenen, die nicht EU-Blirgerinnen oder -blrger
sind, ersucht die Registerbehdrde gemaf § 15 Absatz 3 AZRG um eine Auskunft aus dem
Auslanderzentralregister. Bei der Identifizierung solcher Betroffenen kdnnen dartber hin-
aus die Auslanderbehoérden aufgrund der Aktualitat ihrer Daten beispielsweise bei Verwen-
dung von Aliasnamen eine zentrale Rolle spielen. Da die Registerbehorde kein Auskunfts-
recht aus dem Auslanderzentralregister hinsichtlich EU-Auslandern hat, ersucht sie zur
Identifizierung von EU-Burgerinnen und -blrgern typischerweise die jeweils aktenfliihren-
den Auslanderbehorden, die Uber die aktuellsten und belastbarsten Erkenntnisse Uber die
Identitat der Person verfigen kénnen. Neben den genannten Auskinften werden in Aus-
nahmefallen ahnliche Identifizierungsmethoden herangezogen (zum Beispiel ein Personen-
feststellungsverfahren beim BKA).

Im Rahmen eines Ersuchens nach § 20b Satz 1 BZRG-neu darf die Registerbehdrde den
ersuchten o6ffentlichen Stellen die hierzu erforderlichen personenbezogenen Daten Uber-
mitteln. In den meisten Fallen werden hierzu personenbezogene Daten im Sinne des § 5
Absatz 1 Nummer 1 BZRG Ubermittelt, in Ausnahmeféllen aber auch andere Daten (bei-
spielsweise die Nummer der Identitatsdokumente der Person). Eine abschliefiende Benen-
nung der zu Ubermittelnden Daten ist kaum madglich, weil die sichere Zuordnung eines Da-
tensatzes zu einer Person insbesondere im europaischen Kontext im Einzelfall die Uber-
mittlung verschiedenster Arten von Daten erfordert. Anlass und Zweck des Auskunftsersu-
chens sind in der Regelung hinreichend deutlich dargelegt. So heif3t es zu dem Anlass in
§ 20b Satz 1 BZRG-neu, dass die Registerbehoérde nur ,bei Zweifeln an der Identitat einer
Person“ um eine Auskunft ersuchen darf. Zu dem Zweck der Ubermittlung wird in § 20b
Satz 1 BZRG-neu bestimmt, dass dies ,ausschliel3lich zur Feststellung der Identitat dieser
Person*“ erfolgen darf.

Mit der vorgeschlagenen Regelung soll fur das Identifizierungsverfahren eine ausdrickliche
gesetzliche Verankerung im BZRG fir Datentbermittlungen der Registerbehérde an die
ersuchte offentliche Stelle geschaffen werden. Dies fehlt bislang, obwohl das Verfahren
bereits seit Aufbau des Registers praktiziert wird. Es sollen daher keine neuen und zusatz-
lichen Anfragen erlaubt werden, sondern nur flir das BfJ eine sichere Rechtsgrundlage ge-
regelt werden — mithin als vorgelagerte Voraussetzung fur die Erteilung der Auskunft. Daher
wird es bei den ersuchten Behoérden auch keinen héheren Aufwand geben, weil es keine
dadurch veranlassten zusatzlichen Anfragen geben wird.

Im Zuge der erforderlichen Anpassungen zur Umsetzung des Registermodernisierungsge-
setzes (vergleiche Bundesratsdrucksache 563/20 — Gesetzentwurf der Bundesregierung fur
ein Gesetz zur Einfihrung und Verwendung einer Identifikationsnummer in der 6ffentlichen
Verwaltung und zur Anderung weiterer Gesetze — Registermodernisierungsgesetz) wird
diese Vorschrift zu Uberprifen sein. Insbesondere kommt dann eine vorrangige Identifizie-
rung anhand der ldentifikationsnummer — soweit dann fir die Person vorhanden — und An-
frage an die Registermodernisierungsbehdrde — soweit nach den Vorschriften des Identifi-
kationsnummerngesetzes zulassig — in Betracht.

Zu Nummer 3
Nach geltender Rechtslage lasst § 21 BZRG ein automatisiertes Verfahren flir das Bundes-

zentralregister zu, mit dem die Ubermittlung personenbezogener Daten durch Abruf ermdg-
licht wird. Das derzeit im Bundeszentralregister angewandte automatisierte Anfrage- und
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Auskunftsverfahren (sogenanntes AuMiAu-Verfahren) hat demgegeniber eine geringere
datenschutzrechtliche Eingriffstiefe, weil es keinen automatisierten Abruf von personenbe-
zogenen Daten vorsieht. Die Anderungen in § 21 BZRG dienen damit der Anpassung der
Vorschrift an die tatsachlich angewandte Verfahrensweise. Dazu werden die Ausflihrungen
zum Abrufverfahren durch die Formulierung zum AuMiAu-Verfahren ersetzt. Der Begriff des
Abrufverfahrens ist ohnehin veraltet, da er sich auf § 10 BDSG a.F. bezog, welcher mit
Inkrafttreten der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und des neuen BDSG ersatzlos
gestrichen wurde. Die Vorschrift wird damit an die vergleichbare Regelung fur das Zentrale
Staatsanwaltschaftliche Verfahrensregister in § 493 Absatz 1 Satz 1 StPO angeglichen.

Zu Nummer 4

§ 21a Absatz 2 Satz 3 BZRG regelt die einheitliche Loschfrist fur Protokolldaten von Vor-
gangen im Bundeszentralregister von einem Jahr. Die Anderung in § 21a Absatz 2 Satz 3
BZRG nimmt die Protokolldaten, die sich auf Datenverarbeitungsvorgange in ECRIS-TCN
beziehen, von dieser Lo&schfrist aus. Nach Artikel 31 Absatz1 der Verord-
nung (EU) 2019/816 missen die nationalen Zentralbehdrden neben eu-LISA, die als Be-
hérde ECRIS-TCN verwaltet, sicherstellen, dass alle Datenverarbeitungsvorgange in
ECRIS-TCN zur Prifung der Zulassigkeit von Antragen, zur Uberwachung der Dateninteg-
ritdt und -sicherheit und der Rechtmaligkeit der Datenverarbeitung sowie zur Eigenkon-
trolle aufgezeichnet werden. Es handelt sich also um Datenverarbeitungsvorgange, die
zwar einen Bezug zu ECRIS-TCN haben, etwa das Einstellen von Daten nach Artikel 5 der
Verordnung (EU) 2019/816 oder Anfragen nach Artikel 7 der Verordnung (EU) 2019/816.
Die Datenverarbeitung wird aber in den Mitgliedstaaten vorgenommen und daher in den
dortigen Datenverarbeitungssystemen ausgefiihrt werden sowie dort aufgezeichnet. Die
Protokolle dirfen nur zur Uberwachung der RechtmaRigkeit der Datenverarbeitung sowie
zur Gewahrleistung der Datenintegritat und -sicherheit verwendet werden. Zum Beispiel
konnte dies eine Anfrage einer Staatsanwaltschaft auf Erteilung einer Auskunft nach § 41
BZRG fur Drittstaatsangehdrige betreffen, die sodann eine Anfrage in ECRIS-TCN auslost.
In diesem Beispiel wurde die Anfrage in ECRIS-TCN nach Artikel 31 der Verord-
nung (EU) 2019/816 protokolliert und die Anfrage der Staatsanwaltschaft nach § 21a
BZRG. Damit eine vollstandige Protokollierung stattfindet, sollen in diesem Fall beide Pro-
tokolldaten gleichlaufend (erst) nach drei Jahren geldscht werden.

Nach Artikel 31 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2019/816 sind die Protokolle durch geeig-
nete MalRnahmen vor unbefugtem Zugriff zu schitzen und durfen erst nach drei Jahren
geldscht werden, sofern sie nicht flr bereits eingeleitete Kontrollverfahren bendtigt werden.
Da sich die LoOschfrist flir diese Protokolldaten bereits unmittelbar aus der Verord-
nung (EU) 2019/816 ergibt, muss sie nicht zusatzlich im BZRG festgelegt werden.

Soweit darlber hinaus in Artikel 10, 16, 24 und 36 der Verordnung (EU) 2019/818 be-
stimmte Protokollierungspflichten geregelt sind, die Datenverarbeitungsvorgange in be-
stimmten Komponenten der Interoperabilitat betreffen, bedarf es keiner Ausnahme von der
Ldéschfrist in § 21a BZRG. Die vorgenannten Datenverarbeitungsvorgange betreffen weder
Auskulnfte, Mitteilungen noch Hinweise, so dass sie nicht in den Anwendungsbereich der
Vorschrift fallen. Aufgrund des unionsrechtlichen Wiederholungsverbotes erfolgt keine Re-
gelung der Protokollierungspflichten im nationalen Recht, nachdem sie bereits in der Ver-
ordnung (EU) 2019/818 geregelt sind.

Zu Nummer 5

Die fir die Zwecke der Verordnung (EU) 2019/816 nach § 5 Absatz 1 Nummer 8 BZRG-
neu in das Register einzutragende daktyloskopische Nummer dient der sicheren Zuordnung
zwischen den biometrischen und den alphanumerischen Daten flir die verurteilte Person in
ECRIS-TCN. Es handelt sich um ein Datum, das vor allem der registerrechtlichen Daten-
fuhrung dient. Da es sich insoweit um ein wesentliches Element des Datensatzes handelt,
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soll sie im Bundeszentralregister Teil der Eintragung werden. Sowohl private als auch 6f-
fentliche Stellen, die aus dem Bundeszentralregister auskunftsberechtigt sind, kénnen die-
ses Datum jedoch nicht verwenden. Dem Grundsatz der Datensparsamkeit entsprechend
soll daher dieses Datum, anders als in unbeschrankte Auskunfte fur die betroffene Person
selbst (§ 42 BZRG), nicht in Fihrungszeugnisse und auch nicht in unbeschrankte Auskinfte
fur Behorden nach § 41 BZRG aufgenommen werden.

Zu Nummer 6
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe bbaa

Die Regelung erweitert den Kreis der unbeschrankt auskunftsberechtigten Behdrden in § 41
Absatz 1 BZRG auch auf die Bewahrungshilfe. Dieser wird ein unbeschranktes Auskunfts-
recht fliir Zwecke der Rechtspflege eingeraumt. Denn zur fachgerechten Wahrnehmung der
Uberwachungs- und Betreuungsaufgaben der Bewahrungshilfe (§§ 56d Absatz 3, 68a Ab-
satz 2 und 3 StGB) gehort auch die systematische Ermittlung und Einschatzung der bei den
Probanden bestehenden Gefahrdungsmomente und Ruickfallrisiken. Diese Risikoanalyse
dient vor allem dazu, die Kontroll- und UnterstlitzungsmafRnahmen der Bewahrungshilfe auf
die individuellen Bedirfnisse des Probanden oder der Probandin abzustimmen. In Ziffer 4
der Empfehlung des Ministerkomitees des Europarats Uber die Grundsatze der Bewah-
rungshilfe (CM/Rec(2010)1) heil3t es insoweit: "Die Einrichtungen der Bewahrungshilfe be-
ricksichtigen die individuellen Eigenschaften, Umstande und Bedurfnisse von Straffalligen
in vollem Umfang, um sicherzustellen, dass jeder Einzelfall eine gerechte und ausgewo-
gene Behandlung erfahrt". Zu diesem Zweck ist nach den Ziffern 66 ff. der Empfehlungen
wahrend der Beaufsichtigung ein fortlaufendes "Einschatzungs- und Bewertungsverfahren"
durchzufihren, das "eine systematische und sorgfaltige Prifung des Einzelfalls einschlief3-
lich der Risiken, positiven Faktoren und Bedurfnisse, der Interventionen, die diesen Beduirf-
nissen Rechnung tragen, und der Reaktionen der Straffalligen auf diese Interventionen be-
inhaltet". Das Einschatzungs- und Bewertungsverfahren soll sodann als Grundlage des Be-
wahrungshilfeplans und der durchzufihrenden Interventionen dienen (vergleiche Zif-
fer 74 f.). Entsprechend diesem Leitbild sieht eine zunehmende Anzahl der in den Bundes-
landern geltenden Qualitatsstandards ausdrucklich die Vornahme einer fachlichen Risi-
koeinschatzung durch die Bewahrungshilfe vor, die sich an bestimmten prognoserelevan-
ten Kriterien orientiert. Zu diesen Kriterien gehdren als zentrale Gesichtspunkte stets auch
die kriminelle Vorgeschichte der verurteilten Person sowie der Umfang, die Qualitat und der
zeitliche Verlauf seiner Vordelinquenz. Die fur die Risikoeinschatzung erforderlichen Daten
sind anhand der Erkenntnisse aus dem Strafverfahren sowie durch die Beobachtung der
Lebensfuhrung systematisch zu ermitteln.

Eine vollumfangliche Erhebung der Vorverurteilungen der verurteilten Person ist der Be-
wahrungshilfe nur anhand einer aktuellen und unbeschrankten Auskunft aus dem Bundes-
zentralregister moglich. Zwar enthalt auch das Strafurteil, dass der zur Bewahrung ausge-
setzten Freiheitsstrafe zugrunde liegt im Abschnitt zu den persénlichen Verhaltnissen re-
gelmafig Angaben zu den Vorverurteilungen. Diese Angaben sind jedoch erfahrungsge-
maf haufig Uberholt oder unvollstandig und kénnen in abgekurzten Urteilen gemal § 267
Absatz 4 StPO vollstandig entfallen. Nach der geltenden Fassung des § 41 Absatz 1 Num-
mer 1 BZRG haben zwar Gerichte, Gerichtsvorstande, Staatsanwaltschaften und Aufsichts-
stellen nach § 68a StGB, nicht aber auch die Bewahrungshilfe ein unbeschranktes Aus-
kunftsrecht. Eine Einholung des Bundeszentralregisterauszugs durch das Gericht oder die
Aufsichtsstelle zur Weiterleitung an die Bewahrungshilfe scheidet aus, da auskunftsberech-
tigte Behdrden grundsatzlich nicht zur Weitergabe berechtigt sind (vergleiche Tolzmann,
Kommentar zum BZRG, 5. Auflage 2015, § 41 Rn. 9). Auch eine Einholung und Weiterlei-
tung von Auskinften durch die oberste Landesbehérde auf Grundlage des § 43 BZRG
kommt nach den dort genannten, engen Voraussetzungen nicht in Betracht und ist Uberdies
keine praxisgerechte Losung. Im Ergebnis besteht damit fur die Einfihrung eines eigenen
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unbeschrankten Auskunftsrechts fir die Bewahrungshilfe ein erhebliches sachliches Be-
dirfnis, da diese den vollstandigen Uberblick Uber das strafrechtliche Vorleben der Proban-
den fur die fachgerechte Wahrnehmung der gesetzlichen Aufgaben bendtigt und die darin
enthaltenen Informationen unter Umstanden nicht anderweitig erlangen kann.

Zu Doppelbuchstabe bb

Der europaische Gesetzgeber hat den Grenzbehdrden in der Vergangenheit unter anderem
durch den Schengener Grenzkodex und den Visakodex punktuell Aufgaben in den Berei-
chen Migration und Grenzmanagement Ubertragen. Danach kénnen Personen nach einer
Beurteilung des Einzelfalls wegen der Begehung einer Straftat als Gefahr fiir die 6ffentliche
Ordnung angesehen werden. Nach der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofs
und des Bundesverwaltungsgerichts besteht in Folge dessen im Rahmen der pflichtgema-
Ren Abwagung des Ermessens unter anderem die Mdglichkeit, einem Reisenden die Ein-
reise zu verweigern, die beantragte Erteilung eines Visums abzulehnen oder ein bereits
erteiltes Visum zu annullieren oder aufzuheben. Durch eine Abfrage des Bundeszentralre-
gisters kann im Einzelfall unter den gesetzlichen Voraussetzungen die Einreise von Perso-
nen aus Grinden der 6ffentlichen Sicherheit untersagt werden.

Zu Buchstabe b
Auf die Begriindung zur Anderung von § 32 BZRG wird Bezug genommen.
Zu Nummer 7

Artikel 17 der Verordnung (EU) 2019/816 regelt das Verfahren bei Anfragen von Drittstaa-
ten sowie internationalen Organisationen. Diese durfen sich an Eurojust wenden, um Mit-
gliedstaaten in Erfahrung zu bringen, in deren Strafregistern Informationen fiir eine be-
stimmte Person gespeichert sind. Ist in dem Strafregister eines Mitgliedstaates eine Eintra-
gung verzeichnet, fragt Eurojust bei dem betroffenen Mitgliedstaat an, ob dieser Umstand
an den anfragenden Drittstaat oder die internationale Organisation mitgeteilt werden darf.
Ein Vorverfahren bei Anfragen von Drittstaaten sowie Uber- und zwischenstaatlichen Stel-
len sieht das BZRG bislang nicht vor. Daher ist eine Anpassung im nationalen Recht erfor-
derlich, um der Registerbehdrde eine klare Entscheidungsgrundlage fur den Umgang mit
solchen Anfragen zu geben. Wirde es sich um unmittelbare Ersuchen auf Erteilung einer
Auskunft beziehungsweise eines Fihrungszeugnisses handeln, ware das Ersuchen nach
§ 57 BZRG zu behandeln. Es handelt sich also um ein Vorverfahren, das dem Ziel dient,
ein Ersuchen auf Erteilung von Registerinformationen zu ermdglichen. Daher soll die Re-
gisterbehdérde die Zustimmung erteilen, wenn ein nachfolgendes Ersuchen nach einer sum-
marischen Prufung voraussichtlich begrindet ware und nach Absatz 1 bis 5 beantwortet
werden wirde. Hingegen ist die Zustimmung zu verweigern, wenn ein nachfolgendes Ersu-
chen ohnehin nicht beantwortet werden wirde. Dies kann zum Beispiel der Fall sein, weil
es sich nicht um eine Stelle im Sinne des § 57 Absatz 1 BZRG handelt oder kein volker-
rechtlicher Vertrag mit dem anfragenden Drittstaat besteht und die Antwort eine Gefahr fur
die betroffene Person mit sich bringt (§ 57 Absatz 2 Satz 3 BZRG).

Zu Nummer 8

Nach geltender Rechtslage kénnen deutsche Beitrage zu EU-Fihrungszeugnissen anderer
Mitgliedstaaten nur dann erteilt werden, wenn die Person die deutsche Staatsangehdrigkeit
besitzt und im ersuchenden Mitgliedstaat wohnt. Die deutschen Ersuchen an andere Mit-
gliedstaaten nach § 30b BZRG hingegen knlpfen nur noch an die Staatsangehdérigkeit an,
das Wohnsitzerfordernis besteht nicht mehr. So sollen sowohl fir Unionsburgerinnen und -
burger als auch Drittstaatsangehérige der Inhalt des Strafregisters des Herkunftsstaates
(bei Unionsburgerinnen und -blrgern) beziehungsweise des Staates, in dessen Strafregis-
ter Verurteilungen eingetragen sind (Drittstaatsangehdrige), in das Europaische Fihrungs-
zeugnis aufgenommen werden. Nach der Aufnahme des Betriebes von ECRIS-TCN ist
dann auch mit Ersuchen von Beitrdgen aus dem Ausland zu Drittstaatsangehérigen zu
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rechnen. Daher soll korrespondierend zu § 30b BZRG sowohl die Bedingung, dass es sich
bei Personen, auf die sich das Ersuchen bezieht, um deutsche Staatsangehdérige handeln
muss, als auch das Wohnsitzerfordernis gestrichen werden.

Zu Nummer 9

Zur Einfugung des Achten Abschnitts

Die Einfugung des Achten Abschnitts soll die Vorschriften, die im BZRG im Wesentlichen
der Durchfihrung der Verordnung (EU) 2019/816 dienen, an einem Ort Ubersichtlich zu-
sammenfihren. Die Vorschriften sind erforderlich, weil durch die veranderten unionsrecht-
lichen Rahmenbedingungen neue Prozesse beim BfJ anfallen, die ein weitreichenderes
Identitatsmanagement als bisher nétig machen. Hierzu sollen in §§ 58a ff. BZRG die daten-
schutzrechtlichen Grundlagen in einem eigenen Abschnitt verankert werden. Damit das BfJ
zur Verarbeitung der erforderlichen personenbezogenen Daten befugt ist, werden in das
BZRG Vorschriften eingestellt, die eine Verarbeitung dieser Daten und den Austausch zwi-
schen Registerbehérde, ECRIS-TCN und dem BKA erlauben, soweit sich die Befugnis nicht
unmittelbar aus der Verordnung (EU) 2019/816 ergibt.

Zu § 58a (Ersuchen um Ubermittlung personenbezogener Daten von ECRIS-TCN)

Nach dem unionsrechtlichen Wiederholungsverbot darf im deutschen Recht nicht wieder-
holt werden, was bereits in der unionsrechtlichen Verordnung geregelt ist. Unmittelbar aus
Artikel 5 der Verordnung (EU) 2019/816 ergibt sich bereits die Befugnis der Registerbe-
hérde, die dort genannten personenbezogenen Daten aus dem Bundeszentralregister an
ECRIS-TCN zu ubermitteln. Artikel 29 der Verordnung (EU) 2019/818 regelt ebenfalls un-
mittelbar und abschlieRend, dass die Mitgliedstaaten in bestimmten Fallen manuell Mehr-
fachidentitaten zu verifizieren haben und sie dafur auch auf nationaler Ebene die fur die
Prifung erforderlichen personenbezogenen Daten nutzen dirfen. Einer gesonderten ge-
setzlichen Regelung bedarf auch nicht, welche nationale Behorde als die nach der Verord-
nung (EU) 2019/816 befugte Zentralbehorde fungiert. Denn Artikel 3 Nummer 5 der Verord-
nung (EU) 2019/816 verweist dazu auf die nach Artikel 3 Absatz 1 Rb ECRIS benannte Be-
hérde. Dies ist fur die Bundesrepublik Deutschland das BfJ als Registerbehdrde.

Neben dem Einstellen der Daten nach Artikel 5 der Verordnung (EU) 2019/816 besteht
auch fir Anfragen nach Artikel 7 der Verordnung (EU) 2019/816 grundsatzlich kein Bedurf-
nis mehr, der Registerbehdrde die Verarbeitung der personenbezogenen Daten zu gestat-
ten, sofern dies zu Zwecken eines gegen die Person gerichteten Strafverfahrens erfolgt.
Artikel 7 der Verordnung (EU) 2019/816 regelt insoweit bereits unmittelbar die Nutzung von
ECRIS-TCN durch die Mitgliedstaaten. Nach Absatz 1 Satz 1 ist ECRIS-TCN durch die na-
tionalen Registerbehodrden zur Feststellung der Mitgliedstaaten zu nutzen, in deren Strafre-
gistern Eintragungen fir die Drittstaatsangehdrigen vorhanden sind. Dies gilt fir Zwecke
eines gegen die Person gerichteten Strafverfahrens sowie flr die anderen in Artikel 7 Ab-
satz 1 Satz 1 genannten Zwecke. Dabei wird jedoch nach Absatz 1 und 2 dem nationalen
Recht der Vorrang eingeraumt, wenn es um andere Zwecke als die eine Strafverfahrens
geht. Es steht also den Mitgliedstaaten frei, die weiteren Zwecke der Nutzung von ECRIS-
TCN einzuschranken oder Gber den Katalog in Absatz 1 Satz 1 hinauszugehen. Der vorge-
nannte Katalog unterscheidet dabei grundsatzlich zwischen der Uberpriifung der eigenen
Strafregistereintragungen einer Person auf deren Antrag hin und der Auskunftserteilung
zum Zwecke der Prifung der Zuverlassigkeit einer Person. Dabei kann es sich, ausgehend
vom deutschen System der Auskunftserteilung aus dem Register, um Auskiinfte an Behor-
den sowie Fuhrungszeugnisse fur private Zwecke und Flhrungszeugnisse fiur Behdrden
handeln. Beispielhaft findet die Uberpriifung bei Personaleinstellung in der Regel durch die
Vorlage eines einfachen Flhrungszeugnisses statt. Beantragt ein Drittstaatsangehériger
kinftig ein FUhrungszeugnis, hat nach § 30b BZRG eine Abfrage Uber ECRIS-TCN zu er-
folgen, um zu Uberprifen, ob in dem Strafregister eines anderen Mitgliedstaates der Euro-
paischen Union Eintragungen verzeichnet sind, die sich aus dem Bundeszentralregister
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womaéglich nicht ergeben. Bei der Uberpriifung des strafrechtlichen Vorlebens im Rahmen
eines auslanderrechtlichen Verfahrens wird hingegen nach § 41 Absatz 1 Nummer 7 BZRG
eine unbeschrankte Auskunft erteilt, vor deren Erstellung ebenfalls eine Abfrage Uber
ECRIS-TCN erfolgt. Soweit Fihrungszeugnisse oder unbeschrankte Ausklnfte nach § 41
BZRG aulierhalb eines Strafverfahrens erteilt werden sollen, bedarf es einer Verarbeitungs-
befugnis flr die Registerbehdrde in Bezug auf die personenbezogenen Daten, die fir Ab-
fragen in ECRIS-TCN bendétigt werden. Dies sind die in Absatz 2 genannten Zwecke des
BZRG, die neben den Zwecken der Verordnung (EU) 2019/816 stehen, namentlich die Er-
teilung einer Auskunft aus dem Register fir nichtstrafrechtliche Zwecke und die Erteilung
eines Fuhrungszeugnisses.

Eine zusatzliche Regelung fir die Ubermittlung der personenbezogenen Daten von den
Strafverfolgungsbehérden an die Registerbehoérde ist hingegen nicht erforderlich, weil
§§ 13 EGGVG und 20 BZRG bereits die Ubermittlung der benétigten Daten erlauben. Durch
die vorgeschlagene Erganzung in § 5 BZRG gilt dies klnftig auch fur die daktyloskopische
Nummer.

Zu § 58b (Austausch von personenbezogenen Daten zwischen der Registerbehorde
und dem Bundeskriminalamt)

Die Vorschrift regelt die Befugnis der Registerbehdrde zur Erflllung ihrer Aufgaben nach
den Verordnungen (EU) 2019/816 und 2019/818 das BKA um Ubermittlung der Fingerab-
driicke ersuchen zu diirfen. Zugleich wird fiir das BKA die Befugnis zur Ubermittlung der
von der Registerbehoérde ersuchten Fingerabdriicke geregelt. Dies gilt vor allem, wenn der
Registerbehdrde eine neue Verurteilung mitgeteilt worden und ein neuer Datensatz in
ECRIS-TCN anzulegen ist. Dann darf die Registerbehérde nach dieser Vorschrift automa-
tisiert unter Nutzung der ihr in der Entscheidungsmitteilung Gbermittelten daktyloskopischen
Nummer die Fingerabdrucke beim BKA zur Weiterleitung an ECRIS-TCN anfordern.

Zu Absatz 1

In Absatz 1 wird die grundsatzliche Befugnis geregelt, die Fingerabdriicke beim BKA anfor-
dern zu durfen. Dies dient in erster Linie der Erfullung der Verpflichtung aus Artikel 5 Ab-
satz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2019/816, nach dem die Mitgliedstaaten verpflich-
tet sind in bestimmten Fallen die Fingerabdricke von Personen mit Drittstaatsangehdrigkeit
an ECRIS-TCN zu Ubermitteln und bei dem alphanumerischen Datensatz dieser Personen
zu speichern. Zugleich gilt diese Befugnis im Rahmen des Artikel 7 der Verord-
nung (EU) 2019/816 bei Anfragen an ECRIS-TCN durch die Registerbehdrde. Kiinftig kann
Auskunftsersuchen deutscher Behérden an die Registerbehdrde neben alphanumerischen
Daten auch eine daktyloskopische Nummer beigefligt werden, um die Funktionalitat von
ECRIS-TCN voll nutzen zu kdnnen. Grundsatzlich wird sich zwar an dem Datensatz in na-
tionalen Auskunftsverlangen (FUhrungszeugnisse und unbeschrankte Auskinfte nach § 41
BZRG) nichts andern. Auch kunftig kann es Anfragen an das Bundeszentralregister aus-
schliellich mit biometrischen Daten nicht geben. Aufgrund der Konzeption des Bundeszent-
ralregisters, das selbst keine biometrische Daten enthalt, waren Anfragen insoweit nicht
mdglich. Dennoch kann es erganzend eine Beiflgung der daktyloskopischen Nummer ge-
ben, durch die zum Beispiel Staatsanwaltschaften tiber ECRIS-TCN eine Suche nach der
Person mit Hilfe dieser Daten initiieren. Die Verarbeitungsbefugnis daflir ergibt sich aus der
Rechtsgrundlage fur Auskunftsersuchen an das Bundeszentralregister. Dies ist fur die
Staatsanwaltschaft §§ 161 Absatz 1, 160 StPO. Fir Gerichte bildet § 214 Absatz 4 StPO
(im Zwischenverfahren) und § 244 Absatz 2 StPO (im Hauptverfahren) die Rechtsgrund-
lage, wobei jeweils §§ 161 Absatz 1, 160 StPO heranzuziehen sind.

Erganzend gilt Uber § 500 Absatz 1 StPO fir die Verarbeitung von Fingerabdriicken § 48
BDSG. Als besondere Kategorien personenbezogener Daten dirfen Fingerabdriicke nur
verarbeitet werden, wenn dies zur Aufgabenerfillung unbedingt erforderlich ist. Geman
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§ 48 Absatz 2 BDSG sind geeignete Garantien fir die Rechtsgiter der betroffenen Person
vorzusehen.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 darf die Registerbehdrde diese Daten verarbeiten, soweit dies erforderlich
ist. Da zum Verarbeiten auch die Ubermittlung gehért, diese aber hinsichtlich einer Uber-
mittlung an ECRIS-TCN bereits unmittelbar nach der Verordnung (EU) 2019/816 zulassig
ist, wird im Regelungsvorschlag die Befugnis auf das Speichern und Verwenden begrenzt.
Die eigentlichen Fingerabdriicke werden dabei im Bundeszentralregister nicht gespeichert.
Eingetragen wird nur die daktyloskopische Nummer (vergleiche die Anderung von § 5
BZRG). Gleichwohl missen die Fingerabdriicke, die vom BKA angefordert werden, kurz-
zeitig im IT-System des BfJ zwischengespeichert werden, bevor sie an ECRIS-TCN uber-
mittelt werden.

Zu Absatz 3

Absatz 3 bildet einen Teil des erweiterten Identitdtsmanagements, das aufgrund der Ver-
ordnung (EU) 2019/816 und der weiteren Interoperabilititskomponenten erforderlich ist.
Die Vorschrift erlaubt es der Registerbehérde, zum Zwecke des Identitatsabgleichs die
Amtshilfe des BKA in Anspruch zu nehmen. Wenn es um den Abgleich von Fingerabdri-
cken geht, liegt die besondere Expertise beim BKA. Dies kann erforderlich werden bei An-
fragen Uber ECRIS aus dem Ausland, wenn die Zuordnung der angefragten Person zu ei-
nem Datensatz im Bundeszentralregister nicht eindeutig ist und der Anfrage Fingerabdri-
cke aus dem auslandischen Verfahren beigefligt sind. Zudem kommt ein solcher Abgleich
aber auch in Frage, wenn der Detektor fir Mehrfachidentitaten eine mégliche Mehrfach-
identitat festgestellt hat und es daher einer manuellen Verifizierung nach Artikel 29 der Ver-
ordnung (EU) 2019/818 bedarf. In diesen Fallen erlaubt Absatz 3, dass die Registerbe-
hérde dem BKA die erforderlichen personenbezogenen Daten und insbesondere das bio-
metrische Vergleichsmaterial zur Prifung Ubermittelt. In den meisten Fallen werden hierzu
personenbezogene Daten im Sinne des § 5 Absatz 1 Nummer 1 BZRG Gbermittelt, in Aus-
nahmefallen aber auch andere Daten (beispielsweise die Nummer der Identitdtsdokumente
der Person).

Zu Absatz 4

Absatz 4 schafft die Befugnis fir das BKA die ersuchten Fingerabdriicke an das BfJ zu
Ubermitteln (Absatz 1). Zudem darf das BKA auf das Ersuchen des BfJ im Wege der Amts-
hilfe Identitdtsabgleiche vornehmen und das Ergebnis der Auswertung dem BfJ mitteilen
(Absatz 3). § 25 Absatz 2 Nummer 1 BKAG, der die Ubermittlung von Daten des BKA und
durch das BKA im innerstaatlichen Bereich regelt, setzt voraus, dass die Datenlbermittlung
durch das BKA in anderen Rechtsvorschriften vorgesehen ist. Daher wird eine ausrei-
chende Rechtsgrundlage fiir die Ubermittlung personenbezogener Daten vom BKA an die
Registerbehdrde geschaffen.

Zu § 58c (Ablauf der Speicherfrist in ECRIS-TCN)

Nach Artikel 8 der Verordnung (EU) 2019/816 wird jeder Datensatz nur so lange im Zent-
ralsystem und im CIR gespeichert, wie die Daten zu der Verurteilung beziehungsweise den
Verurteilungen der betreffenden Person in den Strafregistern gespeichert sind (Artikel 8 Ab-
satz 1 der Verordnung (EU) 2019/816). Nach Ablauf der Speicherfrist I16scht die Zentralbe-
hérde des Urteilsmitgliedstaats den Datensatz, einschliel3lich der biometrischen Daten, aus
dem Zentralsystem beziehungsweise aus dem CIR. Die Loschung erfolgt nach Moglichkeit
automatisch und in jedem Fall spatestens einen Monat nach Ablauf der Speicherfrist (Arti-
kel 8 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/816). Zur Klarstellung bedarf es einer gesetzli-
chen Regelung, was als Ablauf der Speicherfrist im nationalen Recht zu verstehen ist. Nach
dem BZRG kommt namlich der Eintritt der Tilgungsreife oder das Ende der Uberliegefrist
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(§ 45 Absatz 2 Satz 1 BZRG) in Betracht. Zwar wird eine Eintragung mit dem Ablauf der
Tilgungsfrist tilgungsreif, endgultig aus dem BZR entfernt, wird die Eintragung aber erst
nach dem Ende der Uberliegefrist. Die Uberliegefrist soll gewahrleisten, dass etwaige neue
Verurteilungen, die die Entfernung oder Tilgung ausschlieRen aber der Registerbehoérde
noch nicht bekannt sind, noch bericksichtigt werden kénnen. Es handelt sich also um eine
Sicherheitsspanne. Wahrend der Uberliegefrist werden die Eintragungen allerdings zum
Schutz der Betroffenen schon nicht mehr in Auskinfte aufgenommen. Es ist daher sachge-
recht fir die Loschung des Datensatzes in ECRIS-TCN auf den Eintritt der Tilgungsreife
abzustellen. Ist der Datensatz in ECRIS-TCN geldscht und kommt es zu einer Nachverur-
teilung, hat die Registerbehdrde einen neuen Datensatz in ECRIS-TCN anzulegen. Die L6-
schung in ECRIS-TCN erfolgt im Ubrigen vollautomatisch.

Zu Artikel 3 (Anderung der Gewerbeordnung)
Zu Nummer 1
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Anpassung der Inhaltsiibersicht der GewO aus Anlass der Einfi-
gung von § 150f GewO-neu.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Anpassung der Inhaltsiibersicht der GewO aus Anlass der Einfi-
gung von § 153b GewO-neu.

Zu Nummer 2

Durch die Anderung in § 150 Absatz 2 GewO wird die Beantragung von Auskiinften aus
dem Gewerbezentralregister fur juristische Personen und Personenhandelsgesellschaften
praxisgerechter ausgestaltet, indem die Antragsbefugnis erweitert wird. Es hat sich gezeigt,
dass trotz der Einflihrung der elektronischen Antragstellung (§ 153¢c GewO) Hemmnisse
bestehen. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn in der Geschaftsfuhrung lediglich eine
Person mit einem Personalausweis mit Online-Ausweisfunktion ausgestattet ist, diese Per-
son jedoch aus anderen Griinden an der Antragstellung gehindert ist. Das praktische Be-
durfnis fir eine Erweiterung der Antragsbefugnis wird durch eine Auswertung der Grinde
fur die Zurlickweisung von Antragen auf Erteilung von Auskinften aus dem Gewerbezent-
ralregister Uber juristische Personen belegt. Danach hat sich ergeben, dass im Jahr 2019
von 144 zurickgewiesenen Antragen mindestens 52 Antrage aufgrund der Antragstellung
durch eine unberechtigte Person (41 durch Prokuristen oder Prokuristinnen und elf durch
sonstige Bevollmachtigte) zurlickgewiesen worden sind. Nach geltender Rechtslage ist ein
Antrag auf Erteilung einer Auskunft aus dem Gewerbezentralregister ausschlieRlich durch
die betroffene Person oder eine Person in gesetzlicher Vertretung zuldssig. Die Vertretung
durch Bevollmachtigte ist nach § 150 Absatz 2 Satz 2 GewO explizit ausgeschlossen. Ge-
setzliche Vertreter sind beispielsweise bei einer Gesellschaft mit beschrankter Haftung
(GmbH) die Geschéftsfuhrer und Geschéaftsfihrerinnen, bei einer Aktiengesellschaft und
bei einer Genossenschaft die Vorstandsmitglieder. Prokuristen oder Prokuristinnen oder
sonstige rechtsgeschaftlich Bevollmachtigte gelten grundsatzlich nicht als gesetzliche Ver-
treter und sind damit derzeit nicht antragsberechtigt. Antrdge durch nichtantragsberechtigte
Personen werden daher von der Registerbehdrde zurickgewiesen. Die Berechtigung zur
Beantragung von Auskilnften aus dem Gewerbezentralregister Gber juristische Personen
oder Personenhandelsgesellschaften wird auf Personen erweitert, deren (Einzel-)Vertre-
tungsberechtigung flir das betroffene Unternehmen sich aus dem Handelsregister ergibt.
Hiervon werden insbesondere Prokuristen oder Prokuristinnen (bei Einzelprokura) umfasst.
Eine Antragstellung durch bevollmachtigte Personen, deren Vertretungsberechtigung sich
nicht aus dem Handelsregister ergibt, bleibt hingegen weiterhin ausgeschlossen. Mit der
beschrankten Antragsberechtigung soll insbesondere die missbrauchliche Antragstellung
durch Unberechtigte verhindert, mithin dem Datenschutz Rechnung getragen werden. So
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koénnen die gesetzlich vertretungsberechtigten Personen eines Unternehmens im Handels-
register eingesehen werden. Dortige Eintragungen genielden einen Verkehrs- und Vertrau-
ensschutz (vergleiche § 15 des Handelsgesetzbuches — HGB). Es kann beispielsweise da-
von ausgegangen werden, dass eine ins Handelsregister eingetragene Person der Ge-
schaftsfliihrung tatsachlich berechtigt ist, die betroffene GmbH im Rechtsverkehr zu vertre-
ten. Da bei jedem Antrag auf Erteilung einer Auskunft aus dem Gewerbezentralregister Uber
juristische Personen oder Personenhandelsgesellschaften zwingend ein Handelsregister-
auszug vorzulegen ist, kann die Antragstellung durch eine nicht-antragsbefugte Person
grundsatzlich ausgeschlossen werden. Dasselbe gilt jedoch auch fir alle ins Handelsregis-
ter eingetragenen rechtsgeschaftlich (Einzel-)Vertretungsberechtigten. Insofern kann auch
fur diesen Personenkreis eine unberechtigte Antragstellung durch die Vorlage eines Han-
delsregisterauszuges ausgeschlossen werden. Sofern eine antragstellende Person mit Pro-
kura im Handelsregister eingetragen ware, dirfte sie sodann fur dieses Unternehmen Aus-
kiinfte aus dem Gewerbezentralregister beantragen. Ferner ist es schwer nachvollziehbar,
dass eine Person mit Prokura nach § 49 Absatz 1 HGB zu allen Arten von gerichtlichen und
aullergerichtlichen Geschaften und Rechtshandlungen, die der Betrieb eines Handelsge-
werbes mit sich bringt, berechtigt ist, fir das Unternehmen jedoch keine Auskunft aus dem
Gewerbezentralregister beantragen darf. Da solche Auskinfte beispielsweise fir die Teil-
nahme an Ausschreibungen in Vergabeverfahren bendtigt werden, ist die Antragstellung
als Rechtshandlung, die der Betrieb eines Handelsgewerbes mit sich bringt, anzusehen.
Die Ungleichbehandlung der Antragsbefugnis fir Auskinfte ber juristische Personen be-
ziehungsweise Personenhandelsgesellschaften und natirliche Personen lasst sich mit dem
aus dem Handelsregister folgenden Vertrauensschutz rechtfertigen.

Zu Nummer 3

Die Regelung in § 150f GewO schafft eine § 21 BZRG entsprechende Rechtsgrundlage flr
das Gewerbezentralregister, um der Registerbehdrde eine automatisierte Datentbermitt-
lung zu ermdglichen. Bereits jetzt besteht die Moglichkeit fir Behdrden, Auskunftsanfragen
an das Gewerbezentralregister Uber das AuMiAu-Verfahren oder Uber das Internet-Formu-
larcenter des BfJ (InFormJu) zu stellen. Die entsprechenden Ausklnfte werden jedoch un-
abhangig von dem jeweiligen Eingangskanal auf Papier versandt. Mit der Vorschrift wird
insbesondere der Schutz vor unbefugtem Zugriff bei der Ubermittiung geregelt. Sie tragt
damit der DSGVO Rechnung. Nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e) und Absatz 3 DSGVO
bedarf es flir die Datenverarbeitung einer Rechtsgrundlage. Die Vorschrift berticksichtigt
zudem die mit diesem Entwurf vorgeschlagene Anderung des § 21 BZRG hinsichtlich der
Streichung des nicht genutzten Abrufverfahrens und der Aufnahme des AuMiAu-Verfah-
rens. Auf die Begriindung der Anderung des § 21 BZRG wird daher Bezug genommen. Der
Versand elektronischer Auskilinfte aus dem Gewerbezentralregister wird mit Einfihrung der
XML-Technologie mdglich. Das entsprechende IT-Projekt ist im Bfd zwischenzeitlich abge-
schlossen. Damit werden alle Behdrden, die den neuen XML-Standard umsetzen und mit
dem Gewerbezentralregister grundsatzlich Gber Leitungen verbunden sind, diesen Service
nutzen kdnnen.

Zu Nummer 4

Mit der Anderung wird § 153a Absatz 2 GewO an § 20a BZRG angeglichen. Nach § 20a
BZRG teilen die Meldebehérden der Registerbehérde jede Anderung des Geburtsnamens,
Familiennamens, Vornamens oder Geburtsdatums einer Person fir die in den § 20a Ab-
satz 2 und 3 BZRG genannten Zwecke mit. Dazu gehdrt nach § 20a Absatz 2 BZRG vor
allem, dass die Anderung der Personendaten bei einer Eintragung oder einem Suchver-
merk im Bundeszentralregister Uber diejenige Person, deren Geburtsname, Familienname,
Vorname oder Geburtsdatum sich geandert hat, aufgenommen wird. Nach § 20a Absatz 3
BZRG darf die Mitteilung nach § 20a Absatz 1 BZRG auch fir den in § 153a Absatz 2 GewO
genannten Zweck verwendet werden. Sowohl § 20a BZRG als auch § 153a Absatz 2 GewO
verfolgen dabei den Zweck, dass eine Eintragung flr eine Person auch dann noch auffind-
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bar sein soll, wenn sich eine Angabe zu der Person geandert hat. Nach bisheriger Rechts-
lage betraf dies in § 153a Absatz 2 GewO fur das Gewerbezentralregister nur die Mitteilung
Uber die Anderung des Namens einer Person. Nunmehr wird auch die Anderung des Ge-
burtsdatums bei der Eintragung fur die Person aufgenommen. Zugleich wird die Vorschrift
genauer gefasst und klargestellt, dass die Namensénderung die Anderung des Geburts-,
Familien- und Vornamens umfasst.

Zu Nummer 5

Fur das Gewerbezentralregister wird eine zu § 20b BZRG vergleichbare Vorschrift geschaf-
fen, die die datenschutzrechtliche Grundlage fir die Registerbehdrde bildet, um bei Identi-
tatszweifeln erforderliche Ermittlungen vornehmen zu durfen. Dieses Verfahren wird bereits
heute praktiziert und die ungeschriebene Ermachtigung aus der Aufgabe der Registerbe-
hérde und den Besonderheiten des Registers hergeleitet. Im Ubrigen wird auf die Ausfiih-
rungen zur Einfugung des § 20b BZRG Bezug genommen.

Im Zuge der erforderlichen Anpassungen zur Umsetzung des Registermodernisierungsge-
setzes (vergleiche Bundesratsdrucksache 563/20 — Gesetzentwurf der Bundesregierung fur
ein Gesetz zur Einfuhrung und Verwendung einer Identifikationsnummer in der 6ffentlichen
Verwaltung und zur Anderung weiterer Gesetze — Registermodernisierungsgesetz) wird
diese Vorschrift zu Uberprifen sein. Insbesondere kommt dann eine vorrangige Identifizie-
rung anhand der Identifikationsnummer — soweit dann fir die Person vorhanden — und An-
frage an die Registermodernisierungsbehdrde — soweit nach den Vorschriften des Identifi-
kationsnummerngesetzes zulassig — in Betracht.

Zu Nummer 6

Der bisherige § 153b GewO wird § 153¢c GewO.
Zu Artikel 4 (Inkrafttreten)

Zu Absatz 1

Das Gesetz tritt vorbehaltlich Absatz 2 und 3 grundsatzlich am Tag nach seiner Verkiindung
in Kraft.

Zu Absatz 2

Die in Absatz 2 aufgefliihrten Gesetzesteile stehen in unmittelbarem Zusammenhang mit
der Inbetriebnahme von ECRIS-TCN, so dass sie zeitgleich erst in Kraft treten sollen. Nach
dem derzeitigen Zeitplan von eu-LISA ist fur die erste Jahreshalfte 2022 ein Testbetrieb mit
den Mitgliedstaaten geplant. Die Aufnahme des Echtbetriebs ist frihestens fur das Ende
des Jahres 2022 geplant, so dass die maligeblichen Gesetzesteile am 1. Oktober 2022 in
Kraft treten sollen.

Zu Absatz 3

Die in Absatz 3 aufgeflhrten Gesetzesteile erfordern erheblichen Programmieraufwand bei
der Registerbehdrde, so dass diese erst am ersten Tages des zweiten auf die Verkiindung
folgenden Quartals in Kraft treten sollen. Die Registerbehdrde benétigt diese Ubergangs-
zeiten zur Umstellung der automatisierten Datenverarbeitung im Gewerbezentralregister.
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Anlage

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Absatz 1 NKRG

Entwurf eines Gesetzes zur Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2019/816 sowie zur Ande-
rung weiterer Vorschriften (NKR-Nr. 5513, [BMJV])

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Regelungsvorhabens ge-

pruft.
l. Zusammenfassung
Blrgerinnen und Burger
Jahrlicher Zeitaufwand: rund 1.600 Stunden (40.000 Euro)
im Einzelfall, je nach den Umstanden 10 Minuten (4 Euro)
oder 45 Minuten (19 Euro)
Wirtschaft keine Auswirkungen
Verwaltung
Bund
Jahrlicher Erfallungsaufwand: rund 2,3 Mio. Euro
Einmaliger Erfillungsaufwand: rund 5 Mio. Euro
Lander
Einmaliger Erfillungsaufwand: rund 172.000 Euro
Weitere Kosten (Justiz)
Jahrlicher Personalaufwand der Polizei rund 1,1 Mio. Euro
Umsetzung von EU-Recht Dem NKR liegen keine Anhaltspunkte dafiir
vor, dass mit dem Vorhaben uber eine 1:1
Umsetzung hinausgegangen wird.
Evaluierung Erstmals vier Jahre nach Inbetriebnahme des
ECRIS-TCN und danach im Vier-Jahres-
Turnus wird die Verordnung (EU) 2019/816
auf der EU-Ebene evaluiert.
Ziele: | Verbesserung des Europdischen Strafregister-
informationssystems ,,ECRIS* (,,European
Criminal Record Information System*)
Kriterien/Indikatoren: | Geschwindigkeit und Aussagekraft der In-
formationsiibermittlung
Datengrundlage: | Berichte der Mitgliedstaaten

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Ein-
wénde gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem Regelungsentwurf.
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11. Im Einzelnen

Das ,,European Criminal Record Information System* (,,ECRIS*) ist ein dezentrales Informations-
technologiesystem, das die Strafregister der EU-Mitgliedstaaten untereinander vernetzt. Jedes
Strafurteil, das in einem Mitgliedstaat gegen einen Unionsbirger ergeht, wird tber ECRIS dem
jeweiligen Heimatstaat Gbermittelt und dort zentral gespeichert, um bei Bedarf abgefragt werden zu

koénnen.

Mit der Verordnung (EU) 2019/816 wurden die Abfragemdglichkeit auf Drittstaatsangehorige
und Staatenlose erweitert und hierfiir das IT-Systems ECRIS-TCN (,,European Criminal Record

Information System for Third Country Nationals®) eingefihrt.

Die in den Mitgliedstaaten unmittelbar geltende Verordnung ist seit dem 11. Juni 2019 in Kraft.
Binnen drei Jahren muss auch Deutschland nationale Vorschriften der Verordnung anpassen. Hier-
zu sind Anderungen der Strafprozessordnung (StPO) und des Bundeszentralregistergesetzes
(BZRG) erforderlich, die

o die zusatzliche Aufnahme von Fingerabdricken,
o die Datenverarbeitung (Fingerabdriicke/Referenznummern) und den Datenaustausch der
Registerbehdrde mit ECRIS-TCN, den Strafverfolgungsbehtrden und dem Bundeskrimi-

nalamt (BKA) sowie mit der Bewahrungshilfe
ermdglichen.
11.1.  Erfallungsaufwand

Die Rechtsénderungen rufen laufenden und einmaligen Erftllungsaufwand hervor.
Birgerinnen und Burger

Bisher nicht aufgenommene Fingerabdriicke von Drittstaatsangehérigen, die spater zu einer Frei-
heitsstrafe verurteilt wurden, miissen kiinftig nacherhoben werden. Das BMJV geht von jahrlich
rund 3.200 Anwendungsfallen der Neuregelung aus. Es hat diese GréRenordnung unter der An-
nahme ermittelt hat, dass rund 85 Prozent von rund 21.300 spéter verurteilten Personen (Durch-
schnitt der Jahre 2014 bis 2018) schon im Ermittlungsverfahren Fingerabdriicke abgeben. Fur die
Nacherfassung der danach verbleibenden 3.200 Personen ist entweder ein Fingerabdruckabgleich
(sog. Fast-1D-Abgleich) oder eine Fingerabdruckaufnahme erforderlich, wobei das BMJV fir die
beiden Verfahrensarten ein Verhéltnis von ca. 44 zu 56 Prozent annimmt. Bei einer Dauer von 10
bzw. 45 Minuten ergibt sich fur die Blrgerinnen und Burger zusétzlicher Zeitaufwand von rund

1.600 Stunden (40.000 Euro)™:

! monetarisiert mit 25 Euro/Std.
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Wirtschaft
Fur die Wirtschaft entsteht kein neuer Erfullungsaufwand.
Verwaltung (Bund)

Die Verwaltung des Bundes wird mit zusétzlichem Personal- und Sachaufwand beim Bundesamt
flr Justiz (BfJ), beim Bundeskriminalamt (BKA) und beim Bundesbeauftragten fiir den Daten-

schutz und die Informationsfreiheit (BfDI) belastet.
Bundesamt fur Justiz

Das BfJ als zentrale Registerbehdrde soll die technische Umsetzung der EU-Verordnung in
Deutschland gewéhrleisten. Hierzu sind eine Schnittstellenanbindung an das ECRIS-TCN-System
bei eu-LISA, die Implementierung von ECRIS-TCN in das bestehende IT-System des Bundeszent-
ralregisters sowie die Anbindung an das BKA herzustellen. Bei Ermittlung und Darstellung des
dafir entstehenden Erfullungsaufwandes unterscheidet das BMJV zwischen einer Projektphase ab
2020 und dem laufenden Betrieb des Systems ab 2023.

Die Einfuhrung des IT-Systems in der Projektphase verursacht nachvollziehbar aufgeschliisselten
jeweils einmaligen Personalaufwand von rund 2,2 Millionen Euro und Sachaufwand von 2,3

Millionen Euro.

Der dann ab 2023 laufende Systembetrieb ruft jahrlichen Personalaufwand von rund
1,4 Millionen Euro und Sachkosten von rund 450.000 Euro hervor, den das BMJV ebenfalls

nachvollziehbar aufgeschlisselt hat.
Bundeskriminalamt

Um die Bereitstellung gespeicherter Fingerabdriicke sowie die automatische Verarbeitung von
Verifizierungsauftragen gewahrleisten zu kdnnen, benétigt das BKA eine Schnittstelle zum BfJ, fur
deren Einrichtung einmalig rund 300.000 Euro anfallen. Hinzu kommen Sachkosten von rund
150.000 Euro fur die Einrichtung einer sog. AFIS-Partition, mit der die fiir ECRIS-TCN gespei-
cherten Fingerabdriicke von anderen Fingerabdriicken getrennt gespeichert werden. Insgesamt ent-
steht beim BKA einmaliger Sachaufwand von rund 450.000 Euro. Den laufenden Aufwand fir
die Systempflege hat das Ressort aufgrund betrieblicher Erfahrungen mit 30 Prozent des Investiti-
onsvolumens, demnach mit rund 135.000 Euro p.a., ermittelt.

Bundesbeauftragter fur den Datenschutz und die Informationsfreiheit

Der BfDI soll in der Projektphase die technische Umsetzung und ab 2023 den laufenden
Betrieb beim BfJ und beim BKA beratend begleiten. Hierflir entstehenden Personalauf-

wand von einmalig rund 11.000 Euro sowie von jahrlich rund 302.000 Euro.



Drucksache 149/21 -4-

Verwaltung (Lander)

Auf der Landesebene sind technische Anpassungen der staatsanwaltlichen Fachverbundverfahren
MESTA und web.sta erforderlich, um die daktyloskopische Nummer (Fingerabdruck) jeweils si-
cher bermitteln zu kénnen. Fiir diese Anpassungen fallen in den beiden Verbundsystemen bun-
desweit einmalige Sachkosten von 62.000 Euro an. In zwei Bundeslandern entstehen weitere
Sachkosten von einmalig 90.000 Euro (Scan-Gerate in Justizvollzugsanstalten) und in einem Bun-

desland zusétzlich einmaliger Personalaufwand von rund 20.000 Euro fur IT-Anbindung.
11.2. Weitere Kosten (Justiz)

Fur die Nacherhebung von Fingerabdrlicken entsteht ein Uber alle Bundesléander gemittelter Zeitbe-
darf von 370 Minuten/Fall, wobei in der Regel Polizeibeamte des mittleren Dienstes (Lohnkosten-
satz von 31,40 Euro/Std.) zur Erflllung der neuen Aufgabe eingesetzt werden. Auf der Grundlage
dieser Erkenntnisse aus den Stellungnahmen der Landesjustizverwaltungen hat das BMJV die jahr-
lich rund 3.200 Nacherhebungsfalle unter Anwendung des Kdnigsteiner Schliissels 2018 auf die
Bundeslander verteilt und dort einen Personalaufwand (Justizkosten) von rund 1,1 Millionen Euro

p.a. nachvollziehbar abgeschétzt.
11.3. Evaluierung

Erstmals vier Jahre nach Inbetriebnahme des ECRIS-TCN und danach im Vier-Jahres-Turnus wird
die Verordnung (EU) 2019/816 auf der EU-Ebene evaluiert. Die deutschen Beitrdge zu den sog.
Gesamtbewertungsberichten der Kommission werden den VVorgaben der Evaluierungskonzeption

entsprechen.

I11. _Ergebnis

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Einwénde

gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen zu dem Regelungsentwurf.

Dr. Ludewig Dr. Holtschneider

Vorsitzender Berichterstatter
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	Die Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), die zuletzt durch Artikel 9b des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3334) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. In § 150 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „nicht durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen“ durch die Wörter „durch einen Bevollmächtigten oder eine Bevollmächtigte nur vertreten lassen, wenn die Bevollmächtigung im Handels- oder Genossenschaf...
	3. Nach § 150e wird folgender § 150f eingefügt:
	„§ 150f
	Automatisiertes Auskunftsverfahren


	4. § 153a Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
	5. Nach § 153a wird folgender § 153b eingefügt:
	„§ 153b
	Identifizierungsverfahren


	6. Der bisherige § 153b wird § 153c.


	Artikel 4
	Inkrafttreten
	(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 am Tag nach der Verkündung in Kraft.
	(2) Die Artikel 1 und 2 Nummer 1 Buchstabe b und c, Nummer 4, 5, 6 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb und Buchstabe b, Nummer 7 bis 9 treten am 1. Oktober 2022 in Kraft.
	(3) Artikel 3 Nummer 2 tritt am … [einsetzen: Datum des ersten Tages des zweiten auf die Verkündung folgenden Quartals] in Kraft.
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